
Siedlung und Wirtschaft
Zeitschrift für Wohn- Und Siedlungswesen
Organ der WohnungsfüksOkgegesellschaften

Herausgegeben von

Justus von Gruner Wilhelm Schlemm Ferdinand Neumann

Verlag« Die GrundstückssWarte«,Berlin-Charlottenburg 2, Hardenbergstraße 13

14. Jahrg. September 1932 Heft 1

Dorf nnd Landstadt in der kommenden Siedlung
Von Wilhelm Schlemm, Königsberg

- Sied-
nn wir Fragen des Wohnungs und

.

luikkzkwesenserörtern, begehenwir gar guleäscht
den Fehler, daß wir sie zu sehr unter

emf
e-

sichtswinkel betrachten, den uns unsere heuiigen
industriellen und großstadtischenSorgenaulewim
gen. Wir denken san die gewaltige Arbeits ogg:
keit die das DahinschwindenunsererAuslaibs
märktein besonderem Maße bei der industrieen

Bevölkerung her-aufbeschworenhat, an die

lngßSe
Gefahr, die die Zusammenballungdieserar eti

-

losen Menschenmiassenin den Jndustriezenren

für das Volksganze bedeutet und bemuhen uns,

ihr durch die Schaffung von Siedlungenetgk
der Form der Selbstversorsgersiedlungaml ad
rande zu begegnen. Oder aber das Prob ein e
Umsiedlung mit allen seinen großenSchwtieriglz
keiten steigt vor uns auf, und damit gewinn Strud-
das flach-eLand wieder an Interesse.

— Die ide
-

lung bekommt unter solchen Umstandenleicht en

Charakter eines Sicherheitsventils,das man zu
öffnen hat, wenn der Manometer Ueberdruck an-

ei t. ·z Zonein-er solchen Anschauungwerdenwir uns
lösen müssen, wenn wir die Siedlungihrem Falk
ren Werte nach erkenn-en und in«unseren

l

ir -

schaftsaufbau einfügen wollen. i e S i e

Zrixnl
darf uns nicht »als ein in Gef; des
zeiten nach Bedarf anzuwen elntn

Sicherheits- und Heilmittel ge e
:

sie muß uns vielmehr bewußt wer:
den als das, was sie ist, als eines derwich-
tigstsen und grundlegendsten Mixntel
zum Auf- und Ausbau unserer .a-
tio n. Nur indem wir uns ihrer in diesem Sinne

bedienen, wecken wir in ihr alle jene gestaltenden
Kräfte, auf die es ankommt. Der Gegensatzva
Stadt und Land, von städtischer und landlichser

Siedlung, schwindet unter diesem Gesichtspunkte.

Alles formt sich zur organisch wachsenden Einheit.
Wirkungen und Gegenwirkungen greifen folge-
richtig ineinander. Das Hin- und Herfluten der

Kräfte wird sinnvoll und gibt uns die Möglich-
keit, ordnend und lenkend auf ihre weitere Ent-

wicklung einzuwirken
Angewendet ·an die Verhältnisse unserer Tage,
führt diese Einstellung zu der Forderung, daß
man aufbausend die Siedlung zuerst da einschalten
soll, wo es noch etwas auszubauen gibt. Das

Schrumpfen unserer auswärtigen Absatzgebiete,
verbunden mit seiner sehr weitgehenden Nationali-

sierung, hat nicht allein an den Orten der indu-

striellen Erzeugung Arbeitskräfte freigesetzt; sie
hat gleichzeitig zu einer Abriegelung des Zustroms
der überschüssigenArbeitskräfte des flachen Landes

geführt, um deren Unterbringung man sich bisher
keine Sorge zu machen brauchte. Das flache Land

aber krankt infolge der Entwicklung des landwirt-

schaftlichen Weltniarktes an einer Absatzkrise, die

besonders hart den Großgrundbesitz trifft und

zwangsläufig einen Teil desselben zum Erlsisegen
bringen muß. Hier ist Aufbau möglich. Land

bietet sich dar zur Aufnahme von Menschen, und
es kommt lediglich auf die Siedlungsform an, bis

zu welchem Grade man die Menschenannahme
stiesigern kann. Unter dem Einfluß der herrschen-
den Arbeitsnot gewinnen daneben Gedanken der

Landverbiesserung zur verstärkten Aufnahme von

Arbeitslustigen und bisher wohl mehr als nötig
abgelehnte Gedanken der Landgewinnung eine er-

höhte Bedeutung. Die Möglichkeit, den natürlichen
Bevölkerungsüberschuß unserer ländlichen Gebiete

auf dem Lande selbst festzuhalten und damit den

wertvollsten, weil zukunftstüchtigsten Teil unserer
Bevölkerung seiner Natur entsprechend unterzu-
bringen, ist damit gegeben. Gleichzeitig ist damit
der erste Schritt zur Behebung unserer augenblick-



lich-en Schwierigkeiten im

getan.
Das Ausmaß sund die Bedeutung dieses ersten

Schrittes wird meist sehr verkannt. Gar zu häu-
fig hört msan die Meinung aussprechen, daß es

sich bei einem solchen Vorgehen schließlich doch
nur um verhältnismäßig wenig Menschen handeln
könne, den-en man die Wohltat der Versorgung
mit Arbeit durch Hergabe von Land verschaffen
könne. Jm höchsten Falle komme eine Bevölke-

rungsverdichtung asuf etwa das doppelte sdes bis-

herigen Zustandes heraus. Dies bedeute gegen-
über sden Millionen, die heut-e sehnsüchtigauf Ar-

beit warten, wirklich nicht viel. — Man ver-

gißt dabei, daß es sich bei dies-en
Sisedlungsmaßnahmen lediglich um

die Ansetzung derjenigen Kräfte

handelt, die durch ihre Arbeit die

Grundlage für die Existenz weiterer Menschen

schaffen. Denn ebenso, wie eine Gütererzeu-
gung nur denkbar ist, wenn die entsprechende Zahl
von Abnehmern vorhanden ist, ebenso kann diese
Abnahme nur erfolgen, wenn die Erzeuger gleich-
zeitig als Abnehmer sder ander-en Seite austreten,
d. h. jenen aus ihren Bedürfnissen heraus die

Möglichkeit der Arbeit verschaffen. Es bilden

sich also unabhängig von der sonstigen Wirtschaft,
durch Angebot und Nachfrage miteinander ver-

bunden und gegenseitig gestützt, bereits durch jene
ersten Siedluingsmiaßnahmen klein-e Wirtschafts-
krei’s-e,deren Bevölkerung schon ein gsutes Stück
über den Nahm-en der eigentlichen bodennutzenden
Produzenten hinausgreift. Mit r ein la nd-

wirtschaftlicher Siedlung allein

wird man allerdings nicht zu

derartigen Ergebnissen kommen

kö n n e n. Man wird zur ausgesprochenen

Dorfsiedlung

übergehen müssen, -un.d dies noch entschiedener,
als es in seinen bescheidenen Anfängen heute
schon hier und dort geschieht. Die Aufgabe der

Siedlung besteht hierbei darin, nicht etwa etwas

Fertiiges und Unwandelbares zu schaffen, sondern
die Grundlage für lebensfähige Dorfwirtschaften
so vorzubereiten, »daß die wichtigsten Voraus-

setzungen für eine gesunde Weiterentwicklung von

vornherein gegeben sind.

Auch unsere alten Dörfer hab-en ihr fertiges
Gesicht erst ganz allmählich erhalten. Wie »aber

jene alten Dörfer aus ihr-er gesunden inneren

Kraft heraus allerlei gewerblich-e und handwerk-
liche, bis-her nur stadtgebundene Betriebe san sich
zu locken verstanden, so biet-et ssichauch in unserem
Falle der Siedlung die erste Möglichkeit, über den

engeren Rahmen der eigentlichen Landb.evölke-

rung hinauszugreifien und einen und den anderen

der von den Städten freigesetzten Handwerk-er
und Gewerbetreibenden aufzunehmen. — Eine,

aufbauenden Sinne wenn auch bescheidene, aber sachlich gut begrün-
det-e Umsiedlung ist hiermit eingeleitet.

Der Schritt zur Erweiterung des dörflichen
Nahmens über den rein bäsuerlsichenBestand hin-
aus, für dessen Berechtigung die vorhandenen
alten Dörfer genügend Beweis sind, läßt sich bei

Dorfneugründsungen um so sicherer durchführen,
weil man es in der Hand hat, den anzusetzenden
Handwerker »und Gewerbetreibenden oder auch
Arbeiter durch die Beigabe einer genügend gro-

ßen Landfläche krisenfester zu machen. Der Ge-
danke der Nebenerwerbsisiedlung findet nirgends
bessere Möglichkeiten als gerade hier. Die Aus-

wertung dieser Möglichkeiten aber ist Aufgabe
der Siedlung, bei der es grundsätzlich immer um

die Schaffung neuer Lebensplätze auf gleicher oder
erweiterter Fläche geht, also um Bevölkerungs-
verdichtung.

Ganz gewiß würde man auf den angedeuteten
Wegen noch sicherer und erfolgreicher vorgehen
können, wenn die Arbeit durch die Beschaf-
fung übergemeindlicher -Planungs-
unterlagen sachgemäß vorbereitet würde.

Die Forderung nach einer, diese Fragen klären-den

Lasndesplanung -in den für die Siedlung in Frage
kommenden Gebieten wird daher niemals ver-

stummen. Gerad-e bei einem Vorgehen, wie es

hier angedeutet wurde, wird man aber am

wenigsten Gefahr laufen, etwas den Forderungen
des planmäßigen Aufbaus eines Gebiets Zu-
widerlaufendes zu iunternehmien, weil die Dorf-
gründung ebenso wie die Familiengründung die

Schaffung sder kleinsten Lebenszellen eines Volkes
bedeutet »und weil die Verhältnisse hierbei durch--
aus übersehbar bleiben. Die richtige Eingliede-
rung in das Bestehende wird sich bei einiger Sorg-
falt immer erreichen lassen. Auch ein gewisser
künftiger Aufbau wird berücksichtigt und vorbe-
reitet werden können.

Bei unseren Uebserlegunigem wie man die

gegenwärtige Lage am besten meistern kann, über-
sehen wir nun ssehr leicht, —- besonders wenn wir

fie gar zu sehr aus der östlichen Perspektive be-

trachten, — daß es auch heute noch selbst in un-

serem Vaterlande Gebiete gibt, denen »die aus-

gesprochene Not unserer Tage noch verhältnis-
mäßig wenig hat anhaben können. Es sind dies

jene Gebiete, in denen Erzeugung und Verbrauch
gut aufeinander eingespielt sind und als in sich
ausgeglichen angesehen wer-den können, gewisse
süddeutscheGebiete vor allen Dingen. Wir über-

sehen aber auch, daß selbst in den als ausgespro-
chene Versorgergebiete anderer Landesteile gelten-
den -und daher nicht so ausgeglichenen Land-

strichien ähnlich günstige Verhältnisse oft da vor-

liegen, wo die Beziehungen von Stadt und Land

durch das Vorhandensein ein-es auf bäuerliche
Wirtschaft abgestellten Umrings besonders leben-

dig wird. Hier sehen wir schon seit einigen Jahr-
zehnten Entwicklungen sich vollziehen, die als eine
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immer innigere Verschmelzung der beiderseitigen
Wirtschaftsinteressenangesehen werden müssen.
Die Stadt wächstallmählich hinaius auf das Land.
Die Grenze verwischt sich; das Land hingegen sieht
in ider Stadt seinen natürlichen Mittelpunkt. Die

Marktbieziiehungenwer-den gepflegt, ohne daß erst
der den Gewinn verringernde Zwischenhandel in

Wirksamkeit treten muß. Soweit es sich aber um

War-en handelt, die ihrer Güte nach für die Be-

schicksungweiterer Märkte in Frage kommen,
schaltet sich die Stadt selbst als die Händlersinein,

Win erster Stapelplatz, ja kann unter Umstanden
sogar für die erste und weitere Verarbeitung der
Rohprodukte in Frage kommen, also eine gewisse
industrielle Betätigung entwickeln.

» » .

Welche Bedeutung unter solchen Umstandensdie
Siedlun-g bekommen kann, zeigt recht eindringlich
ein erst kürzlich genau-er untersucht-esBeispiel, die

an der Grenze des polnischen Korridors gelegene
jetzt ostpreiußischeGrenzstadt Dt. Eylauüs Durch
die Bestimmung-en des Vertrages .von Versailles
wurde sie wichtiger Teile ihr-es Hinterlanides be-
raubt und verlor gleichzeitig ihre recht ansehnliche

Garnison· Diese schweren Verlustekonnt-en durch
die Ansetzung von etwa 650’Sisedlern,1—bei

einem Haushaltungsdurchschnittvon 44 Per-

sonen also rd. 2900 Menschen
—- innerhalb des

wirtschaftlichen Einflußgebiets der· Stadt nicht

nur ausgeglichen werden, man spricht heut-e ge-

radezu von einem wirtschaftlichen Aufschwung-der
Stadt, verursacht durch die rege Sisedl«ungstatig-
kesit in ihrer Umgebung Den Bevolkerungsam
stieg sdes Hinterlandes wird man nach den vorlie-
genden Erfahrungssätzen nur mit etwa der Halfte
der angesetzten Personenbewertenkonnen«Die
stäsdtischeBevölkerung hingegen stieg seit Kriegs-
ende um rd. 3000 Einwohner, d. h. etwa XH ihrer

Größe. Dt. Eylau wurde eine Stadt von 12 500

Einwohnern Es bestätigt sich alsohier der Satz,

daß zu jedem Produzenten etwa 2 in anderen Be-

rufen Tätige zu rechnen sind»Die Aufgabevder

Verstärkung der Produktion fiel in diesem Halle
der Siedlun u.

.

Jn den gegiehunigenzwischen der Klseinstadt
und dem bäuerlich besiedelten Lande-erkennenwir
also seinen zweiten schon etwas großerenWirdt-
schaftskr-eis, in dem die Sieddlunsg eine aufbauen-e
Rolle spielen kann· Trotzdem vserschtebt M

unserer Einstellung zum Gesamtproblemeiniges-

Man könnte i vorstellen, daß man UnterVe-

rüchsichtigungdesrchvorhandenenMarktbeziehikllisgen
auf eine möglichst Wettgehende ArbeitgtelUns
hinftre.bt, d. h. bemüht ist, das Land IedISIIch ’T",
Bau-ern zsu besetzen, den stäsdttschenRaum hm«

·

«

dar-« Ver l. Odo Miltz, Stadt und Siedlung,
gestålltangdemBeispiel der Stadt Dt. Eylau in SIEBEer
Heft 2 »d. Siiedlungpol Abhandlungen, -hg. v.

Dir. E. Bollsert, Verl. R. Müller m. b. H., Eberswa e-

Berlin.

gegen den Berbrauchern zuzuweisen, den Verwer-
tern der ländlichen Erzeugnisse durch Verzehr,
Verarbeitung oder Vertrieb. Man würde damit
ungefähr dem Zustande zu«st»eu·ern,der bei uns im
Jahrhundert des 30jährigen Krieges bestand, wo

Bürger sund Bauer sich durch sozial-e und räum-
liche Gegensätze scharf unterschieden, beinahe
feindlich gegenüberstanden Wohin damals die
Ueberspsitzung jener Gegensätze führst-e,die den
Bauern in seiner Abgeschlossenheitzum »tumbsen
Bauern« stempelte, ist bekannt. Wir erleben ein
Gleiches heute, wo uns die scharf-eGegensätzlich-
keit von Industrie unsd Landwirtschaft »die schwer-
sten Sorgen bereitet. Auf Grund dieser Erfah-
rungen wird man zu vermeiden suchen, diese
Gegensätze noch zu unterstreichen; im Gegenteil
wird man bemüht bleiben, sie durch eine wohl-
geordnete Stadtlandschaft zu über-

brücken, um damit seiner neuen Stasdtland-
kultur die Wege zu bereiten. Die trennenden
Mauern unserer Städte bestehen nun einmal
nicht mehr. Die Stadt unserer Tag-e ist ein all-
seitig offenes Wirtschaftsgebilde, das mit aller
Kraft sin den umgebend-en Wirtschaftsraum hin-
einwachsen will, ja am liebsten eine enge Ver-
schmelzung mit ihm eingehen möchte. Mag dies
Streben auch oft genug falsche Wege gegangen
sein, wie sie etwa mit der Aufsaugung der Um-
gebung durch städtischeEsingemeindung vielfach
verfolgt sind, die Verschmelzusng von

Stadt und Land bleibt ein-e Wirt-

schaftsnotwendigkeit, an der wir

heute nicht vorüber können.
Der gleiche Wille beherrscht aber auch das

flach-e Land. Die Zeit der Eigenwirtschaft des

Bauern, die solch-eGegensätze begünstigen konnte,
kehrt gewiß nicht wieder. Au ch d i e B a usern-

wirtschaft ist ein Unternehmen ge-
worden, das der Verbundenheit mit
vielen anderen Berufen und dem
größeren Berufskreis lder benach-
barten Stadt nsicht mehr entraten
kann. Sie braucht Absatzgebiete und sucht den
Markt, wobei ihr der nahe Markt, der ohne Ein-
«sch,ie·bungvon Zwischengliedern erreicht werden
—k-ann,besonders wertvoll ist.
wirtschaft der gerade das klieinbäuerlicheUnter-

Die Vseredelungs-

nehmen zustreben muß, verlangt Absatz und an-

gemessen-ePreise. Beides ist gleichfalls nur durch
gute Marktbeziehungsen zu erreichen. Bei alle-
dem spielt rdie »Landstadt,auf die unsere Zeit nur

zu gern etwas verächtlich «herabsah,eine wichtige
Rolle.

Auch bei den Beziehungen zwischen der Land-
stadt und ihr-er Iändlichen Umgebung strebt die
Entwicklung auf die Schaff-ung von Wirtschafts-
krseisen hin, die sich soweiit im Gleichgewicht be-
finden, daß sie »durchEreignisse von außen so
wenig wie möglich gestört werden.

Es wurde schon daran hingewiesen, daß selbst
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in unserer heutigen Wirtschaft verschiedentlich in
den

Beziehungen von Stadt und Land

noch Verhältnisse bestehen, die man als ausge-

glichen bezeichnen kann. Soweit die östlichen
Siedlungsgebiete in Frage kommen, besitzen der-

artig-e Stellen aber wenig Auftrieb. Bei der ein-

seitigen landwirtschaftlichen Produktionsgrund-
lage, auf der sie sich aufbauen, ist dies nicht wei-

ter verwunderlich. Das Nächstliegen«de,um sie aus

ihrer Stillstandslage zu befreien, wäre die Ver-

breiterung sdieser Produktionsgrundlsage durch
Veredelunsgwirtschaft und Ausbau der in Verbin-

dung kdamit möglichen gewerblichen und indu-

strieellen Betriebe. Eine wesentliche Förderung
aber wird dies Bemühen erfahren, wenn Sied-

lungsland vorhanden ist. Wo die erstrebte Aus-

geglichenheit zwischen Stadt und Land infolge der

Entwicklung des ver-gan.genen Jahrhunderts aber

gestört ist, wird es kaum ein anderes wirksames
Mittel geben, das Gleichgewicht wieder herzu-
stellen, als die Siedlung.

Das gestört-e Gleichgewicht drückt sich heute am

sichtbarsten in der Zahl der städtischen Erwerbs-

losen aus. Eine der ersten Aufgaben ist es daher,
deren Zahl zu beseitigen. Will man dieses Ziel
so schnell wie möglich erreichen, so wird man sich
mit dem Gedanken ider Arbeitsstreckung befreun-
den. Die Siedlung an der Stadtgrenze ist dann

das Mittel, das sich uns anbietet, um den erfor-
derlichen Aus-gleich zu schaffen. Im Bereich der

kleineren Städte ist dies Mittel nicht unbekannt.

Den Weg zur Siedlung vor den Toren der Stadt

sind vielmehr vorher schon zahlreich-e Einwohner
gegangen. Die Entfernung von der Arbeitsstätte
wurde niemals zu weit. Aber man war in vieler

Beziehung unabhängiger von der Umwelt und in

Krisenzeiten wesentlich besser gestellt als der Be-

wohner des städtischen1W-e-ichbilides,weil man sich.
aus dem eigenen Garten und einem etwa dazu ge-

hörenden Landstück zur Not eine Zeitlang selbst
versorgen konnte. Fahrradentfernungen von

JA) Stunde wurden dabei noch nicht als lästig
empfunden. Wählt man also zur Arbeitsstrecksusng
die Kurzarbeiterisiedlsung als ein erstes Mittel, so
tut man damit eigentlich nichts Neues. Unsere
augenblickliche Lage kommt uns vielmehr weit-

gehend entgegen, insbesondere auch deshalb, weil
in dem verhältnismäßig kleinen Bereich einer
Stadt die Dinge übersehbar bleiben und auch
dar-auf gehalten werden kann, daß die beabsich-
tsiigte Arbeitsstreckung sich auswirkt. Die der Stadt-

randsiedlung in den Großstädten anhaftenden
Mängel lassen sich hier 1vermeiden. Sie lassen sich
hier auch sonst mindern, weil der Landpreis nicht
die Rolle spielt wie dort, man also von vornher-
ein in der Lage ist, iden Siedlsern eine größere, die

Selbsstsverisorgunigbesser verbürgende Landzulage
zu gewähren.

Nun darf man aber nicht folg-ern, daß mit der

Kurzsarbeitersiedlung bereits allen bestehenden
Schwierigkeiten begegnet sei. Den am Stadtrand

angesetzt-en Siedler dauernd auf Hialbsold zu setzen
ist kein endgültiges Ziel. Erreicht wurde mit un-

ser-en Maßnahmen zunächst nur eine Sicherung
für Krisenzeiten, die bisher fehlte. Damit darf
dem Siedler die Möglichkeit, zu normalen Zeiten
wieder voll und ganz »in seinem erlernten Berufe
auszugehen, nicht verstellt werden. Unverändert

bleibt also die Aufgabe bestehen, die Basis auf
der IErzeuigerseite zu verbreitsern, dort und damit

auch auf der Gesgenseite die Arbeitsmöglichkeiten
zu vermehren.

Im Spiel suan Gegenspiel der Kräfte, die zwi-
schen Staidt »und Land schwingen, kommt uns da-

bei der Umstand zugute, daß die Rentabilität der

Landwirtschaft mit steigender Nähe zu ihren
Märkten sehr stark zunimmt. Der Anbau von

War-en, die ihrer Natur nach größerer Pflege be-

dürfen oder weitere Transporte nicht gut vertrin-

gen, wird günstiger. Der örtlichseMarkt läßt sich
auch sonst gut mit allem versorgen, was die Land-

wirtschaft hervorbringt, ohne daß hohe Fracht-
belastungen entstehen. Weit-gehend findet ein un-

mittelbarer Austsausch der Erzeunisse zwischen Er-

zeuger und Berbraucher statt. Alles dies ver-

bessert die Gewinnmösglichkeiiten Der Umring
um die Stadt, auf dem diese günstigen Verhält-
nisse eine verstärkte Bodennutzung z.ulassen, ver-

dient saus diesen Gründen im Rahmen unserer
si-edlun-gswirtschaftlichen Ueberlegungen eine be-

sondere Beachtung. Es ist das bevorzugte Gebiet
kleinerer Siedlerwirtschaften mit Gart«enbau,Ge-

mü-sezucht,Kleintierhaltung, Eiererzeusgung und

ähnlichem, die sich nur leicht noch auf ihre land-

wirtschaftliche Grundlage stützen, gleichzeitig aber

auch aller der-er, idie mit ihrem Berufe nicht zwin-
gend an die Stadt gebunden sind und die gesunde
Verbindung mit der eigenen Scholle nicht entbeh-
ren wollen. Die Vorteile der Stadt als Arbeits-

platz geh-en ihnen niicht verloren, das Land als

Auftrasggeber liegt vor der Tür; das ist eine gün-

stige Grundlage für gewisse Handwerkergruppen,
z. B. alle Arten von Bauhandwerkern, wie für
allerlei Gewerbetreibende, insbesondere solche, die

als Vermittler des Warenaustauschs iin der Rich-
tung der kleineren und auch großen Märkte wich-
tisg sind: Fuhrhalter für die Anfuhr von Holz,
Ziegeln, Kies, Stein-en, Auskäufer, Viehhändler
usw. — Die Siedlung, die diesen Din-

gen Rechnung trag-en will, tut gut,
sich die Strsuktur unserer stadtnahen
Dörfer recht gründlich anzusehen.
Die letzten Jahrzehnte haben sie mehr verwandelt,
als der oberflächlichesBetrachter annimmt, gerade
in der Nachbarschaft kleinerer Städte haben sie oft
geradezu den Charakter von kleinen Bororten an-

genommen- Die Siedlung hat aber auch allen

Grund, sichdieser Gebiete ganz besonders anzuneh-
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men, denn nirgends besser als hier findet sie Ge-

legenheit, die Brücke von der Stadt zum Landezu

schlag-en, eine größere Zahl von Menschen gesund
für die Dauer auf eigener Scholle anzusetzen,die
Produktionsbasis zu erweitsern».un«dfur das Ge-

deihen der kleinen Städte günstige Vorbedingun-

sen u a en. . »g
DlerlikithreUmring der Städte leitet Yhinuber

zu den Gebiet-en der eigentlichenLandwirtschaft,
die um so größere Bedeutung fur die Landstadt

haben, je mehr sie mit Bauernwirtschaftendurch-
setzt sind. Großbetrieb-esuch-endie großenMarkt;
fallen also für den Wirtschaftsraum ein-er Lan -

staidt aus.
.

»
.

Die Siedlung, die sich·uber ihre

Aufgabe klar ist und weiß, welche

Wirkungen sie zu erzielen vermag:
hat hier sihre ganz großen M«oglich-
keit-en. Indem sie die bescheidenenE
aber vom Weltgeschehen doch revch
unabhängigen Wirtschaftskreise

Dorf »und Stadt mit neuer innerer

Spannung lädt, schafft sie unabhän-
gig von allem sonstigen Geschehen
Arbeiitsplatz auf Arbeitsplatz für
unser-e nach Betätigung strebende
Bevölkerung Miit jedem neuen Ar-

beitsplatz aber wächst der Bedarf
nicht nur ian landwirtschaftlichen
Erzeugnissen, sonder-n ebenso an

den Erzeugnissen jeglichen Gewerbe-

fle i ß e s. Damit aber wird sie zur Wesgbereitersin
einer gewissen industriellen Entwicklung selbst in

heute noch industriearmien Gebieten und biietet

nunmehr denen Raum, die die Schrumpfung un-

serer Weltindustrie brotlos gemacht hat, nachdem
sie vorher durch ihre Blüte heimatlos geworden
waren.

Der Weg der Siedlsung zeichnet sich hiermit klar

als ein Weg des Aufbaus von unten,
bei dem Dorf und Stadt sich als die wich-
tigsten Bausteine erweisen.

Landesplanung im engeren mitteldentfkhen Industriebezirk
Bearbeitet und herausgegeben von der

Landesplanung Merfeburg

unter Mitarbeit des Landeshauptmanns der Provinz Sachsen, der Landesplanungen Magdeburg,

Westsachfen — Leipzig, Ostthüringen, der Städte DessaU- Halle, Leipzig, Magdeburg, der Stadt-—-Und

Landkreise und der Wirtschaftskörperschaftendes Neg.-Bez.Merfeburg und des Landes Anhalt.

Daß man aus lden durch die Weltwirtschaftskrise

entstandenen Nöten, unter denen das Deutsche
Reich ganz besonders leid-et, nichtmehr hexlaus
finden wird, wenn man die«weitere Entwi
dem sogenannten freien Spiel.der Krafte ritter-
läßt, wird heute von keiner Seite mehr bestri en.

Es bedarf schneller grundlegenderMaßnahmen,
die über das Einzelinteresseeines Unternehmers,
ein-er Werk-gemeinschaft,eines Trusts,einer Ge-

meinde, weit hinausgreisen. Die Sorderungnach

einem planwirtschaftlichenVorgehen,geleitet nlkich
Gesichtspunkten, die das Vorwärtskommen aWer
bezwecken,will daher nicht mehr verstummen
werden uns in verschiedener Beziehunginnerha

,

Unserer Grenzen anders einrichten mussånzMen:
schenmsasssen,die heute zum dauerndenUsedierngrei;
zwungen sind, müssen umsgruppiertwer

Hi,irier
bessere Lebensbedingungen zu erhalten«itise-
landwirtschaftlichen Erzeugung mussen dieno weitr-
digsen Absatzmärkteim Binnenlandewie

jensåis
der Grenzen zugewiesen und gesichertwerd-en.

stellungen in unserer industriellen ErzeUgUUgsmkst
unvermeidlich, und »auchfür sie wird »einMar
zu schaffen sein, der ihre Existenz verburgt.giese
notwendigen Maßnahmen verlangen sur ihre ok:
bereitunsg und Durchführung eine genaue Zenit

-

nis der im Lande selbst vorhandenenMosglichk
keiten, ein planmäßiges Vor-gehen bei ihrer »Aus-
wertunig und verbunden damit ein-e sorgfaltige

Ueberholunsg unseres Verkehrssystems, kurz, ein

systematisches Vorgehen, dessen einzelne Maßnah-
men wir unter dem Sammelbegriff »Landes-
plan-ung« zusammenfiassen.

Es ist bekannt, daß derartig-e Maßnahmen für
verschiedene Gebiete innerhalb unserer Reichs-
grenzen bereits im Gange sind. Doch wissen wir

auch, daß die dort geleistet-e Arbeit, so bedeutungs-
voll sie im einzelnen sein mag, nur als Teillösung

angesehen werden kann. Die in der Landespla-
nung arbeitenden Kräfte fordern deshalb immer

dringender zur Durchführung ihrer Aufgaben, daß
für das ganze Neichssgebiet zunächst einmal

ein Generalwirtschaftsplan auf-gestellt
werde. Nur so scheint es ihnen möglich, all-e im

Lande schlummern-den Kräfte zu mobilisieren und
einen ausgeglichenen, das Bolksganze in all-en

seinen Teilen gesund erhaltenden mitteleuropäi-
schen Wirtschaftsriaum zu schaffen.

In einem Augenblicke, wo ein derartiges Vor-

gehen aus der verschiedensten Einstellung heraus
immer liebhafter gefordert wird, ist das Erscheinen
eines Werkes, das die Arbeitsweise eines Land-es-

planungsverbandes und ihre bisherigen Ergeb-
nisse vor uns ausbreitet, ein Ereignis von ganz
außerordentlicherBedeutung Vor uns liegt das
Kartenwerk »Landesplan.ung iim enge-
ren mitteldeutschenIndustriebezirk,
ihre Grundlagen, Auf-gaben und »Er-



g eb n-iss-e«. Ihm Esolldemnächst noch ein beson-
derer Text an-folg:en. Dieses Werk hat einen An-

spruch darauf, daß es alle, die im deutschen Wirt-

schaftsleben aufbauend mitarbeiten, einer gründ-
lichen Durchsicht unterziehen. Es wird über Zweck
und Ziel der Landesplanung die sehr notwendige
Klarheit verbreiten, es wird selbst dem Mißtrau-
ischen zeigen, daß man Größeres sund der Allge-
meinheit Dienlicheres erreichen kann, wenn man

die Zusammenarbeit über die unmittelbaren Gren-

zen des eigen-en Wirtschaftsbereichs hinaus an-

strebt.
Der mitteldeutsche Industriebezirk umfaßt den

preußischen Regierungsbezirk Merseburg und den

Freistaat Sachsen-Anhalt Die in dem Karten-

werk niedergelegten Untersuchungen greifen aber
über dieses Gebiet weit hinaus und umfassen einen

Wirtschaftsraum, der im Norden etwa von der

Linie bezeichnet wird, die die Städte Hannover,
Berlin und Franfurt a. Oder miteinander verbin-
det. Im Westen bildet die Weser die Grenze, nach
Süden reicht sie fast bis an die Mainlinie heran,
während sie nach Ost-en hin noch das Gebiet des

Frseistaats Sachsen sowie die Provinz Branden-

burg in ihren Bereich einbezieht Die Unter-

suchungen dieses Gebiets nach seinen politischen,
klimatischen, bodenstrukturellen, land- und wasser-
wirtschaftlichen, wirtschafts-, verkehrs- und bevöl-

kerunigspolitischen Gegebenheiten umfassen nicht
weniger als 18 Karten, unter denen als Karte
von besonderem Interesse für die der Planung er-

wachssenden Aufgaben die Darstellung des Bevöl-

kerungsstandes 1905 und 1925 herausgegriffen sei.
Sie zeigt deutlich das Absterben gewisser Indu-

strien (Textilindustrie, Mahnsberger Kupferberg-
bau, Freiburg i. Sachsen, Kaligebiet am Nord-

harz usw.), und ebenso die langsame Entvölkerung
von Gebiete-n, die für großliandwirtschaftlicheBe-

triebe besonders günstig sind (Mag.deburger
Börde). Ihnen steht gegenüber das starke Anstei-
gen der Bevölkerung in den und um die Zentren
aufblühender Industrie, wovon gerade das engere

mitteldeutsche Industriegebiet besonders betroffen
ist· Auch auf den Verkehrskarten fällt dieses Ge-

biet als besonders verkehrsbelastet heraus. Der

Knoten, der sich um das Dreieck Leipzig-Halle-
Weißenfels schür.zt,ist kaum zu übertreffen.

Nach der Klärung dieser allgemeinen Grund-

lagen iund Zusammenhänge mit der Nachbarschaft
beschäftigt sich eine Reihe weiterer Karten nun-

mehr einsgehend mit der Planung des eigentlichen
Wirkungsbereichs der Landesplanung Merseburg·
Die Reihenfolge beginnt systematisch mit einer

Standortkarte der Industrie und des !Ber-gba«us,
der nochmals eine nunmehr spezielle Karte der

Bevölkerungsentwicklung in den Iahren 1905 bis

1925 gegenübergestellt wird. Die Entwicklung
ist verfolgt bis in das kleinste Dorf und zeigt sehr
eindrucksvoll die in diesem Zeitraum eingetrete-
nen Veränderungen Man kann kaum besser

zeigen, wie zum Beispiel der Braunkohlenbersgbau
in Bitterfeld, das Aufleben der Chemischen In-

dustrie in Leuna die Umgegend weithin beein-

flußt haben. Es wird ohne weiteres deutlich, daß
hier Störungen eintreten mußten, wenn die Ver-

kehrsentwicklung, das Wohnungswesen usw. mit

ihn-en nicht Schritt zu halten vermochte. Noch deut-

licher werden diese Schwierigkeiten bei dem dritten

Blatte, das den täglichen Pendelverkehr von den

Wohnstätten zu den einzelnen Arbeitsstellen dar-

stellt. Es zeigt zwar die Freizügigkeit der Arbeit,
die unsere heutigen Verkehrsmittel zulassen, gleich-
zeitig aber die außerordentlich-enBelastungen, »die
den vorhandenen Berkehrsmitteln zu gewissen
Tageszeiten zugemutet werden und iwecken notwen-

dig den Wunsch, hier regelndsiund ordnen-d einzu-
greifen. So sehen wir folgerichtig ein besonderes
Blatt der Regelung der Verkehrsfragen gewidmet,
ein anderes Blatt der richtigen Verteilung der Ge-

werbe, Wohn- und Grünflächsen »unter Berücksichti-
gung der Stundenentfernungen von dem wichti-
geren Gewerbeorten. Eine Karte der Ueberland-

leitungen von Gas und Elektrizität schließtdiesen
wichtigen Abschnitt ab.

Den letzten Abschnitt bilden einige Beispiele für
die Wirtischaftsplanung in den wichtigeren Ge-

werbeorten, die sachlich weniger bedeutsam wären,
wenn sie nicht in diesem Zusammenhange sinn-
gemäß als die praktisch-e Nutzanwendung des aus

den bisherigen Untersuchungen gewonnenen Ma-

terials anzusehen wär-en. Die Planung greift
vielfach über die Gemeindegrenzen hinaus. Damit

erhebt sie sich sichtlich über das, was man sonst
»

an gemeindlichen Wirtschaftsplänen zu sehen »ge-
wohnt ist. Für den Städtebau, der für die ge-

sunde bauliche Entwicklung dieser Städte die Ver-

antwortung trägt, ist damit in vorbildlicher Weis-e
der Boden bereitet.

Die beispielhafte Wirkung des ganzen Werkes
wird dadurch unterstrichen, daß es sich bei den

Planungsfragen nicht einseitig um die Lösung von

Industrieproblemen handelt, sondern daß überall
ebenso Fragen der Landwirtschaft angeschnitten
werden müssen, die gerade heute, wo auch der mit-

teldeutsche Rübenbau besondere Erschütterungen
durchmacht, stark im Vordergrunde stehen. Die

Landesplanung des mitteldeutschen Industrie-
bezirks besteht erst wenige Jahre. Es ist ein stau-
nenswert reichhaltiges und abgerundetes Mate-

rial, das sich vor uns ausbreitet. Es ist mehr als

dies, es überzeugt weg-en der Systematik, mit wel-

cher hier vor-gegangen wurde und mit welcher hier
ein Werk geschaffen wurde, das in vieler Be-

ziehung dauern-den Wert hab-en wird. Mag die

Planung in der Zukunft, so vorsichtig sie begon-
nen ist, —- sie rechnet nur mit einem Zeitraum
von 30 Iahren —- durch kommende Entswicklungen
geändert, umgestoßenwerden, immer wieder wird
man auf die Grundlagen zurückgreifen müssen, die

erstmalig hier zusammengetragen sind und wird
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die notwendigen Maßnahmen sicherer treffen kön- s
nen als bisher.

Die textlichen Ausführungen, die nochfolgen

sollen, werden das Studium der Karten sicherver-

tieer. Wünschenaber möchte man, daß die Her-
ausgab-e dieses Werk-es nicht etwa anzusehen Ist

als der Abschluß einer Arbeit, »die nunmehr, nach-

dem sie zu Papier gebracht ist, aufhört. Die Pla-
nunig tritt vielmehr in ihr entscheidendes Sta-

dium, das der Durchführung des für notwendig
und richtig erkannten Planes. Die Landesplanung
Merseburg mit ihrem reichen Erfahrungsschatz
wird dabei weitere erfolgreiche Arbeit leisten.

Schlemm.

Neue Siedlungen in Mecklenburg
Von Professor Dr. Max J. Wolfs, Berlin.

Die Deutsche Centralboden A.-G:gab kurzldich
Gelegenheit zur Besichtiigung derCöiedlungenibie
die Deutsche Ansiedlungsbankin letzterZei

l ex
N"eU-Bransdenburg (Mecklenbu.rg-Strelitz)ange eg-
hat. Es wurden dazu Angehdrige der verschieden:
ften Berufe aufgefordert, auch.solche, die

geschafcö
lich mit der Siedlung weder in der Theoriedno
in der Praxis etwas zu tun haben, und gera e in
diefen Kreisen war die Teilnahme besonders eiforzig
und das Interesse über Erwarten groß»Der e:
danke der Siedlunig hat sich in allenBevolkerungä
schichten Bahn gebrochen, man sieht inspdem
lungswesen nicht eine politisch-eund wirtschaf i e

Maßnahme wie unzählige andere, sondern man
betrachtet es als einen Weg zur Erneuerungturk:
feres Volkes, zum Umbau der Bevolkerungsskru1
tur, die von der wirtschaftlichenEntwicklunguder-
holt ist. Wenn »der Strom der Bevolkerung m en

letzten hundert Jahren vom Land in die Stadt,
vom Osten nach dem Westen floß, so muß er in die

umgekehrte Richtung gelenkt werden. Der über-
völkerte Westen muß seinen Menschenüberschußsan

den bedürftigen Osten, die Stadt ihre Arbeitslosen
an das Lan-d abgeben, wo sie wesentlich bessere
Aussichten haben, Beschäftigung zu finden, zum

mindesten ihren Lebensunterhalt durch eigene Ar-
beit zu erwerben, statt sich von der auf die Dauer

demoralisierenden Wohltätigkeit, wenn auch auf
Grund wohlerworbener Rechte, erhalten zu lassen.

Es handelte sich bei der Besichtigung um die bei-

den benachbarten, aber nicht zusammenhängenden
Güter Roggenhagen von 1549,74 Hektar und Bres-e-
witz von 659,76 Hektar Größe, von zusammen also
2209,50 Hektar, die für die Bessietdelung zur Ber-

fügunsg standen. Diese Fläche verteilte sich auf die

verschieden-en Kultur-arten in folgender Weise:

Früherer Pferde
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stall in welchen 2 bäuerliche Siedlerstellen eingebaut sind.



Eine Gutskate, in die durch Herausnahme einer Wohnung ein Stall
hineingelegt wurde. Die Stelle erhielt außerdem noch eine Stall-

scheune und wurde dadurch einem alten Bauerngehöft sehr ähnlich.

Noggenhagen Bresewitz

Acker, Hof u. Garten: 1033,71 ha 463,79 ha

Wiese: 104,63 » 89,43 »

Weide: 33,72 » 38,83 »

Holz-Bruch: 323,79 » 36,80 »

Unlsand: 53,89 » 30,91 »

1549,74 11a 659,76 ha

An Siedlerftellen wurden bei Aufteilung der

beiden Komplexe ausgelegt:

Noggenhagen Bresewitz zusammen

über 50 ha 2 1 3

40—50
»

— 2 2

30—40
»

3 — 3

25—30
»

3 1 4

20—25
»

17 6 23

15—20
»

34 7 41

10——15
»

7 12 19

unter 10
»

2 1 3

Jnsgesamt: 68 30 98

Als Durchschnitt einer Siedlerstelle waren also
15—25 Hektar ins Auge gefaßt, und wenn, wie sich
aus der umstehenden Aufstellung ergibt, die Parzel-
len in Roggenhagen sichüberwiegesnd an der oberen

Grenze des Durchschnittes halten, so liegt es daran,
daß die Kategorie »Holz-Bruch« dort Z, in Brese-
witz aber nur etwa 1X20des Gesamtareals bildete.
Jeder Siedler muß ungefähr 20 Morgen Wald

übernehmen. Daß einige Stellen größer gehalten
werden mußten, 3 sogar über 50 Hektar, ergab sich
aus Iokalen Gründen, vor allem aus der Notwendig-
keit, größere vorhandene Baulichkeiten sachgemäß
zu verwerten. Die wenigen ganz kleinen Stellen

unter 10 Hektar sind nach ihrem Umfang zwar zum

Unterhalt einer Familie noch ausreichend, aber

doch mehr geeignet für solche Siedler, die neben

der Landwirtschaft das Handwerk eines Schmie-
des, Stellmachers usw. innerhalb der Siedlung
ausüben. Durch diese kleineren Stellen ist eine

Verbindung zwischen der im übrigen landwirt-

schaftlichen Siedlung und der für den dortigen Be-

darf zweckbestimmten Nebenerwerbssiedlung her-
gestellt.

Die in diesem Zusammenhang wichtige Fest-
stellung, welches die Mindestgröße einer lebens-

fähigen und zugleich allgemein wirtschaftlich zweck-
mäßigften Siedlung ist, ist schwer allgemeingültig
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zu treffen. Die jeweiligen örtlichen Verhältnisse
spielen dabei eine entscheidende Rolle. Der

Siedler darf nicht so gestellt werden, daß er sich
mit seiner Familie gerade durchschläsgtund mit

jedem weniger günstigen Jahr die Krisenzone
streift, sondern er muß eine gewisse Sicherheit und

vor allem muß er Freude an seinem Eigentum
und seiner Tätigkeit besitzen. Er muß die Gewiß-
heit haben, daß er durch Arbeit weiter kommen

kann. Es empfiehlt sich daher, die Stellen so zu

bemessen, daß sie zwar ohne fremde Hilfskräfte be-

wirtschaftet werden können, dabei aber in Bezirken
wie Mecklenburg, in denen genügend Land vor-

handen ist, lieb-er nicht an die Minimalgrenze her-
anzugehen. »Für Siedlerstellen, die wie

die hier in Betracht kommenden in

der Hauptsachean Gsetrseidebau an-

gewiesen sind, erscheint ein Acker-

boden im Umfang von annähernd
10 Hektar als das Ansgemessenste

Am 18. September 1931 wurden die beiden

Güter nach erfolgter Zwangsversteigerung von

der Deutschen Ansiedlungsbank übernommen und

nach knapp M Monaten war ihre Aufteilung
plangemäß durch-geführt,sodaß am 31. Dezember
1931 sämtlich-e Siedlerstellen den Käufern über-

geben waren. Dieses Ergebnis in so verblüffend
kurzer Zeit wäre unter normalen Verhältniss-en
schon eine sehr beachtenswerte Leistung, wenn man

aber die zerrüttete wirtschaftliche Lage im Herbst
des vorigen Jahr-es in Betracht zieht, die natür-

lich hindernd auf die Arbeiten ieinwirkte, so ver-

dient diese rasche Abwicklung des »Siedlungsvor-

hiabens uneingeschränkteBewunderung Sie war

auch nur dadurch möglich, daß die Aufteilungs-
pläne schon bei Erwerb der beiden Grundstückeab-

geschlossen vorlagen, und daß der Jnstanzenzug in

Mecklenburg wesentlich einfacher ist als anderswo.

Die Ansiedlungsbank hatte in dem Kleinstsaat nur

mit seiner Behörde zu tun, nicht wie in Preußen,
wo die verschiedensten Amtsstellen bei der Siedlung
mitzusprechen haben und mit ihren meist wohlge-
meinten, aber nicht immer sachverständigenWün-

schen, die häufig unausführbar sind, sich häufig
auch gegenseitig widersprechen, ein schwer zu über-

windendes Hindernis bilden. Gerade aus diesem
Grunde erscheint der kürzlich in dieser Zeitschrift
geäußerte Vor-schlag nach Einrichtung von Sied-

lungsanstalten und von ihnen übergeordneten
Landessiedlungsanstalten besonders serwäigenswert
Natürlich darf es sich dabei nicht um die Schaffunig
einer Behörde mehr handeln, sondern um seine

straffe Zusammenfassung der vielfach zersplitterten
Befugnisse an einer einzigen Stelle.

Bei der Durchführung des Siedlungswerkes galt
als oberster Grundsatz, alles Vorhandene, soweit
als nur irgend möglich, auszunutzen und Neu-

anlagen nur vorzunehmen, wenn der Bedarf durch
das Bestehende in keiner Weis-e gedeckt werden

10

konnte. Infolge der rücksichtslosenDurchführung
dieses Grundsatzes können die neuen Siedlungen
nicht mit gefälligen Wohnhäusern aufwarten, die,
so schätzenswertsie unter dem ästhetischenGesichts-
punkte sein mögen, für die geringen Mittel der
Siedler zumeist eine schwere Belastung bedeuten.
In Bresewitz kam man ohne alle Neubauten »aus

und selbst in dem größeren Noggenhagen sind von

den vorhandenen 68 Stellen nur 17 Neubau-

gegen 51 Umbaustellen Jn die Wirtschaftsgebäude
wurden zu den vorhandenen Ställen Wohnungen
von 2—3 Zimmern eingebaut, die zwar nicht allen

idealen Forderungen des grünen Tisches entspre-
chen, aber im ganzen doch einen wohnlichen und

warmen Aufenthalt bieten. Die großen Guts-

scheunen und Ställe wurden durch Längs- und

Querwände geteilt und durch Anlage neuer Türen

für den Gebrauch mehrerer Siedler hergerichtet.
Auf diese Art gelang es, des schwierigen Problems
Herr zu werden, das die Verwertung der zentral
gelegenen Baulichkeiten bei der Aufteilung eines

Gutes von 6- und 3000 Morgen, wie im vorlie-

genden Fall, unter zahlreiche kleine Besitzer bietet.

Abgebrochen wurde lediglich eine verbretterte

Feldscheune und ein Pferdestall aus Holzfachwerk,
die weg-en ihrer Lage, aber auch wegen ihres
schlechten baulichen Zustandes für eine Verwen-

dung iauf einer Siedlerstelle nicht geeignet waren.

Das Herrenhaus in Roggenhagen konnte für

einen, allerdings sehr geringen Preis, an den

Kreis verkauft werden, der darin ein Altersheim
einrichten wird, während das weniger prunkvolle
Gutshaus in Bresewitz in die Siedlung einbezogen
werden konnt-e. Bei der Siedlung kommt es dar-

auf an, die Kosten der ersten Einrichtung mög-

lichst niedrig zu halten; dadurch erleichtert man

dem Siedler seine schwere Aufgabe mehr als durch
sonstige Vergünstigungen, die leicht mit einer

Schwächung seiner Energie Hand in Hand gehen.

Die Aufteilung wurde im Interesse einer schnel-
len und reibunsgslosen Erledigung am Orte selber
vorgenommen. Die landwirtschaftliche Leitung
hatte ihren Sitz in Noggenhagen. Dort wurde

auch das Baubüro und die Verkaufsstelle unter-

gebracht. Die Verträge mit den Bau- und Liefer-
firmen schloßdie Ansiedlungsbank als Siedlungs-
träger -ab, wodurch wesentlich niedrigere Preise
und günstigere Bedingungen erzielt wurden, als

die Siedler selbst mit ihren geringen Betriebsmit-

teln und schwachen Kredit erhalten hätten. Das

Baumaterial wurde auch zum großen Teil von der

Bank zur Verfügung gestellt und für das benötigte

Holz sorgte ein in dem Gutswiald aufgestelltes
»fliegendes Sägewerk«. Die Auswirkung der Be-

siedelung auf den Arbeitsmarkt, der uns heute be-

sonders interessiert, ist aus der folgenden Auf-
stellung ersichtlich.

Jn der Zeit vom 1. September bis 31. Dezember
1931 wurden durchschnittlich beschäftigt:
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182 Maurer mit zusammen 9 442 Tagewerken
117 Zimmerer 5 79

»

82 Bauarbeiter
» »

3 258
»

18 Dachdecker » »
253 »

9 Klempner » »
53 »

18 Tischler » »
528 »

12 Töpfer » »
157 »

10 Glaser » »
64 »

24 Maler
» »

593 »

7 -Brunnenbauer» »
564 »

24 Kutscher » »
1540 »

13 Monteure » »
583 »

5 Eisen-arbeiter » »
179 »

7036 »127 -sonst.Arbeit-er
648 Arbeiter mit

Jn ca. ZZi Monaten wurden also 648 Arbeiter

je 46,4 Tage mit einer Lohnsumme von rund
220 000 NM beschäftigt. Die auf den vfbeiden
Gütern ansässigen Landarbeiterkonntenwahrend
dieser Ausbauzeit vollzählig im Dienstgehalten
werden, sie wurden durch etwa 30 weitere erwerbs-

lose landwirtschaftliche Arbeiteraus dervllmgegend
ergänzt, sowie durch 30 Neusiedler·,»die in der

Hauptsache mit der Anlage ihrer eigenen Stellen

beschäftigtwurden. Wenn die .3ahl der. Ndeu-siedler nicht größer war, so lag die Ursachein en
Ungewöhnlich schwierigen Geldverhaltnissenim

Herbst 1931. Die Leute konnten »sichdas zur

Uebernahme ihrer SiedlerstelleerforderlicheKa;Pital nicht beschaffen oder nicht flussigmachen·untWurden dadurch wochenlansg zwecklosinder Heima
festgehalten,statt daß sie bei der Einrichtungihres
neu-en Heims hätten Hand anlegen konnenImmer-hin waren zeitweilig an 600 Arbeitergleichzeiig

bei dem Siedlungsvorhaben in Tatigkeit, einge-

reck)net sdie besonderen gelernten und ungelernten

Arbeitskräfte,die zum Ausbau der Wasserversgrx
gUUg und des elektrischen Ortsnetzes verwen-e

wurden. Neben dem Aufbau iwurdendie laufen-
den landwirtschaftlichen Arbeiten, in erster Linie
die ordnungsgemäßeHerbstbestellungvorgenom-

men. Den im Laufe des Winters eintreffen-den
Siedlern konnte ihr Ackerland im bestellten Zit-
stand übergeben werden. Außerdemwurdensie
so weit mit Saat-gut und sonstigen Vorratkenver;sorgt. daß sie bis zur nächstenErnte aus omme

können.

Durch die geschickte Verwertung aller vorhaxdjefner Gebäu-de gelang es die KostendererstenMias;richtung beträchtlich unter das bisher ublichet.

len
herunterzudrückenAuf eine Umbaustelleen

fietwa
einschließlichBrunnen und Umzaunung tteder4900 NM und selbst auf eine Neubaustelle sta

Der
früher üblichen 17 000 NM nur 7400 Nbe 80
Kauspreis einer Siedlerstellevon etwa 60tisGeMorgen stellte isicheinschließlichder errichte en1932-bäude und der mitüber-gebenen,bis zur Ernte

d
ausreichenden Vorräte, aber ohne lebendesuntetotes Inventar auf 20 000—24 000 NM. Die ers

»

30 043 Tagewerk-en
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Anzahlung betrug 10 Z, das Nestkaufgeld war
«

ohne Gewährung eines Freijahres mit 579 zu
verzinsen und mit 1 Z zu amortisieren. Auf Grund
der am 10. November 1931 ausgegebenen Nicht-
linien wurde ein Freijahr zugunsten der Siedler
eingeführt, der Zinssatz auf 4Z Z und die Til-
gungsquote auf Z Z herabgesetzt. Bei einem
Bruttoertrag der Siedlungsstelle von 6000 NM ist
also ein knappes Sechstel zunächst für Verzinsung
und Amortisation zu verwenden, vom Morgen
etwa 12 RM oder 1Z Zentner Getreide.

Aus der Ausnutzung der vorhandenen B«aulich-
keiten ergab sich der Charakter der neuen Anlagen
als geschlossene Dorfsiedelungen. Das mag zum
Teil die Ursache gewesen sein, daß unter den Guts-
arbeitern, überhaupt unter den ein-geborenen
Mecklenburgern, zunächst wenig Neigung zur Be-
teiligung an der Siedlung bestand. Die Streu-
siesdelung ist dem Mecklenburger und Pommern
sympathisch-er, seit Generationen vertrauter, er
liebt es ohne einen unmittelbaren Nachbarn zwi-
schen seinen Aeckern zu wohnen. Der beweglichere
Mitteldeutsche kennt derartige Bedenken nicht, er

weiß den Vorteil des Zusammenlebens zu schätzen
und sucht die Gemeinschaft des Dorfes. Der Zu-
zug aus dem Westen, vermittelt durch die ·Siedler-
beriatungsstellen Halle, Weimar, Hannover und
Osnabrück, war daher besonders zahlreich, wie die
nachstehende Tabelle zeigt:

Herkunft der angesetzten Siedler:

Noggen- Brese- zu-
hagen witz sammen

eingesessene Gutsarbeiter 15 6 21
Bez.--Siedlerber.-Stelle Halle 17 1 18
» » » Hannov. 10 — 10
» » » Weimar 6 — 6
» » » Osnabr. — 6 6

aus der näheren und wei-

teren Nachbarschaft 11 15 26
sonstige, durch direkte

Anfrage 9 2 11

Dank der abgerundeten Lage »der beiden Güter
ließ es sich ermöglichen,daß kein Siedler mehr als
1—1,2 km von seiner Wohnstätte zu seinem Feld
zurückzulegenhat. Er kann also selbst bei einem
größeren Besitz von 80 Morgen mit einem Ge-
spann Pferde auskommen. Der Viehbestand der
Güter wurde von der Ansiedlungsbank übernom-
men und unter die Siedler kontingentiert zu einem
unter dem Uebernahmessatzliegenden Preis. Im
all-gemeinen werden pro Stelle 6—8 Kühe, unge-
rechnet das Iungvieh, gehalten, dazu Schweine,
Hühner usw. nach dem persönlichenBedarf, wäh-
rend sdie Milch auf Grund ein-es für die gesamte
Siedlung abgeschlossenen Vertrages an die Mol-
kerei in Friedland geliefert wird.



Auf Noggenhagen saßen früher
32 Arbeiterfamilien, 8 Altenteiler
und Nentner, im ganzen etwa 45 Fa-
milien, heute, nach der Aufteilung,
sind es 75. Noch günstiger stellt sich
das Verhältnis zwischen einst und

jetzt in Bresewitz, es sinsd dort heute
32 Familien ansässig gegen 14 vor der

Besied elung. Dies bedeutet im ganzen also
nahezu eine Verdoppelung.

Die Bodenbeschaffenheit der beiden Güter ist
gut. Noggenhagen besitzt sgleichmäßigen,milden,
sandigen Lehmboden mit lehmigem Untergrund,
weizen- und rotkleefähig, eben und in günstigem
Kulturzust-and, der Bresewitzer Boden ist auch
eben, aber leichter und in weniger gutem Kultur-

zustand, aber doch ein über dem Durchschnitt
stehender Nosggen- und Kartoffelboden Unter

diesen Vorbedingungen haben Siedelungen von 60

bis 80 Morgen die besten-Aussichten, sich erfolg-
reich zu entwickeln. Bei der Anlage leiner Sied-

lung besteht ja immer die Schwierigkeit, die ein-

zelnen Stellen in das richtige Verhältnis zur
Qualität und Grgiebigkeit des Bodens zu setzen;
im vorliegen-den Fall scheinen die bei früheren
Versuchen häufig gemachten Fehler glücklich ver-

mieden.
Die Siedler selbst machten den Eindruck, als ob

sie sich ihres neuen Besitzes freuten. Freilich lag
nach 6 Monaten noch vieles in den Anfängen. 1Gs

fehlte noch an Gärten, lan Blumen und all den

Kleinigkeitem die zur äußeren Behaglichkeit ge-

hören. Dafür «war noch keine Zeit, aber der Grund

zu einem gesunden, entwicklungsfähigen Unterneh-
men ist gelegt und die Menschen selbst sind, soweit
sich Gelegenheit bot, sie zu beobachten, hoffnungs-
voll, ohne sich übertriebenen Erwartungen hinzu-
geben. Diese Stimmung kommt auch in dem be-

ständig wachsenden Bedarf nach Siedlerland zum
Ausdruck. Leider fehlt es an dem nötigen Ange-
bot, um die Nachfrage zu befriedigen. Dadurch
ist eine bedauerliche Stockung in dem Siedlerwerk

eingetreten.

Anmerkung der Schriftleitung.

Es sind hier in geschlossener Dorflage 2 neue

Gemeinden von 68 und 30 Herdstellen entstanden.
Darunter befinden sich nur 2 bzw. 1 Stelle unter

10 Hektar, alle anderen sind landwirtschaftliche
Hauptberufsstellen Diese Zusammensetzung ent-

spricht nicht der eines gewachsenen Dorfes, das selten
mehr als 30 bis höchstens 50 Z solcher Stellen zu

enthalten pflegt. Sollte nicht auch in Mecklenbursg
durch stärkere Betonung der Nebenberufssiedlung
ein beoölkerungsmäßig stärkerer Siedlungserfolg
zu erreichen sein? Wo sind neben Schmied und

Stellmacher der Sattler, der Schuhmacher, der

Schneider, der Kolonialwarenhändler, der Gast-
wirt usw. mit kleinen Landzula«gen, deren Vor-

handensein erst eine Gemeinde mit natürlicher
sozialer Zusammensetzung und lebendigem Eigen-
leben schafft?

Arbeitsbefkhaffung und Siedlung in Weftdeutfkhland
Von Dr. Friedrich Glsh off, Münster.

Die sForschiunigsstellefür Siedlungs- und Woh-
nungswsesen ian der Universität Münster, die mit

Unterstützung durch die Stiftung zur Förderung
von sBauforschiungem Berlin, unter der Leitung
von Universitätsprofessor Dr. Bruck den Gedanken

der Umlsiedlung und Reagrarisierung im Zusam-
menhang mit der industriellen Arbeitslosigkeit
seit Jahren iin Westdeutschlansd fördert, veranstal-
tete neuerdings eine siedlungswissenschaftlsiche Ex-
kursion in das (Gmsland, um dem Sie"dlun-gs-
gedanken neu-en Antrieb zu geben, und die Blicke

der Oeffsentlichkeit auf die interessant-en Probleme
der Siiesdlsunsgund Arbeitsbeschaffung wiie sie spe-
ziell in We«st«d·eutschlan"dliegen, zu lenken. Die

Veranstaltung, an der sich außer 80 Studierenden
70 Interessenten aus den Kreisen der Behörden,
der Industrie und der Wissenschaft beteiligten, er-

folgte unter dsem Kennwort:

»Emsland, das Zukunftskolonialland des

Nuhrgebietes.«

Hiermit unterscheidet sich die Zielsetzung von

dem, was sonst allgem-ein als das Kernproblem
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der Umfiedlsung angesehen wird, — die Umsied-
lunsg vom Westen zum Osten, in die oftelbischen
Gebiete. Es dürfte gerade im Osten noch weiten

Kreisen unbekannt sein, daß es auch im Nord-

westsen Deutschlands große Gebiete in der Provinz
Hiannover, dicht entlang der holländischenGrenze
gibt, die heute noch eine geringere Bevölkerungs-
dichte auf den Quiadratkilometer gerechnet auf-
weisen als viele Teile des Ostens. So zeigt z. B.

in den Gemeinden »unter 2000 Ginwohnern die

Statistik eine Bevölkerungsdichte von 68,6 in

Ober-schle-sien, 56 in Niederschlse«sien,57,3 in Os-
preußen, in Mecklenbursg-Schwerin 26,5 und in

Mecklenbursg-Strselitz 20,3 je qkm. Dagegen woh-
nen iin den ländlichen Gebieten Hannovers nur

53,3 Einwohner pro qkm und in Westfalen 39,2.
Das sind weniger als in Ostpreußen. Besonders
dünn besiesdelt ist der »als »Hümmling« be-

zeichnet-e GebietsteiL der sich nördlich der hanno-
versch-westfälischsenPrsovinzialgrenzie bis fast nach
Leer--Gm«den erstreckt und westlich von der hollän-
disch-deutschen Stsaatsgrenze abgeschlossen wird.

Es ist teilweise mooriges Gelände, das Bourtanger



Moor, und teilweise sandiiges Gelände.
Gs han-

delt sich hier um eins der interessantesten Sied-
IUU-gsgebiete,die wir in Deutschlandhaben. Nir-

gends kann in der Praxis deutlicher studiert wer-

den, was durch intensioe Bewirtschaftung und

Kultivierung erreicht werden kann, als am
Ver-

gleich der Siedlung diesseits und evJenseits
der

deutsch-holländischenStaatsgrenze.
.

Jm Gegensatz
zur deutschen Seite sist das Land in Hollandbe-

reits seit Jahrhunderten durch vvlanmaßigeKul-
tivierunsgsarbeit in einen bluheTJdenGENUS-

garten verwandelt worden. In einem Abstand
von nur ca. 2—3 km zeig-en sich diesseits undjen-
seits der Grenze die krasfesten Unterschied-e in

wirtschaftlicher und fozialer Hinsicht- Auf HerthI-
Iändischen Seite ein behäbiges und bluhvenes

Bauerntum, dem der Wohlstand schon rein ausser-
Iich an der Beschaffenheit und Anlage seiner
Wohn- und Wirtschafts-gebäudeanzunkerkenAtt-
auf deutscher Seite Siedlungen »prim»itivsterArt,
teilweise im Zustande weitgehendsten Verfalls,mi-
Elendsqiusartieren, die das Gebiet zu einem aus-

gesprochenen Tuberkulosenherd gemacht haben.
Es treten hier mit die höchstenTuberkulosenziffern

auf, die wir in Deutschland überhaupthaben.

(V-ersgl.hierzu Bild 1——3.)
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Alte Höfe im Hümmlingsdorf: Ostlähden
(Haufendorf)

Die Höfe befinden fich in weitgehendem Zerfall und

werden zurzeit teilweise durch moderne Siedlungss
bauten ersetzt.

Abb. 2

Bei dieser Sachlage hat man in den letzten Jah-
ren nun begonnen, das Gebiet verkehrsmäszig

durch St r a ß e n b sa u zu erschließen. Unter der

Leitung des Niegsierunigspräfidentenvon Osna-

drück,Dr. Sonnenschein, sind teilweife mit Mitteln

Abb. 3

PrimitivsSiedlung in Hümmling bei Efterwegen.
Aus rohen Kalkfandfteinen errichtet, Größe 5 X 3 m.

Der Raum ift durch einenVorhang in Kücheund Eßraum
und in den Schlafraum unterteilt. Preis 200.— AM.



der wertschaffenden Erwerbslosenfürsorge »und in

letzter Zeit durch den freiwilligen Arbeitsdienst,
teils unt-er schwierigen technischen Bedingungen,
Straßen gebiaut worden, die das Gebiet überhaupt
erst einigermaßen zugänglich gemacht haben. Seit

einigen Jahren ist man zunächstdaran gegangen,
die vorhandenen wenigen Siedlungen zu saniseren
und hygiienisch einwandfrei zu gest-alten. Einige
Neusisedlunsgen, sso z. B. in Großberßen sind durch
die Tätigkeit der Siedlungsgenossenschiaft »E m s

land« -Lin«gen,entstanden. Nunmehr ist es an

der Zeit, das Land planmäßig in Melioration zu

nehmen, mit dem Ziel, die Verhältnisse ähnlich
wie im benachbarten Holland zu gestalten. Die

günstigen Bedingungen, insbesondere hinsichtlich
des Absatzes der gewonnenen Erzeugnisse, sind
vorhanden. Das Gebiet liegt sozusagen vor den
Toren des rhe«inisch-westfälisschenIndustriegebie-
tes, mit seinem großen Bedarf. Die Erzeugnisse
der auf holländischer Seite liegenden Bauern fin-
den bereits heute dorthin ihren alleinigen Absatz.

Bekanntlich leidet der rheinisch-west-
fälische Industriebezirk unter einer

überdurchschnittlichen Arbeitslosig-
keit. Von den 930 000 Erwerbstätigen des

Niuhrgebietes sind ca. 260 000 erwerbslos. Das

besondere Kennzeichen dieser Erwerbslosigkeit ist,
daß isiieseine dauernde ssein wird. Die Struktur
der Wirtschaft hat sich asuf Grund der Veränderun-

gen der Exportverhältnisse sowie durch den beson-
deren Rationalisierungsvougang im Nuhrberg-
bau derartig gewandelt, daß selbst bei aufsteigen-
der Konjunktur damit zu rechnen ist, daß fast
200 000 Menschen im Ruhrgebiet keine Arbeit

mehr bekommen werden. Ein großer Teil dieser
Arbeitslosen entstammt noch dem Lande und ist
erst zur Industrie abgewandert. Will man diese
Menschen vor der dauernden Ver-elendung bewah-
ren, so bleibt nichts ander-es übrig, als sie auf das

Land zurückzusiedeln. Es ist bekannt, welche
Schwierigkeiten die swest-östliche Nücksiedlung
bietet, und wie schwierig gerade die Verhältnisse
im deutschen Osten liegen· In dem oben beschrie-
benen iSiiedlungsland an der holländischen Grenze
erscheinen dagegen teilweise günstigere Vorbedin-

gungen zu liegen. Zunächst sist die räumliche Ent-

fernung nicht so groß. In den letzten Jahren ist
man seitens der Industrie auch zu der Erkenntnis

gekommen, daß ein-e S i e d liu n g a u ch b e l e -

bend auf die Industrie wirkt. Es ist die-

ses das Problem der Ankurbelung des Binnen-

marktes ials Ersatz für die verloren gegangenen

Exportmöglichkeiten. Aus diesem Grund-e könnte

sich gerade durch die Beisiedlung des »Hümmlin-g«
eine gegenseitige Befrsuchtunsg der Nuhrindusstrie
und der neugeschsaffenen Siedlungen ergeben.

Als besonderer Gedanke der veranstalteten sied-
lungswissenschaftlichsenExkurssion kommt dann noch
hinzu, daß dieses Gebiet durch den
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Dortmund-Ems-Kanal

durchschnitten iwird. Seit Jahren wird die Not-

wendigkeit des Ausbaius des Dortmund-Ems-
Kanals diskutiert. Auf dem Dortmund-Ems-
Kanal können nur Schiffe bis zu 700 to Trag-
fähigkeit verkehren gegen 2000 to sauf dem Rhein.
Hierdurch verteuern sich die Herianschaffungsmög-
lichkeiten der Massengüter, insbesondere des Erzes
für die eisenschaffende Industrie im Dortmunder

Jndustrisebecken sehr erheblich. Diie Folge hiervon
ist, daß die Industrie aus Gründen der Preisüber-
höhung ihrer Produkte teilweise gezwungen ist,
ihre Produktionsstätten an die verkehrsgünstigeren
Gebsiete am Rhein zu verlegen. Hierdurch kommt
wiederum sder Massengüterverkehr an Erz- und

Kohlenumschlsag in erhöhtem Maße den hollän-
dischen und belgischen Häfen zugute, zum Nachteil
des Emdener Hafens. Es erscheint aus arbeits-

marktpolitischen »Gründen gerade im Augenblick
sehr günstig, den Ausbau des Dortmund-Ems-
Kanals jetzt vorzunehmen Nach Berechnungen
von Oberbiaurat Bo ck (Wasserbsaudirektion Mün-
ster) würden beii einem Baukostenaufwand von

200 Millionen Mark auf ca. 6 Jahre 17 000 Men-

schen dauernd Beschäftigung finden. Hierzu kommt

noch, daß für die Herstellung der ca. 120 000 to

benötigen Bau-eisen, für Spundwänsde, Brücken
usw. 4800 Menschen beschäftigt werden könnt-en.

Es handelt sich also um ein Arbeits-

beschiaffungsprogramm von größtem
A u s m aß e. Ganz abgesehen von den Vorteilen,
daß durch den Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals
ein großer Teil der Nuhrindustrie erhalten blei-
ben würde und somit eine weitere Zunahme der
dauernden Arbeitslosigkeit gerade in dem heute
bereits stark belassteten Jndustriebezirk Dortmunds

verhütet würde. Oberbaurat Bo ck legte dies in

einem Vortrage lin Papenburg a. d. Ems dar.

Die Exkursion führte am 2. Tag-e sodann zur

Hafenstadt Emden, wo Hiandelskammersyndikus
Dr. Lübbers-Emden einen Vortrag über: »Die
Bedeutung Emdens für den westfälischen Indu-

striebezirk« hielt. Auch hier wurden wieder die

Vorteile des Ausbsaus des Dortmund-Ems-Kianals

und die Notwendigkeit hierzu herausgestellt.
Außerdem wurden noch die Siedlungsverhältnisse
in der Umgegend von Emden, sowie kan der Insel
Borkum, wo einige interessante Fälle von Weide-

gerechtsame, Deichsfragen und Erbbaurecht vor-

lagen, studiert· Herr Bürgermeister Kiewiet, Bor-

kum, hiatte es übernommen, den Exkurssionsteilneh-
mern einen interessanten Vortrag über die dort-i-

gsen Verhältnisse zu halten.

Die Exkursion vermittelte den Teilnehmern
interessante Einblicke in die Verhältnisse insbe-

sondere, so weit dieselben in Beziehung zur Ar-

beitsbeschsaffiungfür die dauer-.erwerbslosen Ruhr-
arbeiter stehen.
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Teilfiedlung zum Zwecke der Santerung
Von Regierungs- und Kulturrat Gärtner, Königsberg.

Seit längerer Zeit find in OstpreußenSiedlungs-

Verfahren stärker in den Vordergrund getreten,
die iU erster Linie zum Zweckeder Sanierungvon

IcmdabigebendemGroßgrundbesitzdurchgefuhrt wer-
den. Finanziell überlastete Gutsbesitzersuchen im

Siedlungswege durch den Verkan großerer oder

kleiner-er Teil-e ihr-er Güter die Schuldenlast auf

ihrem Neftbesitze auf ein erträgliches Maß her-ab-

zumindern. .

Diese Teilsiedlunsgen zum Zwecke der Sanierung
(Sanierungssiedlungen) werden im wesentlichen
im Wege der Anliegersiedlung, aber auch im so-

genannten Mischsiedlungsverfahrendurchgeführt

Durch die Anliegersiedlung werden«-bekanntlich
beftehsenidelandwirtschaftlicheKleinbetriebebis zur

Größe einer Ackernahrung ver-großertunddadurch
felbftändige Bauernstellen geschaffen. Die Wisch-
fiedlung hat ihren Namen daher,daßin diesseikn
Verfahren neben der Anliegersiedlungin beschrans
tem Umfang-e »auchNeusiedlungen mit Wohn-un
Wirtschaftsgebäuxdengeschaffenwerden. Die Mißh-
fiedlung greift insbesonderedann Platz, wenndsich
nicht genügend Käufer fur .Anliegerlandfin es
andererseits aber die Möglichkeitbesteht,z. .

dUrch Abverkauf von Vorwerkenund Bildung vbon
Neusiedlerstellen das zur Sanierung des Gutes e-

nötigte Kapital zu beschaffen.
ch d.

Soll dur lden Abverkauf von»Teilflaen ie

Sanierung ckäinesGutes durchgeführtwerden, g
müssen die Kaufgeld-er bar aufkommenszBarikge,

ist heute jedoch, wie überall, so auchbeiden au:
fenden Kleinbesitzern knapp. Nur in Ausnahme:
fällen werden die Ksaufpreisebar gezahlt. Um. a-

her sdie Sanierungssiedlungen unter den heutigen
Verhältnissen überhaupt durch-fuhren.zukonåizmz
Werden von staatswegen Ankaufskredite zur lter:
fügung gestellt bis zu 75 Z des von den.Ku ur-

ämtern ermittelten Taxwertes der Siedlungs-
flächen Je nach Lage des Falles werden die An-

kaufskredite im Anliegersiedlungsverfahrenvon
der Treuhandstelle für Umschuldungskredgelin
Königsberg oder von der Siedlungsbankin

kerfigii
gewährt. Die Kredite müssen «an den Zu

tailileä
flächen an erster Stelle und auf den Stamnciss

e

nd-
der Anliegersiedler an bereitesterStelleimdl

ru

el;
buche gesichert »wer-den. Fur die Neusiedringet-
ftellt die PreußischeStaatsbankin BerlinBiertei
forderlichen Kredite zur Verfügung.

»Ein neuen
des Kaufpreises müssen die Kaufer aus eige

Mitteln aufbringen.
ch ld

Soweit die Treuhandstelle für Ums u ringfö-
kredite die Ankaufskredite gewährt, beschafftstesz
die zur pfand- und lastenfreien Absschreibung

Siedlungsflächen erforderlichen
» UnterlagenDie

zahlt auch die Kredit-e an die Glaubiger aus.
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zuständigen Kulturämter haben dann im wesent-
lichen die Siedlungsflächen zu taxieren, die Legi-
timation der Käufer zu führen und vor allem die

Grundbuchberichtigung zu betreiben. Werden die

Ankaufskredite durch Idie Siedlungsbank oder die

Preußische Staatsbank zur Verfügung gestellt, be-
arbeiten nur die Kulturämter die ganzen Ver-

fahren.
Was die Durchführung dieser Teilssiedlungen in

der Praxis anbelangt, so entsteht dadurch für »die
beteiligten Stellen eine außerordentliche Fülle von

fchwierigften Arbeiten der mannigfachsten Art.

Hier soll nur folgendes hervorgehobsen werd-en.

Jnfolgse der hohen grundbuchlichen Belastung der

landabgebenden Güter ist es eine der mühevollsten
Auf-gaben, von den zahlreichen Hypotheken- und

sonstigen Gläubigern die erforderlich-en Empfän-
dungserklärungen und Löschungsbewilligungen be-

züglich der Siedlungsflächen gegen Auszahlung
entsprechend-erGeldbeträge zu beschaffen und iweiter

die Siedlungsflächen von den Belastungen der Ab-

teilung 11 der Grundbücher der Güter freizu-
stellen. Die Lastenfreistellung aus Abt. 11 der

Grundbücher macht insbesondere oft dadurch die

größten Schwierigkeiten, daß iaus vielen Eintra-

gungen die Berechtigten kaum mit Sicherheit fest-
zustellen sind und die Grundbuchämter bezüglich
der Nachprüfung lder von den Kulturämtern ein-

gereichten Unterlagen im allgemein-en ohne Rück-

sicht auf die Bedürfnisse der Praxis rein forma-
listisch eingestellt sind. Hinzu kommt, daß viele

Grundbuchämter auch heute noch, insbesondere bei

Neubesetzung smit jüngeren Kräften, in der Aus-

legung dser Sisedlungsgessetze und deren praktischer
Anwendung nur wenig Erfahrungen besitzen. Zu
abgelegenen Grund·-buchämtern scheint die Recht-
fprechung des Kammergerichtes in Siedlungs-
sachen überhaupt nicht oder doch nur »sehrlangsam
vorzudringen, sodaß, um ein Beispiel von vielen

zu nennen, die vom Kammergericht anevkannte

Beurkundunsgsbefugnis der Kulturamtsvorfteher
bezüglich der Unterwerfungskliausel aus §§ 794,
800 Z.P.O. immer wieder beanstandet wird.

Um den Schwierigkeiten bezüglich der Durch-
führung der Grundbuchberichtigung zu begegnen,
ist es dringend erforderlich, daß die Kulturämter

wie im Nentengutsverfahren so auch im Anlieger-
siedlungsverfahren ermächtigt werden, die Grund-

buchämter um Berichtigung der Grundbücher ohne
Borlegung »der Unterlagen im einzelnen zu er-

suchen. Gine große Fülle unproduktiver Schreib-
arbeit würd-e dadurch gespart und die Verfahren
kämen zum Nutzen aller Beteiligten erheblich
schnell-erzum Abschluß.

Die -kreditgebenden Stellen knüpfen san die Ge-
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währung ihrer Kredite eine fast übergroße An-

zahl von einzelnen Bedingungen. »So verlangt die

Deutsch-eSiedlungsbank daß im Anliegeusiedlungs-
verfahren auf den Stammstellen Eder Käufer bei
den der Eintragung ihrer Grundschulden vorher-
gehenden Hypotheken Löschungsvormerkungen ge-

mäß § 1179 BGB eingetragen werden. Soweit

Hypothek-enbriefe ausgestellt sind, fordern die

Grundbuchämter größtenteils die Vorlegung der

Hypothekenbriefe, uim darauf die Eintragung der

Löschungsvormerkungen zu vermerken Hat man

ein Sanierungsverfahren mit 40 Kiäufern und 40

Stammstellen und rechnet man für jede Stamm-

stelle nur mit dem Bestehen einer Briefhypothek
so müssen in dieser Sache dem Grundbuchamt allein
40 Hypothekenbriefe vor-gelegt werden, uan zwar
von Gläubigern, die smit dem ganzen Siedlungs-
verfahren nicht das geringste zu tun haben. Die

meisten Gläubiger weigern sich dahier auch über-
haupt, die Hypothekenbriefe den Grundbuchämtern
einzureichen und der grundbuchliche Abschluß der-

artiger Verfahren ist einfach nicht abzusehen.

Vielleicht geben diese Ausführun-
gen den Anlaß dazu, daß durch die

maßgeinchen Stellen die Forde-
rung auf Eintragung der Löschungs-
vormerkung überprüft wird, zumal
sie praktisch sehr leicht umgangen
werden kann.

Bei der Aufbringung der Anzahlungen Edurch
die Käufer treten in letzter Zeit dadurch Schwierig-
keiten ein, daß die Käufer im Sicherungsverfahren
sind und die Treuhänder die Anzahlungen nicht

leisten. Unpünktliche Anzahlungen bedeuten je-
doch eine weitere Verzögerung des Verfahrens.

Trotz der auftretenden Hemmnisse nehmen die

Teilsiedlungen zum Zwecke der Sanierung der

landabgebenden Güter in Ostpreußen weiter ihren
Fortgang Beim Kulturamte Königsberg schweben
z. Zt. etwa 150 derartiger Verfahren, ohne daß ein
End-e abzusehen ist.

Diese Sanierungssiedlungen versprechen in vielen

Fällen Erfolg. Auch heut-e gibt es noch Güter, die

durch mehr oder wenig-er groß-e Abverkäufe im

wesentlichen saniert werden können. Wenn auch
im allgemeinen bei den heute vorliegenden Ver-

schuldungsverhältnissen der landabgebenden Güter

die Teilsiedlung zum Zwecke der Sanierung
allein nicht den erhofften Erfolg erzielen kann,
so gewinnen doch diese Verfahren große praktische
Bedeutung im Zusammenhange mit den vielen

schweben-den Umschuldungs- und Entschuldungsver-
fahren der Güter. Die Durchführung dieser Ver-

fahren ist oft überhaupt nur dadurch möglich,daß
durch Abverkäufe im Siedlungswege noch Kapi-
talien aufkommen, die zur Deckung von Schulden
verwendet werden können. Die Bedeutung der

Teil-siedlungen zum Zwecke der Sanierung ergibt
sich wohl auch aus der großen Anzahl der bei den

Kulturämtern anhängigen Verfahren.
Die beteiligten Dienststellen sind sich der großen

Bedeutung ihrer Auf-gaben auf diesem Gebiete be-

wußt und bereit, für eine befriedigende Lösung
mit allen Kräften einzutreten, zumal das Zu-
sammenarbeiten der Osthilfestellen mit den Kultur-
ämtern bereits gute Erfolge erzielt hat.

Die Einftellung des Siedler-s zu feinem Beruf
nnd gegenüber dem Staate

Von Diplomlandwirt Heinrich Wohle-, Siedler in Kapkeim, Ostpreußen.
Die Siedler sind und fühlen sich als ein in sich

geschlossener Berufsstand. Unser Siedlerberuf ist
nicht ein Gleich-es wie der Beruf eines jeden ande-
ren Landwirts, (ja nicht einmal des uns wes-ens-
verwandten Kleinbauern. Es fehlen die gleichen
Grundlagen ; daher sind auch die Ziele verschieden.

Der Siedler baut auf einer ander-en finanziellen
Basis auf als der Kleinbauer. Darum ist es auch
möglich und verständlich, daß die Siedler sich aus

den verschiedensten Volksschichten zusammensetzen
und nicht nur aus seit Generationen in der Land-

wirtschaft tätigen Menschen.
Dem Staate kommt es darauf an, alle diejenigen

Menschen als geeignete Siedler zusammenzufassen,
die den Willen haben, auch unter ungünstigen Ver-

hältnissen stets ihr-e ganze Arbeitskraft zur Schaf-
fung ein-er eigen-en Existenz einzusetzen und damit

zugleich zur Festigung der allgemeinen Wirtschafts-
lage einen bescheidenen Anteil beizutragen. Der
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Staat hat die Möglichkeit, mit diesen Menschen
Bevölkerungspolitik in schwach bevölkerten Gegen-
den, insbesondere Grenzgebieten seines Landes zu
treiben. Er zieht sie aber auch aus dem öffent-
lich-en Arbeitsmarkt für Generationen heraus.
Dem Staat ist es gelungen, im Siedler den geeig-
neten Berufsstand für diese bevölkerungsnational-
und sarbeitspolitischen Ziele zu finden. Wir sehen
in unseren Siedlungen neben Kolonisten aus dem

früher-en russisschen Reich Nückwanderer aus deut-

schen Industriegebieten, neben ehemaligen Land-

arbeitern, die den achtbaren Ehrgeiz haben auf-
zusteigen, ehemalige Gutsbesitzer, die nicht den Mut

sinken lassen, trotz der Unsgunst der Verhältnisse
noch einmal von vorn anzufangen, neben Hand-
werkern, die ihre feste Hoffnung haben, daß das

Handwer wieder aufblühen wird, wenn die In-

dustrie zurückgeht,Idie Vertreter geistiger Berufe,
denen die Not der Zeit keine Möglichkeit gab, in
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ihrem Ursprünglich erwählten Beruf zu arbeiten,
Und die losgelöst von all diesem mit festem Willen

sichdurch Arbeit wieder freimachienwollen.

Sie alle nehmen eine besondere Einstellungzu

ihrem Beruf ein. Zwei Gruppen dieser verschiede-
nen Auffassungen sind vorherrschend.vDispeeine

Gruppe umfaßt die Siedler, die im Hinblickiaaf
ihre Nsebienbezüge,wie z. «B. Renten, seienes. ei-

gene, seien es die Renten von Angehorigen, ihre

Siedlung erworben haben. Für sie bedeutetder

Nebenbezug ein-e Ergänzung ihrer Wirtschaft.
Sie benutzen denselben im Anfang·zur Vervoll-

ständigungihrer Wirtschaft, späterhin zu besserem

Auskommen. Meistens beschränktsichdiese Gruppe

UUf den Erwerb der kleineren und mittleren Stel-
len- die es ermöglichen sollen, auch ohnegroßer-e
Anstrengung und Schwierigkeiten ein ausskomm-

liches Leben zu führen. .

Für die andere Gruppe bedeutetdie erworbene
Siedlung ihr Ein und Alles. Sie sind sich bei
Erwerb ihrer Siedlung bewußt, daß die Wirt-
schaftlichkeit ihrer Siedlung auch lihre einzige
Existenzmögiichkeitbildet. Daher sind»sie stets
daran bedacht, die Wirtschaft so vollständig wie

nur irgendniöglichmit Inventar zu versehen,um

gegen Nückischlägezu sichern und ihr-eWirtschaft

Nach gleichmäßigem Voranschlag bewirtschaftean
können. Sind hier Verbesserungen in der Widri-
schaft möglich, so wer-den sie fast stets durch

» ite
besondere Tüchtigkeit des Siedlers iausgenutzt.
Obgleich dies die wertvollste Siedler-gruppe ask
ist sie am empfindlichstenvon allen und·reagier

auf jede Art außerordentlicherBegebenheiten »

kt
»Die Einstellung des Siedlers zum Staate witr

sich zunächst gegenübersderfstaatlichbeauftragden
Siiedlungsgesiellschaftaus, mit derer den Kauf er

Siedlung abschließt.Unter Zuhilfenahimeseiner
letzten Ersparnisse hat er sich sein Eigentum er-
worben. Unter Beanspruchung der Staatshife
wurde es ihm möglich,ein-e Landstelleohne jede

weitere Belastung zu kaufen. Die Abdeckung der
Staatshilfe im Rentenverfahren braucht erst im
Verlauf einer Generation zu geschehenD·iedfor-
melle Rechtslage und die vertragsmaßigeBiIi
auf eine Generation gegenuberdem Staae «e-

techtigte den Siedler zu der Einstellungdaßiäseiige
Siedlung ein gleiches Eigentumsei wie eine

jint-
ftelle, die mit ausreichenden Mitteln angekanis:
Das Risiko des Staates sieht er durch die Verziix
sung des Rentenbetrages und der Tllgujlglg

-

sich-ert. Darin sieht er sein Recht, die Sie

als sein vollständiges Eigentum zu betrachten-
Dies ist auch als Grundeinstellung zu betrache t,
von der aus der Siedler nicht nur seine Wirtschgf
führt, sondern auch die Staatsmaßnahmenll

e-

urteilt, die die Ausübung sein-es eigenen
Wi ens

beschränkenoder unterstützenund-fordern. .

Die Entwicklung der Güterpreisieauf dem freien
Markt in der heutigen Wirtsschaftskrisehat den

Siedler veranlaßt, darauf hinzuweisen, daß er
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vertraglich kein Recht hat, unter Ausnutzung der

Notlage der Landwirtschaft ebenfalls dieselben
Niedriigstpreise wie im freien Verkehr zu bean-

spruchen. Er glaubt demnach weg-en der im Sied-

lungsvorhaben angelegten höheren Bodenpreise,
daß die Not der Landwirtschaft durch äußere Hilfe
auf ein mögliches Mindestmaß herabgedrückt wer-

den muß, damit die Verzinsung seines Rentenkapi-
tals gesichert wird. Der Siedler ist aber auch bewußt,
daß diese Mehrbelastung wieder ein-e höhere Wirt-

schaftlichkeit seiner Siedlung verlangt, um auf-
gebracht zu werden. Er verlangt von der Sied-

lungsgesellschaft, daß sein Boden nicht nur nach
Bodenklasse, sondern auch nach Art und Intensität
früherer Bewirtschaftung bewertet wird, gleich, ob

es »sichum Ackerflächem um Wiesen oder Weiden

handelt. Der Siedler hat kaum selber die Mög-
lichkeit, seine Siedlerstelle vorher zu prüfen. So-

wohl die frühere, ivor dem Siedlungsvorhaben aus-

geübte Tätigkeit als auch die Schaffung einer

neuen Wirt’schaftseinheit, wie sie durch die Auf-
teilung anstelle von ganz anders gearteten Wirt-

schaftseinheitsen gesetzt wird, und deren Lebens-

fähigkeit nur durch Beurteilung und Kontrolle

und Gegenkontrolle langjährig tätiger Siedlungs-
fachleute festgestellt werden kann, zwingen ihn
dazu, sich auf den Staat zu verlassen, der sh» der

Belastung für ihn übernommen hat. Dieser Rück-

halt an den Staat ist für ihn das xWertvollst-e, und

er glaubt sich der vorherigen Zusammenarbeit
mit den zuständigen Stellen sicher zu sein.

Die etwas krasse Herauskehrung des Eigentums-
begriffes des Siedlers, die zugleich aber auch
das Wsertvollste für uns-er ehrgeiziges Streben

nach Vorwärtskommen ist, mußte sein Augenmerk
unt-er den heute sich immer schwieriger gestalten-
den Verhältnissen auf ein risikoloses Wirtschaften
in dem sein-en »Freijahr, das ihm nur zur Verfü-

gung stand, richten. Die gleichmäßige Renten-

belastung, die hinterher einsetzen soll, veranlaßt
den Siedler dazu, eine Ernte zu fordern, die leiner

Höchsternteseines Landes entspricht. Er kann

unmöglich das Risiko eines auch nur mittleren

Feldbestandes auf sich nehmen, da er sich sonst
nicht der Belastung nach einem Jahr gewachsen
fühlt. War die Ergänzung der Ernte durch Zu-
teilung der Ernte von Borbehaltsflächen nicht
möglich,so wurde die Einstellung des Siedlers von

vornherein seine negative, die sich nachher auf die

Einstellung zum Staat automatisch überträgt.
Hinzu kommt das unter den gegenwärtigen Ver-

hältnissen besonders drückende Gefühl, das aber

auch auf der ganzen übrigen Landwirtschaft lastet.
Der Siedler bekommt für seine Arbeit keinen Lohn
mehr und muß einzeln-e Produkte seiner Arbeit

noch weit unter die-sen Kosten abstoßen. Je

jünger die Siedlung ist, desto mehr greift dieser
Vorgang zehrend in die Substanz seines Betriebes

ein.

Dieser hemmende Einfluß twirkt sich schon auf



die Maßnahmen aus, die trotz einer gewissen Be-

lastung dem Siedler doch noch ein Mehr an Vor-
teil-en bring-en können. Hierunter fällt inbesondere
das gesamte Genossenschaftswesen. Der

Siedler ist nicht mehr in der Lage Belastungen,
die ein-en späteren Vorteil sichern sollen, einzu-
gehen. Er will in seinem großen Mißtrauen
den Vorteil erst in den Händen halten, ehe es

ihm möglich ist, zu einer Belastung seine Zu-
stimmung zu geben. So müssenschließlichin einer

Siedlung auch alle Bestrebungen zunichte werden,
die daraufhin zielen, ein genossenschaftlich-es Gan-

zes zu bilden. Es ist dem Siedler unter den

heutigen Verhältnissen nicht mehr möglich einzu-
sehen, warum er genossenschaftlich das Interesse
seines Nachbarn in seiner Sache wahrnehmen soll,
die ihn in diesem Punkt nicht berührt. Je ein-

heitlicher das Genossenschaftswesen jedoch unter

den heutigen Verhältnissen aufgezogen wird, desto
mehr hat es nur allein Berechtigung Nur eine

geschlossene Genossenschaftsaufgabse kann das not-

wendige Kapital gegen Nücksschläige,aber auch zur

Heranziehung neuer wirtschaftsfördernder Maß-
nahmen bilden. Es ist hier im besonderen an die

Entwicklung des Absatzes der Siedler-

p r o d u k t e gedacht worden. Oft sind die Siedler

schon nicht mehr in der Lag-e, die Belastung durch
die Unterhaltung des ihnen von der Siedlungs-
gesellschaft übergebenen Genossenschaftskapitals in

Form svon Dreschsätzen,Wsasseranlagen, Deichbautsen
usw. auf sich zu nehmen. Besonders einschneidend
wirkt sich dies bsei den Zuchttierhaltunsgsgenossen-
schaften in den Siedlung-en aus. Wird der Zucht-
tierhalter durch Lsandzulage nicht bei der Haltung
des wertvollen Tieres unterstützt, so hat er keinen

Vorteil mehr durch spätere Ueberlassung des ge-

nutztien Zuchtti·eres. Was aber ein Verfall der

wertvollen Vatertiere für die Veredelungswirt-
schaft des Siedlers bedeutet, ist kaum auszudenken
Es ist m. E. ein-e große Aufgabe, das Ziel hier
eher weiterzustecken und durch Unterstützung der

Haltung iwertvoller weiblich-er Tiere das männliche
Tier zu ergänzen.

Der häufige Vorwurf, der Siedler schaffe
sich zu viel Maschinen san und belaste sich
dadurch mit Verpflichtungen, die er späterhin nicht
erfüllen kann, muß im allgemeinen von den Sied-

lern zurück-gewiesenwerden. Jst auch der einzelne
Ankan von großen Maschinen aufs schärfste zu

verurteilen, und der Siedler stets auf den ge-

nossenschaftlich-en Zusammenschluß hinzuweisen, so
ist doch zu bedenken, daß die Siedlerfamilie bei

der Bewirtschsaftung ihrer Stelle auf sich allein

angewiesen ist. Es ist dem Siedler unmöglich, sich
fremde Arbeitskräfte zu halten· Obgleich »sichdie

Landarbseiter wegen ihrer wirtschaftlich-en Not zu
einem ganz geringen Lohnsatz anbieten, kann der

Siedler sie in keinem Falle weg-en der Höhe der

sozialen Lasten in Arbeit nehmen. Aus diesem
Grunde ist der Siedler darauf angewiesen, sich
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wirklich brsauchbare maschinelle Hilfsgeräte zu

seiner Unterstützung anzuschaffen. Es wäre jedoch
eine dankbare Aufgabe der Wirtschaftsberatung
den Vertreterstrom der Maschinenindustrie von

dem einzeln-en Siedler sabzulenken, und Angebot
und Nachfrage für die Siedler durch eine amtliche
Stelle, die Siedlungsgesellschaft oder die Siedler-

genossenschiaftzzu leiten. Die A b le n k u n g des

örtlichen Handels auf dem Getrei-d-e-

u n d V i eh m a r kt auf zentrale Stellen ist schon
jetzt von Erfolg begleitet. Der neu angesetzte
Siedler ist in jedem Fall-e dsarauf angewiesen, sich
in seinem Freijsashr nicht nur das nötige lebende

Inventar, sondern auch das volle tote Inventar

anzuschaffen.
Die all-gemeine Notlage hat weiterhin eine Er-

scheinung gezeitigt, die einzig und allein ihren
Grund in der nicht mehr ihren Lohn trag-enden
Siedlserarbeit hat und Form-en anzunehmen scheint,
die mit dem Selsbstiaufbau der Siedlung durch den

Siedler nichts mehr zu tun haben. Es handelt sich
um diesSiedl«erv-erbände, die es einzig
unsd allein als ihre Aufgabe be-

trachten, jede einzelne Beschwerde
aufzunehmen und sie geschlossen
durchzufechten, ohne aber produktive
Selbst-aufb-auarbeit zu leisten. Das

Auftreten jener Verbände ist eben nur Folgeer-
scheinung, und durch den großen Zustrom, der Bei-

tragszahlungen nicht scheut, ist er ein gewaltiger
Ausdruck herrschender Not.

Aus allem heraus bildet »sichunsere Berufs-auf-
fassung Die Grundlage ist unser von vornherein
sestgelsegtes Streben und Wollen. Der Siedler

will und muß vorw ärts kommen, soll er nicht

unterliegen. Der Siedler ist darum »aufdas pein-
lichste auf die Erhaltung der Wirtschaftlichkeit
seines klein-en Betriebes bedacht. Er sieht hierin
die einzige Möglichkeit, ständig die Renten-

belastung tragen zu können. A u s d i es e m

Grunde wird der Siedler stets die

Erhaltung der Wirtschaftlichkeit
nicht nur vor die Erfüllung seiner
Pflichten gegenüber dem Staate,

sondern auch sogar vor diePflichten
gegenüber seiner Familie setzen.
Es ist bezeichnend für die Kraft

seines Wollens und Strebens, daß
er seine eigenen Ansprüche fast bis

ins Unmögliche herabdrücken -kann.

Wir Siedler haben uns eine große Arbeit über-

nommen. »Wir wollen die Aufgaben früheren

Großbesitzes auf uns nehmen und mit unserer
Hände Arbeit ein gleich Gutes unsd noch Besseres
zu erreichen suchen. Wir fordern aber auch Ber-

ständnis für unsere Aufgabe. Jst doch dieses Ver-

ständnis wohl der einzige Lohn, den wir in der

augenblicklich schweren Zeit von unserer harten
Arbeit haben.
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Umfchan

Wirtschaftsbelebung
nnd Regierungsprogramm

Der neueste Bericht des Instituts für Konjunk-

turforschung (Vierte1j. H. f. Konj. Forsch;Nr. 2,

Teil A), der vor Bekanntgabe des»Regierungs-
Programms abgeschlossen wurde, laßt nach«

der

weltwirtschaftlichen und nationalwfirtschaftlicheii
Gegenswartslage die Hoffnung biegrundet erschei-
nen, daß das Krisentief erreicht ist und sichbereits
Anfätze zu einem Konjunkturumschwunggebildet
haben. » d

Die Rohstoffpreise an den Weltmarktensin

seit Anfang Juli gestiegen. Die Flüssigkeitder
Geldmärkte hat zugenommen ; das Mißverhaltnis
zwischen Angebot und Nachfrage ist’-gemil«.dert,tdie
Vertrauenskrise flaut ab. Es spricht vieles a-

fük, daß der Preissturz an den Weltrohstoff-

märkten sein Ende gefunden hat.

Der Konunkturwandel bereitet·sichin erster
Linie in delnbeiden großen angelsachsischenGlau-
bigerländern vor. Unterstützt«1durchgroßzugåge
Staatseinsgriffe, beginnen sich die Gegenkrafte·els
bisherigen «Abschwun-gs,insbesondere in der piet-
fach bereits tot geglaubten Unternehmerwirtschaf,

wiederum u regen. ,

Auch in Deutschlandhat sichdas Tempo der koGn:
junkturiellen Abwärtsbewegung verlangsamt f-

fektenumsätzeund Effektenkursewaren schoxivojr
Bekanntgabe des Regierungsprogriammsges iegterz
Die reagiblen Preise hatt-en ihr-en Ruckgang un e -

bro sen« .
«

,

Acklerdingsikönnen diese Erscheinungenzinst:
fonsdere wegen der Zerrüttungdes weltwirtschåizf:
Iichen und nationalen Kredits, nochkein· e-

wseis für die Fortdauer dieser Entwicklung sein.
»Gegen eine optimistifchereAuffassungfpktichtz
daß die industrielle Warenerzeugung der We

«i;i
den letzten Monat-en weiter zuruckgvegangeåiBilst:
Die monatlichie Jndexziffer Ider industriellenk

e -

Produktion (1928 gleich 100; ««Saisonschswan«une.·zq7ei(i)
auIgeschaltet) sank von 76,1 im Januar azf s
im Juni 1932. Gegenwärtigwerden rd.«1? ht.
Wenig-er Jndustriewaren erzeugt als im a

1913«
der deutschen Volkswirt-

Auch »die Bewegung
schaft berechtigt noch nicht zu der Hoffnung auf

eine o ne Unterbrechung anhaltende Besserung
der LangDer normale KonjunkturanstosYdi:
Erhöhung der Jnvestitutionstätigeitaus

präiizarek
Jnitiative, fehlt und muß in der deutschen atiu;
schaft fehlen, weil der Absatz zu lVerbrauchs-IIjetz-
und Exportwaren wegen des schrumpfendenot«:
einkommens und der verminderten interna io-

nalen Wettbewerbsmöglichkeitensich»kaumb
höhem eher noch abnehmen durfte. Die Beo a

tun-g der Sondergebiete, z. »B. des Bau- un
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Grundstücksmarktes, läßt ebenfalls noch keine be-

gründete Aussicht auf eine dauernd-e Belebung der

Wirtschaft erkennen. Die jahreszeitlich verstärkte
Sie-dl-ungsbautätigkeit verleiht zwar der Bau-

tätigkeit ein-e gewisse Stütze. Der konjunkturelle
Rückgang der Bautätigkeit hat sich in den letzten
Monaten etwas verlangsamt Dafür haben fich
aber die Schwierigkeiten in der Bewirtschaftung
des schon vorhandenen Wohnraums mit der fort-
schreitenden Einkommens- und Geschäftsschrump-
fung weiter erhöht.

Jn diese Wirtschaftslage trägt das in der R o t -

v e r o r d n u n g des Reichspräsidenten vom

4. September 1932 zurBelebungderWirt-
s ch a ft verkündete Wirtschaftsprogramm n e u e

Hoffnung und neuen Antrieb.

Der »konstrukti·veAufbauplan« der Regierung,
der nicht nur die deutsche, sondern auch die Welt-

Oeffientlichkeit in diesen Wochen weitgehend be-

schäftigt, enthält folgende Grundsätze:
Die Währung wir-d aufrecht erhalten. Die Ab-

wertung der Mark und alle Währungsexperimiente
werden abgelehnt. Die deutsche Bevölkerung muß
sich aus eigener Kraft ernähren.

Die Energien der Privatwirtschaft sollen wie-

der belebt werden, um auf diese Weise lZ Millio-
nen Arbeitslose wieder in den Produktionsprozeß
einzugliedern.

Entlastung der Wirtschaft und Arbeitsbeschaf-
fung werden mit einheitlichen Mitteln erstrebt.
Das iArbeitsbeschaffungsprogramm umfaßt in

erster Linie

1. die Entlastung der Wirtschaft durch Steuer-

erleichterungen durch Ausgabe von »Steuer-
anrechnungsscheinen«,

Lohnprämien an Betriebe, die Arbeitslose
neu einstellen,
Unterschreitung der Tariflöhne bei Aufrecht-
erhaltung des Tarifrechts, wenn Neuein-

stellungsen dadurch möglich werden. (Vergl.
im übrigen Gesetzesteil.)

2.

3.

Einige sehr wichtige Einzelheiten des Regie-
rungsprogramms, die der Reichskanzler in seiner
Rede in Münster gestreift hat, wie das Zins-
problem im Zusammenhang mit der Diskont-

senkung, die Ablehnung der Autarkie bei »gleich-
zeitiger maßvoller Regelung der »Einfuhr«, sind
noch nicht gesetzlich festgelegt. Es ist jedoch zu er-

warten, daß die Reichsregierung in diesen Fra-
gen alsbald Entschlüsse fassen wird.

In dem allgemeinen Kampf gegen »die »Arbeits-

losigkeit wird den Maßnahmen auf dem Gebiete
des Grundstücks-,des Wohnungsmarktes und des

Bau- und Siedlungswesens besondere Bedeutung
beigemessen. Der Reichskanzler sagte wörtlich:



»Außerdem sind Notstandsmsaßnahmen auf dem
Gebiet Ider landwirtschaftlichen Siedlung, der vor-

städtischenKleinssiedlung, des Wohnungsbaues und
der Hausreparaturen in Aussicht genommen. Hier
ist besonders daran gedacht, den Bau von Eigen-
heimen durch Mobilisierung der in der freien
Wirtschaft noch vorhandenen Kreditmöglichkeiten
zu fördern.«

Diese Betonung des Baues von Eigenheimen
unter Mobilisierung der privaten Kredite deckt

sich mit den Forderungen, die in der deutschen
Wohnungswirtschaft seit langem nicht mehr ver-

stummt sind. Die bedeutungsvollen Sätze des

Reichskanzlers haben daher in der Oeffentlichkeit
starken Widerhall gefunden. Einzelheiten des

Programms sind noch nicht bekannt. Bekannt ist
aber die überraschende Wirkung des Programms
auf die Geschäftsbelebunsg,die sich insbesondere in

der Börsenhausse kennzeichnet, und die feste Zuver-
sicht der Reichsregierung. die der Reichskanzler
kürzlich in das Dichterwort kleidete: ..Hinter uns

die Nacht, vor uns der Tag«. (Abgeschl. 10. 9. 32.)

Zur Lage des Althausbefitzes
Der Zentralsverband deutscher Haus- »und Grund-

besitzervereine hat sich auf dem 53. Verbandstage
in Hamburg (7. August) in erster Linie mit den

Möglichkeiten einer Arbeitsbeschaffung durch Re-

paraturen beschäftigt. Der Präsident des Zentral-
verbandes, Stadtrat Hum-ar, erinnert in

seinem Referat daran, daß der «Reichswirtschafts-
rat seinerzeit für diese Zwecke einen Kredit von

300—350 Millionen RM für erforderlich erklärt

habe· Humsar hält es für möglich, daß der Alt-

hausbesitz in sden nächsten Jahren wirtschaftlich
gerechtfertigt-e Reparaturaufträge von 1,5 Mil-

liarden RM erteilt. Der lVerbandstag forderte
im Anschluß an die Ausführungen Humars einen

entsprechenden Reichskredit auf der Grundlage
einer Mobilisierung der Hauszinssteuerhypotheken.

Soweit diese Forderungen des Althausbesitzes
sich im Rahmen der wirtschaftlichen Möglichkeiten
rechtfertigen lassen, sind sie durch die Notverord-

nung des Reichspräsidenten vom 4. 9. 1932 erfüllt
worden. Der Reichsfinianzminister ist ermächtigt
worden, für Jnstankdsetzungsarbeiten an Wohn-
gebäsuden, zur Teilung von Wohnungen und für
den Umbau gewerblicher Räume zu Wohnungen
bis zu 50 Millionen RM auszugeben. Daneben

sind bekanntlich dem Althausbesitz bereits 50 Mil-

lionen RM als Zinszuschüsse zu Reparaturdar-
lehen zur Verfügung gestellt und von ihm bereits

fast völlig in Anspruch genommen worden.

Die darüber hinausgehenden Forderungen des

Präsidenten Humar lassen sich wohl auch nicht da-

mit rechtfertigen,- daß »in den letzten 8 Jahren
mindestens die Hälfte des gesetzlichen Mietertrages
weggesteuert worden is «. Abgesehen davon, daß
bei der Hauszinssteuer der Verwendunsgszweck für
die Belebung des Reubaues gegenüber dem fis-
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kalischen Grhebunigszweck im Vordergrund stand,
und die Steuer in der Werterhaltung des Haus-
besitzes in den Zeiten der Geldentwertung ihre
Rechtfertigung sucht »und findet, reicht diese Be-

gründung für die Forderung nach so weitgehender
öffentlicher kUnterstütznugdes Althausbesitzes nicht

aus. Gs muß vielmehr in allen Fällen geprüft
werden, ob es nicht zweckmäßiger ist, dasselbe
Geld für Neubauten auszugeben. denn bei dem

Wandel der 7Wohngewohnheit in der Richtung des

Eigenheims und bei der, entsprechend dem ver-

ringerten Einkommen, wirtschaftlich orientierten

Nachfrage nach kleineren Wohnungen, besteht die

Gefahr, daß viele der mit hohen Kosten umzu-

gestaltenden Altwohnungen leerstehen bleiben, und

die Aufwendungen nutzlos vertan sein würden.

Der Verbandstag beschäftigte sich im übrigen
mit den Forderungen auf restlosen Abbau der

Zwangswirtfchaft, auf Unantastbarkeit des Privat-
eigentums. auf fühlbare Senkung der Steuerlasten
und auf Wiederherstellung des Realkredits. Die

durch die letzte Reichsnotsverordnung angebahnte
Vertrauensbildung wird hoffentlich gerade auf
diesem letzten Gebiete einige Erleichterungen
schaffen.

Jn jedem IFalle ist in diesem Zusammenhange
zu begrüßen, daß die neueste Aenderung der preu-

ßischenHauszinssteuer-V.-O. wieder die Stundung
der sHauszinssteuer möglich macht (ng. Gesetzes-
teil). Das durch die Pr. Rotverordnung vom

Z. Juni 1932 eingeführte System Mietbeihilfen
hat sich nämlich nicht bewährt iund soll nicht in

Kraft treten. lVor allem hat sich gezeigt, daß es

nicht möglich ist, das finanzielle Risiko der Miet-

beihilfen den Gemeinden (-als Fürsorsgeverbänden)
aufzuerlegen.

Entwicklung desfreiwilligenArbeitsdienftes
Nach amtlichen Feststellungen sind bis zum

31. Juli 1932 im Reich insgesamt 5633 Maß-
nahmen des freiwilligen Arbeitsdienstes mit einer

Beschäftiigungszahl von 166 286 Arbeitsdienst-
willigen von den Landesarbeitsämtern anerkannt

worden. Der weitaus größte Teil dieser Maß-
nahmen war am 31. Juli d. J. noch im Gange.
Auf dem Gebiet der Bodenverbesserungen wer-den

1150 Arbeiten, auf dem Gebiet der Vorbereitung
und Errichtung von iSiedlungs- und Kleingarten-
land 266 Maßnahmen, ferner 559 Forstarbeiten
und 972 Verkehrsverbesserungen in Gang gesetzt.
920 oder 16,3 v. H. aller Maßnahmen sind als

»volkswirtschaftlichwertvoll« im Sinne der VO.

vom 23. 7. 1931 mit dem Anspruch auf Gutschrift
für Siedlungszwecke bezeichnet worden.

»Als Träger der Arbeiten betätigen

sich fast in der Hälfte aller Fälle öffentliche Körper-

srhaften, also Länder, Provinz-en, Gemeinden, Kreise
und Land-wirtschaftskammern, die Arbeiten auf
eigene Rechnung und Verantwortung durchführen.
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Neuerdings sind außer öffentlich-rechtlichen
Kor-

perschaften und gemeinnützigenGesellschaften und

Verbänden durch Art. 3 der Verordnung vom

16— 7. 1932 auch auf Erwerb gerichtetevutiterk
nehmungen als Träger zugelassen,wenn die übri-
gen Voraussetzung-enfür den freiwilligen Arbeits-

dienst erfüllt sinkt-. « « .

Das nicht zu unterschätzendeZiel des freiwilli-
gen Arbeitsdienstes list die sinnvolleVerbindung
Von ernfthufter Werkarbeit und korperlicherund

geistiger Schulung. iAuf diese Zusammenhangehat
inSbefondere Oberregierungsrat Dr. von Funke im

Reichverwaltungsblatt Nr.33 aufmerksam gemacht.
In seinen Ausführungen, die eine Aufforderung
an die öffentliche Verwaltung zur Mitarbeitbei

der Förderung des freiwilligen Arbeitsdienstes
enthalten, erkennt Dr. von Funke die erfolgreiche
Vorarbeit der in mehreren Ländernund.Pro-

Vinzen gegründeten Heimatwerke fur die idåelle
DUrchbildung des Arbeitssdienstesan« Diese er:
einigUnsgen bilden einen gemeinnützigenZusam-
menfchlußvon Organisationen, die sich als Tritngdes Dienstes zur Verfügung stellenv

—- offen i

;
KörPerfchaften, Städte, Kreise, undustrie-Hin-
Handelskammern und privat-e Verbande und

ter-
einigungen der Arbeitgeber, Siedlungsgesellschafen

u. a. Sie haben es insbesondere subernommenö
die Arbeitsdienstwilligen auf unpartseilichåru:
interkonfessioneller Grundlage zu betreuenl( atztlinä
des Heimatwerkes !Ostpreußen,vgl. Sied ung .

Wirtschaft, Jahrg. 13, S. 42()).

MissenfkbaftlicheInstitute
und Siedlungsarbett

s. t reu i e Heimstätte «G.«m. b. H»

KälikzsbkrfgsPrFfhcgitmit dem ertfchaftsgleograj
Phifchen Seminar an der dortigen HanldeWoka
fchule ein Abkommen getroffen- nach We tchenf; r

Ginvernehmen mit der GesellschfctftUnd Fuer»1k):
Förderung durch die dem Instltutzur Verfugtåugf
stehenden Fachkrscifte Spezialunterspchunsjnt«d
dem Gebiete des Siedlungswesens bearbeI e Un

geklärt wer-den sollen. «

Diese Zusammenarbeit zwifchenWlsienschaxrsolkd
Praxis kann für den volkswirtfchaftHIIchenhlt eg
der Siedlung nur förderlichsein· tBIFhersämmt-
im Siedlungswesen an wissenschaftllchetä»t nach
lagen für eine systematischeSiedlunggar letlenoft
einem einheitlichen Plan. Darum ha«

tichaft-
Einzeilarbeiten im Siedlunsgswesen der wirnZu-
Iichen Kritik nicht stand. Wenn dagng I,t den
sammenarbeit der SiedlungsgesellschaftenJungg-
wissensschaftlichenInstituten unddenVerroatschlafw
stellen die Materialien fur eine «W1kVor-
planung «an weite Sicht, die auf regtan Reichs-
arbeiten aufbauend zu einem einheitlichen

-

könn-
plan auszugestalten wäre, geschafonWekdetnwirt-
ten, so wäre das eine Gewähr sur erhvhegmasp
schaftliche Erfolge jeder einzelnen Sisedlung

nahme.

Außerdem verlangt es die Zeit, daß in Hör-

sälen und Seminaren der Hochschulen weniger
Theorien und mehr praktische volkswirtschaftliche
Fragen erörtert werden. Auf diesem Wege wird

dem all-gemeinen Nutzen mehr gedient und auch
den einzelnen Kanldidaten, die schließlichfür die

wirtschaftliche Praxis vorbereitet wer-den sollen.
Wenn die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft
und Praxis so auf-gefaßt wird, so wird sie neben

der Klarstellunsg wichtiger Gegenwartsfragen der

Siedlung auch Lden Mitgliedern der Hochschule, die

ihre Arbeitskraft in den Dienst der Sache stellen,
Förderung bringen.

sWir begrüßen darum ein solch-es Zusammen-
gehen zwischen Hochschule und Heimstätte. Auch
in anderen sWirtschaftsprovinzen des Reiches, z. B.

in dem tGinfilußsgebieteder Technischen Hochschulen
in Münster und Dresden, haben sich bereits ähn-
lich-e Ansätze eines praktischen Zusammenwirkens
zwischen Sieidlungunternehmungen und Hochschulen
gebildet. Wenn die Kreis-e der Wirtschaft und

Wissenschaft diesem Beispiel folgend auch für andere

Wirtschaftsgebiete die Vorarbeiten für eine plan-
mäßige bevölkerungs- und siedlungsmarktpolitische
orientierte Besiedlung in unermüdlicher Arbeit

leisten, so müßte es möglich sein, die Siedlung vor

Fehlschlägen zu bewahren.
Eine weitgehende Erleichterung dieser wissen-

schaftlichen Vorarbeiten kann durch die nach den

neuesten Bestimmungen zulässige Förderung dieser
Forschungsarbeiten im freiwilligen Arbeitsdienst
erreicht werden. JungeAkademiker bis zu 25 Jahren
können nämlich auf diesem Wege einen Zuschuß
von 2,— RM pro Tag aus den Mitteln des Reichs-
kommissars für den freiwilligen Arbeitsdienst er-

halten. Da ses gerade bei diesen Forschungs-
arbeiten weniger an sArbeitsgelegenheiten als ain

Mitteln fehlt, dürfte diese Unterstützung sehr will-

kommen sein. Bisher ist bei diesen Arbeiten vor-

wiegend an technische Forschungs-arbeiten gedacht.
Richtlinien hierfür können vom Jngenieurdienst
e. V. (Berlin NW 7, Jngenieurhaus) bezogen
werden. Eine Beschränkung auf diese Arbeiten ist
nach den gesetzlichen Vorschriften aber nicht zu
rechtfertigen, vielmehr müssen, wie bei allen an-

deren Arbeiten im freiwilligen Arbeitsdienst, auch
andere Forschungsarbeiten zugelassen werden, so-
weit sie gemeinnützig und zusätzlichsind. Für die

Siedlungsarbeiten gilt dies kraft Gesetzes. Darum

dürft-e »die Frage der Gemeinnützigkeit und der

Zusätzlichkeitauch bei iForschungsarbeiten für die

Siedlung leicht zu entscheiden sein. Dr. F. N.

Bedeutet ländliche Siedlung
Bevölkerungsvermehrung?

Jn ihrer Denkschrift über 20 Jahr-e deutscher
Kiulturarbeit erklärte seinerzeit die Ansiedlungs-
kommsisssion:»Während in früheren Giutsbsezirken
durchschnittlich 30 Menschen auf dem Q.uadratkilo-



meter lebt-sen, sind es nach der Besiedlung 50.«
Sie konnte also eine Steigerung von fast 70Z

feststellen. Die gleiche Feststellung macht die Ost-
preußiischeLansdgesellschaft in ihrem 1926 erschiene-
nen Tätisg-ke·itsbericht:»Z-wanzig Jahre deutscher
Siedlunigsarbeit in Oftpreuß-en·«Auf Grund einer

Untersuchung von 25 Siedlungen ermittelt sie
einen Zuwachs an Haushaltungen von 70,15Z, an

Einwohnern von 69,59Z, wobei sie bemerkt, daß
von der Besiedlunig auf 1 qkm 3"5,09 Einwohner
und 6,74 Haushalt-ungen, nachher aber 59,51 Ein-

wohner und 11,48 Haushaltungen entfiel-en. Nach
den vorliegenden Geschäftsbserichtenhat die Land-

gesellschaft dieses bevölkerunigspolitisch wichtige
Ergebnis seither nicht wieder erreicht. Die auf
1 qkm entfallenden Stellen bewegen sich seit 1927

zwischen 5,75 und 8,74 Stellen, berücksichtigtman

aber, daß hier nur die sSiedlerstellen selbst gezählt
sind, nicht aber die Zahl der sonst in einer Sied-

lung vorhandenen Personen: Lehrer, Mietswoh-
nungsinhaber, Renten-empfängser,Ortsarme, deren

Zahl erfahrunigsgemäß etwa 14 ausmacht, so
nähert sich die obere Zahl mit ca. 10,6 Haushal-
tungen der vorigen Feststellung doch sehr. Die

Minderung des bevölkserungspolitischen Erfolges
ist übrigens ohne weiteres verständlich, wenn man

berücksichtigt,daß man unter den augenblicklichen
schwierigen Verhältnissen mit der Auslegung von

Stellen unter 5 Hektar immer vorsichtiger werden

mußte.

Etwas höher liegt das auf Grund der statisti-
schen Feststellungen der Landeskulturbehörde er-

mittielte Gesamtergebnis für Ostpreußen im Jahre
1931. Die Siedlungstätsiigkeit dieses Jahres er-

faßte 26 216 Hektar, auf denen 2385 Nentengüter
gegründet werden konnten. Es bedeutet dies 9,1
Stellen auf den Quadratkilometer, bei Annahme
von 4,5 Person-en je Stelle von 41 Einwohnern
je Quadratkilomseter oder unter Berücksichtigung
eines 20prozentigen Erfahrungszuschlags von rd.
50 Einwohnern Da die Bevölkerungsdichte bei

Gütern in Ostpreußen heute bei etwa 25——27

Elqkm liegt, kann man also im großen und ganzen
von einer Bevölkerungsverdoppelung auf den be-

siedelten Flächen sprechen. — Die mit stärkerer
Einstellung zur Wirtschaftssiedlung arbeitende

Ostpreußische Bau- und Siedlungsgesellschaft hat
in den 4 Jahren ihrer Arbeit auf diesem Gebiet-e

durchschnittlich 12,5 Stellen je Quadratkilometer

geschaffen, wobei man nach dem gleichen Schlüssel
die Einwohnerziahl mit 56—s—20«5=67 je Qua-

dratkilometer ansetzen kann, sie hat also etwa die

Volksdichte unserer alt-en Bauerndörfer erreicht.
Das Ergebnis von 1931 ist dabei auch bei ihr ge-

ringer, es zeitigte 9,3 Stellen und etwa 50 Ein-

wohner auf den Q.uiadrsatkilom-eter.
Die vorliegenden Feststellungen zeigen, daß man

den TbsevölkerungspolitsischenEinfluß, den die Sied-

lung innerhalb der ihr zufallenden Gebiete aus-

übt, nicht gering veranschlagen darf. Sm.

Besprechungen
Baumarkt und Gesamtwirtschaft. Von Dr. Jng.

Karl Müller. Zweite Auflage. Verlag Dr.

Emil Ebering. Berlin 1932. Preis 4,80 N!M.

Die Problematsik von Baumavkt und Bauw-irt-

schaft liegt nicht zuletzt in einem dauernden Kon-

flikt zwischen ihren gesellschaftlichen Funktionen
und den Methoden ihrer Finsanziierung Als Pro-
duktionsmittelindustrie von Bauten für Wohnung,
Arbeit und die übrigen Bereiche des menschlichen
Lebens steht sie san Vielseitiigkeit unid an Abhän-
gigkeit ivon sunübersehbaren Entwickliungsmöglich-
keitsen unter den übrige-n Produktionsmittelindu-
strien vielleicht dem Maschinenbau am nächsten.
Während dessen kapitalintensive Erzeugung sich je-
doch den Marktschwankungen durch wechselnd hohe
Abschreibungen elsastisch anzupassen vermag, ist
die Finanzierunig des lohnsintensiven Wohnungs-
bsaus, des größten Marktes der Baiuwiirtschaft,
völlig von den burzfristigen Schwankungen des

freien Kapitalmarktes und der Finanzen der

öffentlichen Hand abhängig. Lan-gfristiisge Dispo-
sition-en im Beau- und Siedlungswesen sind dadurch
bisher nahezu unmöglich gewesen. Diese Ding-e
sind jedem, der der Bauwirtschiaft nsahesteht, satt-
sam bekannt, werd-en hier aber zum ersten Mal

in ihren quantitativen marktwirtschaftliichen Zu-
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sammenhängen imit den übrig-enZweigen der Gie-

samtwirtschaft aufgegriffen Eine Fülle alter

Probleme wird dadurch, wenn auch nicht gelöst, so
doch in neuen Zusammenhängen aufgerollt. Jhre
Durchdringung wäre eine dankbare Aufgabe für
die ENeichsfor«schungsgesellsch-aftfür Wirtschaftlich-
keit im Bau- und Wohnungswesen gewesen, deren

Scheitern nicht zuletzt auf gebundene Marsch-
routen und auf einen Verzicht gegenüber den

eigentlichen Kernproblemen der Wirtschaftlichkeit
im Bau- und Wohnungswesen zurückzuführen ist.
Diese Kernprobleme liegen nun einmal zuerst in

den gesellschaftlichen, regionalen und örtlichen

Verschiedenheiten von Siedlung und

Wirtschaft, deren ständiger Wechsel nur mit allen

Vorbehalten die Aufstellung von bedingt anwend-

baren optimalsen Typen, Normen und Bauverfah-
ren erlaubt.

Daß diese Kernfragen von Baumarkt und

Gesamtwirtschaft auch in den 18 Druckbögen
des obigen Buches weder restlos gelöst noch
in erschöpfenderMethodik behandelt werden kön-

nen, nimmt bei dem verblüffenden Mangel not-

wendigster Vorarbeit-en auf diesem umstrittenen
Gebiet nicht wunder. Um so mehr regt das Buch
zu ein-er Vertiefung der wirtschaftlichen Fundie-
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rUngen des Bauwesens an, deren dieses im«Geigien-
spitz zu einem Uebermaß technischen Spezialistem
tiums dringen-d bedarf, Mög-en weiter wie bisher

lansgfrkftisgeDisposition-en im Wohnungs- und

Siedlungswesen durch iunübersehbareSchIJIUUFUW
gen der skiurzfristigen Finanzierunsgsmoglichkeiten
eVschwertwerden, oder mag die bevorstehendeVer;
breitung des Arbieitsdienstes auf Wohnungen
Zsufsatzseinrichtungender landwirtschaftlichenSlie:
lung und der vorstädtischenNebenerwerbssiedus:
gen endlich den Anstoß zur AufstellungundFürst:
führng sgiessamtwiirtschaftlichund einzelwir schgiitä
lich längst notwendiger Baupwsgmmmk auf Wt.tik
Sicht geben, auf jeden Fall werden F1insanng1l

und Baupolitik in Zukunft in MIsereVerquWrg
miteinander gebracht werden mussen als Itshez
Die von Karl Müller eingeschlagenenVFOUIZZ
tungsweisen bedürfen hierzu einer weiteren-Jat

-

b.ild.un-g.
.

VotftädtiskheKleinsiedslåmgb«itV:kstililnIi?iei;n«g;-tiit"

» -
.

» ear ei
«Erlautemngen

eim Reichskommissarkun- der Sa bearbeiter b« . -

fürgdievorkädtischeKleinsiedlunjgnvoifitekäk
feffor Dr. Friedrich Schmidt, iiäzilal S-

rat im Neichsarbeitsministerium er lege:
gefellfchiaft N. Müller m. b. H., Glåårswavmä
Berlin· Einzelpreis 3,45 NM, bei ezusg

von
5 Exemplaren 3,15 N-M., bei Bezug

15 Exemplaren 2,85 NM.
G -

Die Gesetzesbestimmungen,Verordnuiåglenåsieg
lasse sund Richtlinien zur vorstadtischen

»b eisehbar
lUng find für die Praxis schon fast unuderwei-
geworden, zumal die Bestimmung-ensurd

en

jzdes
ten Bauabschnitt nicht unerheblichvon

2kneelung
1.Bauabsch-nitts abweichen. Die auf itivrdxtzische
des früheren Reichskommissarsfur die vorks

a

mene

Klseinxsiedlunsg,Dr. Saaßen, zustandege oeiirifchöp-
Schrift enthält in ihrem erst-en Teil

eineltenden
fensde Zusammenstellungder zurzei genDer
reichs- »und landesgesetzlichenBestimmunge .un S-

zweite Teil enthält Erläuterungen RegierHIgw
riat Dr. Gase erörtert die Zieleder vorsaDr-
schen Kleinsiedlung MinisterialratProfessorZu-.
S chmidt bespricht salle Fragen, die

sichdkmstellä
fammenhang mit dem Aufbau der Sie

ertDr
in der Praxis ergeben. Obierregieruiigsgnricxzlich;
Geig e r gibt einen Ueberblick uberdie gRe
keiten und das Verfahren der Finanzierrungsom;
gierungsrat Dr. Richter bespricht likegieb-
rechtlichen Fragen, die mit der Auswah edrNach-
ler nach ihrer Gi-gnung, ihrer Selbst-unrf Eite-
barhilfe beim Siedlungsvorganig und ihre·midnng
ren Versorgung zufammenhan-gen.NesgieKleiw
und sBaurat B ü g e behandelt das gesamteBestim;
gartenkapitel, das im Anschluß an die

vxdfschen
MUngen und die Durchführung der ivorsta that
Kleinsiedlung besondere Bedeutunggewonnen en:
Landrat Nönneburg gibt einen zusagimdag
fassenden Ueberblick über den Verlauf un
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Ergebnis beim ersten EBiauabsschnittder vorstädti-
schen Kleinsiedlung

Der Herausgeber der Schrift, Ministerialrat
Professor Dr. sSchmidt, bearbeitete früh-er und

heute im Neichsarbeitsministerium verantwort-

lich alle Fragen der vorstädtischenKleinsiedlung
Die Verfasser der einzelnen Aufsätze sind aus-

nahmslos früher-eMitarbeiter des Neichskommis-
sars Dr. Sasaßen; ihr-e Ausführungen können
demnach als sein autentischer Kommentar zu den

Vorschriften für die Durchführung der vorstädti-
schen Kleinsiedlung und gesamten Verordnungen,
Nichtlinien und Ausführungen san-gesehen wer-

den. Da auch die Ermächtigungen an die Länder
und deren in Ausführung der Ermächtigungen er-

lassenen Bestimmungen mitbehandelt sind, so bil-

det diese Schrift, die überdies die erste ihrer Art

auf dem Gebiet der vorstädtiischenKleinsiedlung
ist, »ein umfassendes Grläut-erungswerk für das

gesamte Gebiet der vorftädtischenKleinsiedlung
Dr. F. N.

»Wie werden wir uns ernähren?« Jnnenkoloni-

ssation, Agrarfrasge, Ernähriunsgsproblem Von
A. G e ß m a n n. 1932. Schalle-Verlag, Wien I,
Babsenber-gerstr. 5.

Jn der an 100 Seiten starken Schrift unter-

nimmt es der Verfasser, Wege zu finden, um unser
Nachbarland Oessterrseich saius der Arbeitslosigkeit
herauszuführen und die durch passive Handels-
bilanz und Kreditkrisse drohende Gefahr einer

nicht mehr ausreichenden Versorsgung des öster-
reichischen Volkes mit Nahrunsgssmitteln zu besei-
tigen. Geßmsann ist der Ueberzeuigung daß ein-e

industrielle Hochkonjuniktuu die ein-e Vollbeschäftb
gung der Arbeitslosen ermögliche, nie wieder zu
erwarten sei und kommt hier-aus zu der Forde-
rung, idaß man organisatorisch die wirtschaftlich-e
Struktur ändern müsse. — Die Lösung sieht Geß-
msann in der Umstellunig der Industrie auf Kurz-
arbeit unter Verknüpfsung der Arbeiter mit dem

Grund und Boden. Gr verweist darauf, daß für
das länidlicheHandwerk eine derartige Verbindung
von Berufsarbeit und landw. Nebenerwerb immer

bestanden habe. Propagiert werden sin erfter Linie
die Formen der Klseinsiedlunsg wie: die »vor-

städtischeKleinsiedlung« mit 1,1 Hektsar Stellen-

größe, die »städtsischeRandsiedlung« mit durch-
schnittlich 13 ar Stellengröße, und die tSchaffung
von Schrebergärten von 3 bis 5 ar am iSt-adtrand.

Der eigentlich-en ländlichen Sie-dlsun-g — Lan-d-

arbesitersiedlung mit 1,1 Hektar-Stellen — und

bäuerlichen Siedlsung mit 7 bis 10 Hektar-«Stellen
— wird für O-est-erreich nur geringe Bedeutung
beigemessen. Die Nahrunigsfreihieit könne nicht
durch die ländliche iSiedlung, sondern nur durch
Steigerung der Intensität der einheimischen
Landwirtschaft erreicht werden, für deren Erzie-
lung durch technisch-eFortschritt-e der heut-e so be-

liebt-e Fünfjahresplsasnvorigeschlsagenwird.



Der zweite Teil der Arbeit behandelt die tech-
nische Durchführung »der Siedlung und die iBe-w-irt-

schaftung der «Siedl-erstellen.Zur Frage der Finan-
zierung des Siedlungsverfahrens und der Beschaf-
fung von Dauerkredit für die Siedlung äußert sich
die Schrift nicht. Dr. Br.

Landhunger, Gedanken über Boden und neu-es

-Bauerntum. Von Wilhelm Schloz. Bün-

discher Verlag, Heiidelberg 1931.

Wenn man das Buch aus der Hand legt, emp-

fsindet man unwillkürlich den erdigen Geruch der

Ackerkrume, dann erfaßt man mit einmal ganz

deutlich, daß es eben doch Unterschiede lgibt zwi-
schen Siedler und Bauer, daß man Siedler wohl
werden kann, aber Bauer sein muß, daß das

eine Zustand, das andere Entwicklung bedeutet.
Und wenn die Männer der Tat herangehen,

das soziologische Gesicht der Natsion sumzumeißelm
dann sollten sie das nie aus den Augen verlieren.

Sonst werden die Züge krampfhaft, die der Meißel
heraus-arbeitet

LWas heißt denn Landhunger haben, fragt
Schloz, und gibt eine wunderbare negative Ant-

wort: »Er ist der Ausweis dafür, daß der Ein-

zelne den ausgeprägtesten Zivilisationskrankheiten
noch nicht sunhesilbsar verfallen ist. Sie heißen
Nervenschwäche, Blasiertheit und Minderwertig-
kieitsgefühl.« Und wie dieser Landhunger in den

einzelnen Landnehmerbeiwegungen entstanden ist,
und woraus dies-e ihre seelisch-en Kräfte schöpfen,
diesen Hunger zu stillen, das wird dialektisch und

sachlich in vorbildlicher Weise gemie«istert. Und

bei aller Abgrenzung des Wollens und Wirkens

der verschiedenen Bewegungen gsegseneiinander, je
nachdem, ob die Mensch-en aus dem Lager der Ju-

gendbewegung der Artamanen, der Rassenlehre
oder sonst woher stammen, steht über allen doch
als oberstes Gesetz die zuversichtlichie Bejahung des

wahr-en deutsch-en bodenständigen landhungrigen
Bauerntums.

Aber dieses sB-au-erntum, das ssoll nicht die lang-
jährigen kapitalistischen, materialiistischem -lib-erali-

stischen oder sonstwie istischen Wege austreten, das

soll ein neues Bauerntum sein, das soll ein neuer

Bauernstand werd-en, der bodentümlich, nicht ge-

wsinnsüchtisgdenkt, der volkhaft die Rasse erhält
und gestaltet. Diese programmatische Zielsetzung
erhält ihren besonderen Wert in der Darstellung
einfachstser und leicht und jederzeit durchfsührbiarer
Selbsthilfemöglichkeiten.

Alles in allem: ein »Buch,aus dem man Hoff-
nung schöpfen kann, und was brauchten wir nicht
dringender als Hoffnung und immer wieder Hoff-
nung. Dr. H. Wagner, Berlin.

Der Eigentumsvorbehalt an Baustofer und an

Lieferungen im Bau-Nebengewerbe. Allge-
miesin verständlicher Führer durch Gesetz-
gebung, Nechtsprechung und Geschäftspraxis
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für Baiustoffind·ustrie, Baustoffhandel, Bau-

und Bau-Nebengewerlbe, Architekten, Bau-

herren und Behörden. Von Dr. Gerhard
Otte, Syndikus in Berlin. 64 Seiten, bro-

-schiert NM 1,80. (Jndustrie-Verlag Carl

H-aenchen, Halle a. S·)
Der Eigentumsvorbehalt hat bei allen Bau-

betreu-ungs- kund Baulieferungsgeschäften »ein-e er-

hebliche praktisch-e Bedeutung. Der Verfasser, der

seit Jahren aus praktischer Erfahrung alle im Zu-
sammenhang mit dem Eisgentumsvorbehalt, den

Folg-e- und Neben-gieschäften entstehenden Pro-
blem-e kennt, hat in knsappser und allgemeinver-
ständlicher Form die gesetzlichen Grundlagen für
die einzelnen Rechtsgeschäfte dargestellt. Die

Nechtsprechung ist ausreichend berücksichtigt Für
die praktische Verwendung der Schrift ist von Vor-

teil, »daßdie wichtigsten Urteile von wesentlichen
Stellen wörtlich zitiiert sind. Die vom Verfasser
entworfsenen Klauseln »und Verträge werden der

Praxis eine Erleichterung sein. Wer im Bau-

betreuungsgeschäft zu arbeiten hat, wird sich durch
Heranziehung dieser klein-en Schrift vor geschäft-
lichen Nachteilen schützen,sich in jedem Falle aber

die zeitraubiende Arbeit des Nachlesens der Kom-

mentare und Entscheidungen ersparen.
Dr. F. N·

Praktisches Handbuch für Siedler und Eigenheimer.
— Deutsches Verlagshaus Bong öc Eo·, Ber-

lin-Leipzig Preis RM 32,—.

Enttäuschungen beruhen meist auf Unkenntnis,
und Erfolge erfordern die Beachtung unzähligen
praktischer Kleinigkeiten Wer baut und siedelt,
verspürt das am eigenen Leibe. Man kann des-

hsalb dem Bau- und Siedlungsanwärter nicht drin-

gend genug rat-en, sich rechtzeitig und laufend Auf-
klärung zu verschaffen. Bong’s Handbuch, gefüllt
mit den wertvollen Erfahrungen von 18 Fsachleuten,
ist für diese Zwecke ein allseitiger, gründlichen
leicht verständlicher, williger und billiger Helfer.

IA llse i tig —; denn es beginnt mit der Pla-
nung des Hauses, den Fragen des Grundstück-
kaufes, der Pachtung, Miete unter Hinweis auf
die wichtigsten, rechtlichen Gesichtspunkte, beschreibt
unter Hiausbau eine Anzahl von Ausführungs-
arten, gibt Ansichten, Grundrisse von Kleinhäu-
sern von 2000 NM bis zu Eigenheimen von

30 000 NM, beschreibt das »wachsen»deHaus«, die

Garten- und Wohnl-aube, das Wochenendhaus mit

Jnneneinrichtungen und behandelt die Grund-

frsagen und -richtlinien der Finanzierung und

Betreuung. Besonders begrüßenswiert sind die

zahlreichen Aufsätze über Gartenanlagebau und

Gart-enpfl-ege. Wir hören von der wichtigen Gar-

tenpl-anun-g, dem Kleingartenwesem der Wirt-

schaftlichkeit, dem Gemüsebsau, dem Obstbau, der

Obstverwertung, diem »Blumengarten, Schädlings-
bekämpfung, von schönenGartenmöbeln und Gar-

tenplänen. — Der Abschnitt Kleintierzucht behan-
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delt die Ge"lü elhaltung, die Kaninchenzucht,die

3iegenzucht,sdi3Schwein-ehaltungund die Bienen-

zUrlisztiiindlich— ist das Buch in nllen Teilen:
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der sich vielfach bezahlt macht. H of Ing.

Siedel n rin s um Berlin. Von FMJIZ
H?ZikcnuåVetglngCarl Heymann-Bertm’
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Buches gewidmet,
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legt der Verband für Wohnungswesen mit dieser
weiteren Veröffentlichung eine Monografie über

den Wohnungsbau in der Schweiz vor. Der Text
ist wie bisher dreisprachsig gehalten und mit reich-
lichem Plan- und Bildmaterial über den Woh-
nungsbau in sieben bedeutenderen Städten ver-

sehen.
Die Schweiz, die eine stetig verlaufene wirt-

schaftliche und kulturelle Entwicklung hinter sich
hat, erfreut sich eines hohen Wohnungsstandards.

Von der Wohnungsnot ist die Schweiz seit
Kriegsende auch nicht unberührt geblieben, doch
war die Wohnungsbauaufgabe in der Hauptsache
auf die Wiederbeschaffung des nötigen Wohnungs-
raumes beschränkt, was jedoch seine Schwierig-
keiten in der außerordentlichen und in der Geld-

entwertung begründeten Ueberhöhung der Bau-

kosten hatte. Bereits im Jahre 1919 zeigte der

Bauindex das Dreissache des Friedensstandes an,
er stand 1926 noch auf 276Z. Gegen diese Schwie-
rigkeiten konnt-e die private Bauwirtschaft nicht
mehr aufkommen. Der Staat leitete deshalb
eine umfangreiche Wohnungsbauaktion ein. Die

Wohnungsproduiktion selbst wurde von den Kom-
munen und anschließend Von den Baugenossen-
schasten übernommen.

Jn gewissem Umfsange hat sich der Flachbau
schließlichdurch die genossenschaftliche Wohnungs-
bautätigkeit durch-gesetzt und zwar mit der Klein-

wohnung im Eins-am«i-lienhaus. Auch der Bau
von Werkwohnungen ging im allgem-einen aus die

Erstellung von kleinen Einsamilienhäusern aus.

Die günstigenWohnverhältnisse der Schweiz sind
kennzeichnend für die Entwicklung bis 1931X1932.
Schon machen sich aber auch hier die Folgen der

allgemeinen Wirtschaftskrise aus dem Wohnungs-
markt bemerkbar. Wie bei uns ist ein Abwandern
aus den größer-en in die kleineren Wohnungen fest-
zustellen. Hiermit scheint auch die Schweiz an

einem Wendepunkt des gemeinnützigenWohnungs-
baues gelangt zu sein.

Die wohnungstechnische Entwicklung läßt er-

kennen, daß den Probslemen lund Erkenntnissen des

neuzeitlichen Städtebsaues das größte Interesse zu-
gewandt wird.

Es ist schließlich interessant, daß am Schlusse
des Buch-es der Wohnungsbau einiger größeren
deutschen Städte vorgeführt wird, wie der von

Frankfurt a. M., Mannheim, Heidelberg und

Karlsruhe. Dies regt unmittelbar zu einem Ver-

gleich an. Man wird hierbei an die Ausführungen
von Ministerialrat Schmidt in feinem Aussatz:
»N-euzeitlicherWohnungsbau« in der Deutschen
Bauzeitung Heft 23X1932 erinnert, der hier sagt:
»Jn keinem Falle aber kommt das Streben nach
wirtschaftlicher Formunsg und nach bauskünstleri-
schem Fortschritt so stark zum Ausdruck wie bei
uns.« Dies dars aber keineswegs das Studium
des sehr empfehlenswerten Inhaltes über die

Schweiz und ihren Wohnungsbau ausschließen.
Kretschmer.



Eingegangene Bücher
»Die Zukunft der deutschen Siedlnng«.

Herausgegeben von »der Freien Deutschen
Akademie des Städtebaues Preis: NM 2,50.

»Das Deutsche Kleingartenrecht«.
Herausgegeben von Dr. John Sokolowski-

Mirels, Verlag: Georg Stilke, Berlin NW 7,
Preis: NM 8,—.

»Das Kleinhaus«.
Herausgegeben von Neg.-Baumstr. Guido

Harbers. Verlag: Georg D. W. Callwey,
München, Preis: NM 5,50.

»Die Siedlungssirasze und ihre Vesestigung«.
Herausgegeben von Baurat Eduard Schnei-
der. Allgemeiner Industrieverlag, Berlin

SW 11, Preis: NM 4,75.

»Kommentar zur Mustersatzung sür Baugenossen-
schasten und Baugesellschasten«.

Herausgegeben von Rechtsanwalt O. Koenen,
Münster, uan Verbandsoberrevisor B. Gert-

ner, Düsseldorf. Carl Heymanns Verlag,
Berlin. Preis: NM 4,——.

Gefehe, Verordnungen und Erlasfe
Auszug aus der Verordnung des Neichspräsidenten

zur Belebung der Wirtschaft.
Vom 4. September 1932.

Erster Teil.

Entlastung der Wirtschaft.
Kapitel I: Steuern-achlaß durch Steuergutscheine.

»
II: Herabsetzung der Steuerverzugszuschläge.

»
Ill: Umsatzerleichterung für Milch.

Kapitel IV.

Jnstandsetzung von Wohnungen.
Der Neichsminister der Finanzen wird er mäch -

tigt, für Inftandsetzungsarbeiten an

W o h n g e b ä u de n
, zur Teilung von Wohnungen

und für den Ausbau gewerblicher Näume zu Woh-
nungen bis izu fünfzig Millionen Neichsmark aus-

zugeben. Das Nähere über die Verwendung bestimmt
der Reichsarbeitsminister

Zweiter Teils-)

Sozialpolitische Maßnahmen.
1

Die Neichsregiserung wird beauftragt, im Hinblick
auf die gegenwärtige Not des deutsch-en Volkes zu r

Erhaltung der sozialen Fürsorge und

zur Erleichterung von Wirtschaft und

F i n a n ze n die sozialen Einrichtungen zu Verein-

fachen und zu ver-billigen. Sie wird zu diesem Zwecke
ermächtigt, V o r f ch r i f t e n zu erlassen

-1. über die öffentlich - rechtliche Ver-

s i che r u n g für den Fall der Krankheit und«des

Unfalles, der Arbeitslosigkeit, der Bserufsunfähig-
keit, der Invalidität und des Todes ; die -Ermach-
tigung erstreckt ksichinsbesondere auf Um-

fang, Gegenst-and und Träger der
V e r s i ch e r u n g ,

die äußere und innere Ver-

fassung der Versicherungsträsgier und Versicherungs-
behörden, das Verfahren und die iAufibringung der

Mittel, die Verwaltung und Wirtschaftsführung ;
die Ermächtigung gilt entsprechend für die Ersatz-
versicherung; «

2. über den äußeren Aufbau und die
innere Verfassung, das Verfahren
und den Geschäftsgang der Versor-
g u n g s be h ö r d e n (Gesetz über das Verfahren
in Verforgungssachen § 2); die Neichsregierung

f) Anm. d. Schriftl. Zu Teil 11 vgl. die Verord-
nung zur Vermehrung und Erhaltung der Arbeits-

gelegenheiten vom ·5. 9. 32 (NGBl. 1 -4»3-3).
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kann dabei auch Bestimmungen über die Wahr-
nehmung der Aufgaben dieser Behörden treffen;

3. auf dem Gebiete der Arbeitsverfas-
sung einschließlich der Verfassung der Arbeits-
gerichte, des Arbeitsvertrages, des

Tarifvertrages, des Schlichtungs-
wesens und des Arbeitsschutzes; die Ermächti-
gung erstreckt sich auch aus die Zusammenfassung
von Vorschriften auf solchen Gebieten;

4. auf dem Gebiete der Arbeitslosenhilfe
und der öffentlichen Fürsorge, des

Arbeitsmarsktes, der Arbeitsvermittlung und Ar-

beitsbeschaffung, der Arbeitssürsorge und des Ar-

beitsdienstes; die Neichsregierung kann dabei auch
die Mitwirkung der- Gemeinden, Gemeindeverbände
und anderer öffentlich-rechtlicher Körperschaften
sicherstellew

Zur Durchführung der Vorschriften, welche die
Neichsregierung auf Grund dieser Ermächtigung er-

läszt, kann der Reichsarbeitsminister Rechtsverordnun-
gen und allgemein-e Verwaltungsvorschriften treffen.

9

Die Vorschriften dieses Teilen treten mit dem Tage
der Verkündung dieser Verordnung in Kraft.

Dritter Teil.

Kreditpolitische Maßnahmen.
1

Der Neichsminister der Finanzen wird ermächtigt,
1. Zur Behebung finanzieller Notftände für Dar-

lehen, die an gewerbliche Kreditgenossenschaften
und Konsumgenofsenschaften,die das Diepositen-
geschäft betreiben, sowie an Warenzentralen der

Konsumgenossenschaftenzu. Stutzungszweckenge-

geben werden, Garantien·bis zur Hohe von 45 Mil-
lionen Neichsmark «zu»»ubernehmenund sich zur

Zahlung von Zinszuschussenbis zur Höhe von ins-

gesamt .3,4 Millionen Neichsmark zu verpflichten,
«2. zur Aufrechterhaltung des Wirtschaftslebens in

Grenzgebieten bis zur Höhe von 50 Millionen

Neichsmark Garantien zu übernehmen oder Dar-

lehen zur Verfugung zu stellen.
.3. der Bank·für deutsche Industrieobligationen zur

Vorfinanzierung der in den Nechnungsjahren 21933

und 191314,für die Gewährung von Krediten an

gewerbliche Betrieb-e, insbesondere kleinen und
mittleren Umfangs, vorgesehen-en Beträge aus der

Aufbringungsumlage »(§ 7 Abs. 1 Nr. 2 des Jn-

dustriebanskgesetzes vom 3-1. März 19131 —- Reichs-
gesetzbL I S. 124 —) Neichsschatzanweisungen in

Höhe von insgesamt 40 Millionen Neichsmark zur

Verfügung zu stellen.
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§ 2.
·
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dem TageDie Vor ri ten dieses Teiles treten mit
der Verkünldkdnlzdieser Verordnung in Kraft.

Vierter Teil.

Sonstige sinanzpolitische Maßnahmen

Kakitel nglefkikikztzghgäfreGemeindebiersteuer-Ent-

» Ul: Deutschen Renten-

» ZEEEHTEEEtiiisdkassksirxeiiglssäng
» V: ·der Persongtllalililsåsghen

bei

« VI: SfBueläliiesiliIiiiYiilägtehioiil
rcvs oVsseerjslzrgPingsbetriebenGæ

» VII: Ergänzung des § 7 der Zweiten
haltskürzungsverordnung

Verordnung zur Aenderung der»
-

HauDzzinssteuerverordnungund desAufefåihrungsgesetzes zum Finanzausgleichsg2e81).Vom 29. August 1932 (G. S.. :
«d tenAuf Grund der Verordnung des NeIichCZsIrZIsIDenlervqm 124. August 1934

de Gellleinsden
FigernliiltgHjikkikglåshlikervguli1932 ab folgendes ver-

ordnet:
Artikel I.

« "’ Sicherung des’

l der »erordnung zur
»HäesrhaslgelheonfeåJuni 1932 (Gesetzsamml.S. 199J

Wird aufgehoben
Artikel II.

2 der HauszinssteuerverordnungArtikel 1 § 9 Abs.
114) wir-d wie

Vom 9. März 1932 (Gesetz-samml.S.

fOl t ab -eändert:
· «1sgHintger»den Worten »1. bei «Mie«t11;olgiiit:l;tegkieilät?derTeilen von Mietwohnungen rolr

—

sen-deUnter-
a) wenn Mieter nachweislicheine lau

Fürsorgestützungaus Mitteln der»offentlig:itircthgegum
beziehen und zwar in the DEL: "thöher-seinden die laufen-deUnterstutzung sons
müßte

DJIstWeit1Mietsern nachweislich eine laufend-e

ein igikesssaggkchkiNu
-

r i. )
»

«

shlilistspxdgieeZTIIehMieteYichtzahlenkonnten-
Zs Ziffer 110 erhält folgendeUassungdergesetzlichenc) soweit die Ein-ziehng e.me.5- dem Eigen-Miete entsprechendenMietzllllscehsix

-

tümer nachweislich nicht mvg I

Artikel III.
« »

1. Die bis zum «3s0.Juni »19-3-2geiten.de;ierVgrc-lg)grztiitt;küber die Höh-edes Gemeindseanteilsand·eStadt- und
steuer und über dessenVerteilungtauf I

Landkreise treten wieder»in Kraf.
dsze Beträge der

2. Den Fürsorgeverbandensind» ldie Zeit Vom
Unterstützungen, die von ihnen fur

d r HaugzinR1. Juli 1932 ab infolge des Fortffallls(

eddas Haus-steuerstundungen gewährtvwordensind uixrstattewzinssteueraufkommen gesteigert haben, zu
-

Artikel IV.
. »

- is
-

i 9 ab infolge··

d"e eit vom -1. Juli 1.93.,
l

vde;«FTåettflittilleUjkexlHaåzzinssteuerstundungeine-L(?iltxglggg
Unterstützung aug Mitteln der offentlilckstendixyUnter-
bewilligt oder erhöht worden ist, lU ffld-ewährung
stützung insoweit vom Zeitpunkttder

Wie erg

der Hauszinssteuerstundung for.
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2. Die den Mietwohnungsinhsabern für den Monat
Juni 1s9s32 gewährten Hauszinssteuererleichtersungen
sind bis zur Durchführungdes Artikels II dieser Ver-
ordnung. spätestens bis zum 3-0. September 19s32 weiter
zu gewähren. Haben jedoch die FürsorgebehöridenaufGrund der Verordnung vom 8. Juni 1«9I3-2(-Gesetzsamml.
S. .1-99) bereits eine Entscheidung getroffen, so bleibtdiese Entscheidung für die Gewährung und das Maßder Hauszinssteuerstundung maßgebend.

Artikel V.

Die zuständigenMinister werden ermächtigt,Durch-führungs- und sAussuhrungssvorschriftenzu erlassen.
Berlin, den 29. August 1·9-3s2.

(iSiegel.) Das PreußischeStaatsministerium.
Für den Ministerpräsidentenund den

Minister des Innern:

Bracht
Zugleich für den Minister »fürsVolkswohlfahrt

Der Finanzminister.
Mit Wahrnehmung der Geschäftebeauftragt:

Schleusen-er.

Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten
im Freiwilligen Arbeitsdienst.

Der Neichskommissarfür den freiwilligen Arbeits-
dienst hat in einem Erlaß an die Bezirkskommissarevom 9. 8. -1!9.3i2((NkArb-Bl. I S. s1177)angeordnet, daßdie Bezirkskommissare die ArbeitsmöglichkeitenihresBezirks unter weitgehender Heranziehung ider Arbeits-ämter in Zusammenarbeit mit den Staatsbehörden,Gemeinden und tGemieindeverbändenplanmäßig durch-dringen und zusammen-fassen Der Reichskommissarerläutert Art und Umfang der in »Frage kommendenArbeiten, und weist insbesondere auf die Erweiterungdes Begriffs der iGemeinnützigkeitin Art. ·3 der Ver-
ordnung vom 1i6. 7. -1s9»312hin. Danach können an der
Bereitstellung von Arbeiten künftig auch solche Unter-
nehmungen sich beteiligen, die auf Erwerb gerichtetsind, sofern die Ergebnisse der Arbeit der Allgemeinheitunmittelbar zugute kommen. Letzteres kann in be-sonderen Fällen auch dann angenommen werden. wennder prisvatwirtsschasftlicheNutzen »durcheine unmittel-bare Leistung an die Allgemeinheit abgegolten wird,z. B. Abtragen von Gebäuden zwecks unentgeltlicherGewinnung des Abbruchmaterials für gemeinnützigeSiedlungen, Abgabe von Brenn- und sBauholz als
Abgeltung von Arbeit-en in privaten Forsten usw.Die Gemeinnützigkeitund Zusätzlichkeitstehen gesetz-lich fest und bedürfen keiner weiteren Prüfung imRahmen der landwirtsschaftlichenSi-e-dlung, der vor-
stäidtischsenKleinsiedlung und der Bereitstellung von
Kleingärten für Erwerbslose (§ 4 Kap. II des ViertenTeils der Dritten -Notvserordnungvom -6. 10 1931,NsArbiBL .1-931.S. «263) — NGBL 1 S. 537 — undfür Arbeit-en im Rahmen des Arbeitsbeschaffungspro-gramms -(nakh der Notverordnung vom 14. 6. 1932,NATbIBL 119s3i2 S. l10s2) — NGBL 1 S. ;27.3 — Und(Art.5 der Verordnung vom 16.—6.1-932,NiArbsBl.19-32
S.1i11) —- NGBL -I iS. 30-5.

Bei der Finanzierung der Arbeit-en ist mit anderenMitteln als dem üblich-enZuschuß von 2,— NM jebeschäftigtenArbeitsdienstwilligenund Wochentag nichtzu rechnen. Die zusätzlichenAufwendungen für Mate-rial und Arbeitsgerät usw. sollen von den Trägernder Arbeit beigebracht werden. Die Aufbringungdieser zusätzlichenMittel kann dadurch erleichtert wer-
den, daß die als Träger der Arbeit auftretenden Ge-
meinden und IGemeindeverbände z. »B. eigenes Mate-
rial, Arbeitsgerät unsd technische sAnleitungskräfteun-
entgeltlich zur Verfügung stellen. Die Restfinanzierung



wird auch weiter dadurch erleichtert werden, daß durch
Naturalleistungen die für den Unter-halt der Arbeits-

dienstwilligen erforderlichen Kosten vermindert werden,
und dann aus den Förderungssätzen »auchnoch Mate-

rial-Ausgaben und dergleichen gezahlt werd-en können.

Siedlungsbewegung im Rahmen vorstädtiskher
Kleinfiedlung.

·Der Preußische Minister für Vol-kswoh»lfsahrthat
sich im Erliasse an die Herren Nie-gierungspräsidenten
vom 24. s8. 19s3i2 1s1 10013x15. 8. (4-9) gegen eine zu starke
Ausdehnung der Siedlungsbewegung durch Neugrün-
dungen von Siedlungsgesellschaften und Siedlungs-
vereinen gewendet, weil begründeter Anlaß besteht,
daß diese neuen Sie.dlunigsvereinigungen hinsichtlich
ihrer technischen und finanziellen Leistungsfähigkeit
keinerlei Gewähr für die Erfüllung ihrer- Versprechun-
gen oder übernommenen Verpflichtungen bieten. Der

Minister ver-weist auf die Schutzvorschrift des § 22

der Gemeinnützigkeitsverordnung vom ;1.«Dezember 1930

(7. Teil Kap.-111 der Verordnung des Neichspräsidenten
vom 1. 212 19i30) und die Möglichkeit der Strafoerfol-
gung bei wiisderrechtlicher Beilegung der Bezeichnung
als »gemeinnützig«, sowie die Notwendigkeit einer aus-

reichenden Aufklärung der Oeffentlichkseit. Schließlich
enthält der Erlaß die Anregung, die zahlreich vor-

handenen Sie-dl-ungs-vereine und Bünde ziu einem

Reichsverband s(nach Art des Neichsverbandes der

Kleingartenvereine Deutschlands) zusamm-enzuschließen,
dessen Zusammensetzung und Leitung durch Auswahl
geeigneter Persönlichkeiten eine Gewähr dafür bietet,
daß nur unbedingt zuverlässige Unternehmen und
Vereine aufgenommen werden.

Der Erlaß wird in der Volkswohlfahrt veröffentlicht

Beirat für das Kleinsiedlungswesen beim Preu-
szischen Ministerium für Volkswohlfahrt.

In Verfolg des Nunderlasses vom .24. August 1932
— 11 100.3X1.5.-8. (-49) —- hat der Preußische Minister
für Volkswohlfahrt in seinem Nunderlaß vom 7. Sep-
tember »1s9-32— 11 «100«3!31.8. («55) —- die Bildung
eines Kleinsiedlungsbeirats für Preußen -angekün-digt.
Der Beirat soll in den wichtigen Fragen der Klein-

siedlerbewegunsg und Organisation beratend, prüfend
und richtunggebend mitwirken. Im Beirat sollen in

jedem Fall-e vertreten »sein: der RVKD ein Klein-

siedlervertreter, ein Vertreter einer Heimstätte und
ein Vertreter einer Bauspsarkassenbewegunsg.«)Die

Zielrichtung ist, unter Herstellung einer Verbindung
zu der bekannt guten Kleingartenorganisation und

den staatlich geförderten provinziellen Treuhandstellen
des Wohnungs- und Kleinsiedlungswesens wegen der

Bedeutung des nachstelligen Kredits auch den Bau-

spargedanken auszuwerten.

«) Bem. d. -Schri»ftltg.:Als Mitglied-er dies vorläufi-
gen Beirats für das Kleinsiedlungswesen beim Mini-

sterium sind vorgesehen:
Nektor Förster, Frankfurt -a. M. CReichsverband

der Kleingartenvereine Deutschlands), Usinger-
straße 22.

Geh. Nat Prof. Dr. Abb erhalden, Halle a. S.,
Stadtbaurat a. D. F-auth, Sor-au,
NBundesvorssitzender EB ie d e r m a n n ·(Deutscher

Siedlungs- und Verkehrsbund) Berlin N 24,
Ziegelstraße 2,

· «

Direktor Johannes L u b a h n
, Berlin, Lessrng-

straße 11,
Direktor Linneke, Berlin NW 40. Noonstr. 9,

GaBrtenarchitektLeberiecht Migge, Worpswede bei

r-em-en,
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In dem Erlaß ist vorgesehen, auch in den Regie-
rungsbezrrken und in den Provinzialverbänden je
einen Beirat zu bilden.

lULJOterErlaß wird in der Volkswohlfahrt veröffent-
1 .

Vorstädtische Kleinsiedlung.
Der Psreußische Minister für Volskswohlfahrt be-

grenzt in seinem Nunderlaß vom 29. 7. 1932 betr.

Vorstädtischie Kleinsiedlung und- Förderung der Sied-
lungs- und Bautätigkeit 11 1003X1. 7. (19) (VMBL
1«9.3-2Sp. 664) die Ausdehnungsmöglichkeiten für die

vorstädtische Kleinsiedlung nach der Richtung der klei-
nen Bauten und der Niedrighaltung der Landpreise.
Der Minister schreibt vor, daß die Gesamthöhe der

Bau-kosten eines Siedlungssvorhabens das als vor-

stcidtische Kleinsiedlung gegebenenfalls anerkannt
werden soll, über einen Gesamtherstellungswert von

6000 NM bei Großstädten (mit über 200 000 Ein-
wohnern), von 5 000 RM bei Mittelstädten von 50 000

bis 200 000 Einwohnern und von 4000 NM bei allen

übrigen Gemeinden nicht hinausgehen darf. Um

ferner einer Ueberhöihung der Bodenpreise vorzubeugen,
ist bestimmt worden, sdaß der Preis des die Mindest-
griöße nicht übersteigenden Grundstücks —- je nach der

Lag-e — in der Regel bei Städten über 50 000 Ein-

wohner s152 v. H., im Höchstfalle aber 20 v. H. der er-

wähnten Höchstbaukosten,und bei allen übrigen Orten
12 v. H. dieser Kosten nicht übersteigen darf. Ist das

Grundstück größer, so können seine Kosten natürlich
entsprechend höhere sein.

Träger des Dienstes und Zulassung zum

freiwilligen Arbeitsdienst.

Erlaß des Neikhskommissars
für den freiwilligen Arbeitsdienst vom 16. August 1932

III (3) (RK) .8400-«2-30.
(NArbBl. 1 S. 180)

Mir-Izuny
Die Mitwirkung der Träger des Dienstes beim

freiwilligen Arbeitsdienst und die Zuweisung der Ar-

beitsdienstwilligen hat sich vorläufig nach folgenden
Grundsätzen zu vollziehen, zu denen ich mir Abände-

rungen und Ergänzungen vorbehalte, wenn größere
Erfahrungen vorliegen.

A. Träger des Dienstes.
Träger des Dienstes sind diejenigen Stellen, welche

Gruppen von Arbeitsdienstwilligen für bestimmte Ar-
beiten zusammenfassen und die Betrseuung der Ar-

beitsdienstwilligen durchfuhren.

Wesentlich für den Träger des Dienstes ist es daher,
daß er einen ausreichenden Stamm eigener arbeits-

dienstwilliger Mitglieder hinter sich hat, die er für die
in Aussicht genommene Arbeit einsetzen kann. Wes-ent-
lich ist es ferner, daß der Träger des Dienstes im-

stande ist, die nötigen Maßnahmen zur körperlichen
und geistig-sittlichen Ertüchtigung der Arbeitsdienst-
willigen durchzuführen. Soweit ihm vom Träger der
Arbeit die Sorge für Verpflegung, Unterkunft, Ar-

beitskleidung und Taschengeldder Arbeitsdienstwilli-
gen übertragen w1r-d, was die Regel bilden wird,
muß der Träg-er des Dienstes auch imstande sein, die
damit verbundenen Arbeiten ordnungsgemäß zu er-

ledigen.
Vereinigungen und Verbände sind dann als Träger

des Dienstes am geeignetsten, wenn ihre Angehörigen
auch durch G·em-einfch-aftsideen,die außerhalb des frei-
willigen Arbeitsdienstes liegen, verbunden werd-en.

Der Träger des Dienstes bedarf zur Aufnahme seiner
Tätigkeit bei einer Arbeit des freiwilligen Arbeits-

dienstes einer ausdrücklichen Zulassung durch den Be-



«

-

«

- r. Die ulassung kann in der dem Tra-
zlerrkåxgrnngllrchleitserteiltqenAnerkennung enthalten sein,
aber auch durch eine Erganzuiigsanerkennung jeder-
eit ausgesprochen werden. Träger des Dienst-es,die

Fürdie ordnungsmäßige»Durchfuhrungder geschilder-
ten Aufgaben keine Gsewahr bieten, durfen nicht zuge-
lassen werden. Stellt sich im’L·aufeseiner Tätigkeit
heraus daß ein Träger des Dienstes ldenubernomme-
nen -Aüfg-absennicht gewachsen ist, so shat der Bezirks-
kommissar ihn sabzuberufem Hieraus vergibt.sich zu-

gleich, daß die Bezirkskommissareverpflichtet sind, lau-
end zu überwachen, daß die Trager des»Dienstes ihreAufgabenim Sinne der Verordnung uber den frei-

willigen Arbeitsdienst vom 1»6.Juli·1932und der vom

Herrn Reichsarbieits-ministerund mir erlassen-en Aus-

führungssvorschriftendurchfuhren
Bei der ulassung ein-es Verbandes als Träger des

Dienst-es sol?der Bezirkskommissar etwaigen Wunschen
des Trägers der Arbeit Rechnung tragen; denn deåTräger des Dienstes muß»soweit nicht im »GinzelfatTräg-er der Arbeit und Träger diesDienst-esuberhauptidentisch sind, in eng ter gegenseitigserVerbindung mi
dem Träger der rbseit wirken; Grfahrungsgemasgfinden sich in manchen Fällen Trager der Arbeit un

Träg-er des Dienstes zusammen, ehe seine Arbeitais
den

Bezirkskommissar herangebracht wird. Jn

YaikikerenFällen bedarf es eines Eingreifens des Bezir Bom:missars, um Träger der Arbeit und Trager des
bietnistes zusammenzubringen Die Moglichkeitdazu isekich durch die dankenswerterweise von zahlreichenF

s

räger des Dienst-es in Frage kommendenVerban en

bereits abgegebene Bereitwilligkeitserklarung jedem
Bezirkskommisfar einen«V-erbindung·sniannzu beneim
nen der auf dem Gebiete des freiwilligen Arbei s-

dieiistes bereits besondere praktische Erfahrungen

· O -

ils-
—

’

ö eren Arbeitsprojekteiiwird sich die Betei i:gukxlnizerhikererVerbände als Trag-erdes Dienste?Ursp-
fehlen. In diesen Fällen wird unter·maßizkguter
Mitwirkung des Bezirkskommissars»

eine s-

qemseinschaft der verschiedenen Verband-ezud
i en-,

insbesonderedas Ausmaß der Beteiligung iterleiw
zelnen Verbände vom BezirkskommissarTfesvzuegen
sein. Diese ArbseigsgteiiifsingchagkggähdåiginwekåPrkö·

- ereene
-

·

-

·-

Felikflstzgiiuxudukgeine
solcheßLärbsegsgeisitiåiiililsæieilflts« s »in können, da ·ie« ien l-

-

.

-d13ser?re-eiwilligenArbeitsdienstestrotz verschie:
dener Träger des Dienstes zu ein-er echt-en Gemein-

fchaft zusammenwachsenkonnen.

B. Zuweisung der Arbeitsdienstwilligen

1. Personenkreissz «

2. Einst-ellung beim freiwilligen
Arbeits-dienst.

.

Z. Zusammenstellung der Arbeits-

gruppen

Durchsührungsbestimmungenzur
. ·

unfallversicherung im freiwilligen vArbeitsdienst
(§ 20 der Ausführungsvorschriften)«

Erlaß des Reichskommissars
für den freiwillig-sen Arbeitsdiienst vom «20. August 1932

111 (3) (RK) .8«400-»22i3.

((NArbBl. I S. 180)
.

fllv1—
N

d Un allverssicherungsschutzim freiwi igen
ArbieicksllkienestIgelterdie reichsgesetzlichenVorschriftesi
über die gewerbliche Unfallversicherung entsprechHLAls Beschäftigung im freiwilligen Arbeitsdienst ge en

auch
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a) die Teilnahme san Veranstaltungen, die der geisti-
gen Fortbildung und»sportlichen Betätigung die-
nen und von ldemTräger sdes Dienstes angeordnet
oder beaufsichtigt sind. Dabei findet Reichsver-
ssicherun sordnung § 5-4-5a entsprechende Anwen-
dung ( er Versicherungsschutzerstreckt sich nach
§ -5s4-5a NVQ auf den »mit der Beschäftigung in
dem Betriebe zusammenhängendenWeg nach und
von der Arbeitsstätte«);
die Leistung von häuslichen
in Arbeitslagern (§ j20 Abs.
rungsvorschriften).

-2. Soweit Reich, Länder und Versicherungsverbände
oder solch-eGemeinden und Gemeindeverbände,die zu
Versicherungstragsefrnerklärt sind, oder Mitglieder sol-
cher Verband-eTrager der Arbeit sind, sind sie gleich-
zeitig Trager der Unfallversicherung Sie kommen bei
Unfallen für die Leistungen selbst auf, ohne daß von
der NeichsanstaltVersicherungsbeiträgezu entrichten
sind-. In allen übrigen Fällen, d. h. auch wenn solche
Gemeinden und Gemeindeverbände Träg-er der Arbeit
sind, die weder zu Versicherungsträgernerklärt sind
noch einem Viersicherungsverbandangehören, ist Träger
der Unfallversicherung die Zweig-anstalt der Tiefbau-
berufsgenossenschaft in»B-erlin-Wilmersdorf,Babels-
berger Str. 116 (Durchfuhrun-gsbeschlußdes Neichsver-
sicherungsamts vom )3. August 1«93-2zu § 20 Abs. 5 der
Ausführungsvorschristen).

Soweit bei laufenden Arbeiten nach den bisherigen
Bestimmungen andere Versicherungsträgerfür Unfälle
innerhalb des Betriebes zuständig waren, sind mit dem
31. Iuli··1x9-32die bis zu diesem Tage fällig-en Beiträge
vom Trag-er der iArbeit abzurechnen. Soweit Träg-er
der Arbeit die Arbeitsdienstwilligen für Unfälle außer-
halb des Betriebes (Freizeit, Sport) bei privaten
Gesellschaften versichert haben, sind die Träger der Ar-
beit anzuhalten, diese Verträge zum nächstmöglichen
Termin zu lösen. Der Bersicherungsschutz für diese wie
für alle neu anerkannten Arbeit-en wird ab 1. August
1932 von der Zweiganstalt der Tiefbauberufsgenossen-
schaft übernommen Die auf Grund des früheren Ver-
sicherungsverhältnissesfällig-en Leistungen sind von

b) und anderen D·,senstien
1 und i2 der Ausfüh-

den früher-en Versicherungsträgern weiter aufzu-
bringen.

Z. Die der Zweig-anftaltder Tiefbauberufsgenossen-
schaft zustehende Vergütung ist vom Arbeitsamt als
Abschlagszahlung zu Last-en des Trägers unter An-
rechnung auf die für die Maßnahme zu gewährenden
Förderungsbeträge zu leisten (vgl. hierzu V Ziff. 3
des Nundschreibens vom 111. iAugust 1932 —- 1i113 [PK)
8400s2i2i6 — über Durchführungsbestimmungenfür den
freiwilligen Arbeitsdienst, Verfahrensvorschriften).
Die Beiträge sind in seiner Summe für alle bei einem
Arbeitsamt geforderten Maßnahmen am Anfang jeden
Monats für den vorhergehenden Monat an die Zweig-
anstalt der Tiefbauberufsgenossenschaftabzuführen

4. Soweit neue Anerkennung-enaus-gesprochen wer-

den, erfolgt die Unterrichtung des Unfallversicherungs-
tragers am zweckmaßigstendurch Uebersendung einer
Abschrift der Anerkennung (vgl. 1 Ziff. .2 des Rund-
schreibens vom ixL August 1932 1113 (RK)
8400x2216 —). Fur die Maßnahmen, die vor dem
1.·August »19«»3-2anerkannt und über diesen Zeitpunkt
hinaus gefordert werden, erfolgt die Unterrichtung der
Zweiganstalt der Tiefbauberufsgenossenschaft entweder
listenmaßig, sofern bei ihnen der-artige Listen aufge-
stellt werden, oder auf Grund von Angaben nach an-
liegendem Vordruck.

Um ein-en glatt-en Uebergsangder Unfallversicherung
auf die Zwei-ganst«alt der Tiefbauberufsgenossenschaft
zu sichern, soweit er nach den neuen Vorschriften ein-
tritt, bitt-e ich, beschleunigt die notwendig-en Maßnah-
men zu veranlassen und mir kurz hiervon Kenntnis
zu geben.

Dr. Syrup.



Persönliches
Präsident Dr. Hans M e y e r.

Der erste Direktor der Preußischen Landes-

pfandbriefanstalt, Dr. Hans Meyer, wurde ge-

legentlich des 10jährigen Bestehens der Anstalt
zum Präsidenten ernannt. Dr. Meyer war ur-

sprünglich bei der Westfälischen Heimstätte tätig,
später war er Geschäftsführer der Mitteldeutschen

Heimstätte, 1923 wurde Dr. Meyer mit der Lei-

tung der Deutschen Wohnstättenbank, jetzt Deut-

schen Bau- und Bodenbank, und 1924 mit der Lei-

tung der Preußischen Landespfandbriefanstalt be-

auftragt. Die Ernennung bedeutet eine berechtigte
Anerkennung der großen Erfolge, zu denen Präsi-
dent Dr. Meyer die Anstalt während seiner Amts-

tätigkeit geführt hat.

Aus dem Reichsverbande der Wohnungsfärsorgegesellschasten
Schlesische Heimstätte, Provinzielle Wohnungs-

fiirsorgegesellschaft m. b. H» Breslau.

Die Schwierigkeiten auf dem Kapitalmarkt wirk-
ten sich auch bei der Schlesischen Heimstätte in

verstärkten Anforderungen von Zwischenkrediten
aus, denen sie in vollem Umfange bei den Be-

treuungsbauten hat nachkommen können· Die

Heimstätte hatte ihre Betreuiungstätigkeit in 1931

von vornherein nach den ersten Anzeichen für die

zunehmende Verknappung iam Kapitalmarkt stark
eingeschränkt, sodaß sie später von den ins-gesamt
zur finanziellen sBetreuunig übernommenen 938

Wohnungen und 112 ländlichen Siedlungsstellen
nur den geringen Teil von 43 Wohnungen und
41 ländlichen Stellen auf das nächst-eJahr zurück-
ziustellen brauchte. Jnsgesamt wurden von der

SchlesischienHeimstätte im Berichtsjahre 2199 (im
Vorjahr 2556) Wohnungen betreut, wovon 1150

[352) aus dem Vorjahr übernommen und 1049

(2213) neu begonnen sind. Von den neu begon-
nenen Wohnungen entfallen 895 (1913) auf Haus-
zinssteuerwohnungen und Reichshilfewohnungen
und 154 [300) auf Landarbeiterwohnungen.
Fertigsgestellt im Berichtsjahr sind 1703 Betreu-

ungswohnungen, in das neue Jahr übernommen

wurden 496. Von den betreuten Wohnungen
haben 1166=57,6 96 eine Größe von 2 Zimmern,
347=17,1"Z, seine Größe von 1 Zimmer, 189=

9,3Z von 1Xs Zimmern, 140=6,9Z von 272

Zimm-ern, 108=5,3"-, von 4 Zimmern, 75=

3,7Z von 3 Zimmern.
Mit Anfang des Berichtsjahres hat auch die

Schlesische Heimftätte den Geschäftszweig der länd-

lichen Siedlung aufgenommen. Es wurden zu-

nächst 8 Objekt-e -angekauft, von den 6 in Besied-
liung genommen wurden. Darauf gelangten 68

Stellen in Größen von 2—20 Morgen und 1 Stelle

zu 40 Morgen zur Auslegung.
Die Bilanzsumme stellt sich Ende 1931 auf

RM 6,2 Millionen gegenüber RM 6,1 Millionen
in 1930. Von dem Vermögen entfallen RM
10 000,— (R-M 10 700,—) auf noch nicht ein-

gezahltes -St-ammkapital, RM 121500,— (RM
236100,—) auf Grundstücke und Gebäude, RM
636 900,— (RM 443 300,) auf Beteiligungen,
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RM 232 400,— (RM 75 400,——)auf Forderungs-
hypotheken, RM 4293 400,— (RM 4241900,—)
auf Außenstände, RM 20 900,— auf Wertpapiere.
Zurückerworbene eigene Geschäftsanteile erscheinen
mit RM 150,— und Wechsel mit RM 100,—
(RM 145,—).

Kassenbestand, Bank- und Postscheckguthaben be-

ziffern sich auf RM 872 000,— (RM 1 109 900,——).
Das Inventar steht wie im Vorjahr zum Erinne-

rungswert von RM 1,— zu Buch. Auf der Pas-
sivseite erscheint das Stammkapital um RM
820 000,— erhöht mit RM 3201600,— (RM
2381600,—-). Reserven und Rückstellungen be-

tragen RM 353 200,— (RM 238 600,—). Ferner
sind ausgewiesen: Kredit des Preußischen Staates
mit RM 1 038 500,—- (RM 1 479 200), Regierungs-
kredit für Landarbeiterwohnungen mit RM
230 600,— (RM 601 400,—) Schulden aus der Be-

treuungstätigkeit mit RM 585 300,— (RM
909 600,——), sonstige Kreditoren mit RM
286 000,— (RM 66 300), noch zu leisten-de Ein-

zahlung-en auf übernommen-e Beteiligungen mit

RM 297 000,—· (RM 176 900,—), Schuldhypo-
theken mit RM 39 200,— unverändert. Vor dem

Strich sind ian beiden Seiten der Bilanz als

Gventualverbindlichkeiten bzw. Rückgriffsforde-
rungen RM 946 400,— (RM 873 300) verzeichnet.

Als Reingewinn sind RM 166 600,— ausge-

wiesen, nachdem RM 38 300,——zu Abschreibungen
auf Grundstücke und Inventar verwendet worden

sind. Gegenüber dem Vorjahr ist das ausgewiesene
Ergebnis zwar um RM 61400,— zurückgegangen,
es ist jedoch zu berücksichtigen,daß ein erheblicher
Teil des tatsächlichenUeberschussesvorweg zu vor-

sorglichen Rückstellungen benutzt worden ist. Die

Geschäftsunkosten erforderten RM 465 200,— ge-

genüber RM 477 000,— im Vorjahr. Dagegen
erbracht-en Gebühren und Provisionen RM
459 800,——(RM 480 000,—), Zinsen und Beteili-

gungserträge RM 208100,— (RM 308 400,——).
Asus sonstigen Erträgen wurden RM 2200,——
(R«M 10 600,—) -vereinnahmt. Der Rein-gewinn
soll in voller Höhe zur Stärkung der Reserven
Verwendung finden.
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NiedersächsiskheHeimstätte G. m. b. H» Hannover.
Wie alle anderen Wohnungsfürsorgegesellschaf-

ten mußt-eauch die NiedersächsischeHeimstätte auf
die Durchführung eines großen Teiles der im

ersten Halbjsahr weitestgehend verbreiteten Haus-
zinssteuer-B-auvorhaben verzichten, da nach der in

der Mitte des Berichtsjahres eingetretenen Geld-

krise eine ausreichende Finanzierung nicht mehr
sicherzustellen war. Während im Vorjahr noch
1572 mit Hauszinssteuerhypotheken geförderte
Wohnungen in Betreuung genommen werden

konnten, waren es in 1931 nur noch 408, wobei

Größe und Ausstattung der Wohnungen den ver-

änderten Zeitverhältnissen angepaßt sind, d. h.
es wurden hauptsächlich Klein- und Kleinstwoh-
nunsgen mit einfachster Ausstattung erstellt. Mit

Ausnahme eines größeren Bauvorhabens in

Wes-ermünde konnten Stillegungen von Bauten

auf längere Zeit vermieEden werden.

Im Landarbseiterwohnungsbau hat »die Nieder-

sächssischeHeimstätte ihre Tätigkeit noch verstärken
können. Trotz der erschwerten Finanzierung infolge

Wegfalls der 1. Hypotheken konnte im Berichts-

jahr mit dem Bau von 665 Landarbeiterwohnum
gen begonnen werden (im Vorjahr 610).

Insgesamt hat die NiedersächsischeHeimstätte im

Berichtsjahr 3020 Wohnungen (im Vorjahr 2282)

bearbeitet, von Edenen aus dem Vorjahr 1647

übernommen und 1373 neu begonnen sind. Von

den 3020 Wohnungen wurden in 1931 fertig-
gestellt 2017, sodaß in das laufende Jahr 1003

Wohnungen als im Bau noch nicht vollendet oder

noch nicht abgerechnet hinüberhängen. Auf die

Betreuungswohnungen entfallen 1525 Hiauszins-
steuerwohnungem 1155 Landarbeiterwohnungsem
30 Umsiedlsungswohnungen und 310 nur technisch
betreute ländl. Siedlungsstellen.

Die Bilanzsumme beträgt NM 11910900,—

gegenüber NM 11599 800,— im Vorjahr. Das

Vermögen zeigt folgende Verwendung: Noch nicht
ein-gezahltes Stammkapital RM 16100,— (im
Vorjahr NM 20 300,—), Kasse, Postscheck, Banken
NM 535 900,— (RM 1121800,——),Wechsel NM
78 900,—. Die Baustoffe sind bewertet mit
NM 8600,——(NM 23100,—), die Forderungen
erscheinen mit NM 9957 900,— (8 900 000,—),
die Beteiligungen mit NM 298 000,— (294 700,—),
zurückerworbene eigene Geschäftsanteile mit
NM 2500,— (NM 2500,—), Grundstücke mit
RM 334900,— (RM 391100,—), Aktiv-Hypo-
theken mit RM 579 600,— (NM 457 100,—), »das
Inventar mit NM 35 000,— (NM 45 000,——).
Die Passivseite weist ein gegenüber dem Vorjahr
unverändertes Stammkapital von NM 2427 300
aus. Die Vorschüsse auf künftige Beteiligungen
betragen RM 1345 400,— (RM 1339 700,—);
die Hauptrücklage erscheint mit NM 90000,—
(NM 60 000,—), die Nsuhegeh—altsrücklage,im Be-

richtsjahr neu gebildet, mit RM 16 800,———,die

Darlehen aus Schulden mit NM 7915 400,—
(NM 76-411()0,——),die Passiv-Hypotheken mit

NsM 71900,— (RM 74 800,—). Die Eventual-

verpflichtungen bzw. Nückgriffsforderungen aus

Wechsel-giro und Bürgschaften sind auf beiden
Seiten der Bilanz mit NM 466 600,— (NM
608 000,—) vor dem Strich vermerkt.

Die Gewinn- und Verlustrechnung schließt mit

einem Nein-gewinn von RM 11800,—, nachdem
NM 27 500,-— auf Gebäude, Grundstücke und In-
ventar abgeschrieben sind. Im Vorjahr wurde

nach Abschreibungen in Höhe von NM 58 300,——
ein Reingewinn von NM 34 800,— ausgewiesen.
den Geschäftsunkosten von NM 621700,— (NM
688 100,—) stehen Einnahmen an Zinsen mit RM
228 200,——(NM 204 200,——)und an Betreuungs-
gebühren mit NM 428 000,——(NM 562100,——)
gegenüber. Der Reingewinn soll auf neue Rech-
nung vorgetragen werden.

Nachrichten des Bau- und Siedlungswefens
Die Bautätigeit im ersten Halbjahr 1932.

Das Statistische Reichs-samt hat in Heft 15 von
Wirtschaft und Statistik einen Ueberblick über die

Entwicklung der Bautätigkeit in den deutschen

Groß- und Mittelstädten veröffentlicht, aus dem

wir folgende Angaben hervorheben:

.

'

. lb· 1. H lb’ h1

chtzllgahr
1 H1a931Iahr1a93iza

r

Wohnungen Wohnungen Wohnungen

Bauerlaubnisse . . . 18 619 36 770 50 471

Baubeginne · .
14836 31 127 50 800

Bauvollendungen . 21 187 54 867 82 021

Die vom Biaujahr 1931s32 ab eingetretene Ver-

minderung der für den Wohnungsbauzur Ver-

fügung stehenden Mittel der öffentlichen Hand
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kommt in folgender Tabelle zum Ausdruck Mit
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln wurden
errichtet:

im Juli 1931 92"-» sämtl. erstellt. Wohng
»

Oktober 1931 757s2 » » »

» Dezemb. 1931 6870 » » »

» März 1932 5796 » » »

» Iuni 1932 48Z » » »

Infolge der Einschränkung der öffentlichenZu-
wendungen trat-en unter den Bauh erren
die privat-en Auftraggeber in den
B o r d e r g r u n d. Sie erstellten in der ersten
Iahreshälfte 49 Z des Wohnungszuganges gegen
nur 37Z im ersten Halbjahr 1931. Mit 457-, folg-
ten die gemeinnützigenBauvereinigungen (1931:



—

58Z) und mit SZ die öffentlichen Körperschaften

(1931: 5Z). Von sämtlichen Bauherren wurden

in der Hauptsache Kleiwohnunsgen er-

stellt.
Der Anteil der Kleinwohnungen an den fertig-

gestellten Wohnungen, der in den letzten Jahren
ständig zugenommen hatte, ist im Vergleich zum

Vorjahr kaum verändert. Dagegen werden seit
der Loslösung der Baufinanzierung von der

öffentlichen Hand in steigendem Maße Klein- und

Einfamilienhäuser errichtet. Von sämtlichen er-

stellten Wohngebäuden waren im ersten Halbjahr
1932 rd. 56Z Kleinhäuser mit 1——4Wohnung-en
(erstes Halbjahr 1931: 39"»). Der Anteil der

Einfamilienhäuser ist von 22Z im ersten Halb-
jahr 1931 auf 45Z im ersten Halbjahr 1932 ge-

stiegen. Die Einfamilienhäuser enthielten 12Z
aller erstellten Wohnungen.

Der Wohnungsbau in den preußischen Gemeinden
mit mehr als 10 000 Einwohnern.

NachFeststellungen des Preußischen Statisti-
schen Landesamts wurden im ersten Halbjahr 1932

in den in Frage kommenden 317 preußischenGe-

meinden mit 51,7 v. H. der preußischen »Wohnbe-
völkerung insgesamt für 17 007 Wohnungen Bau-

erlaubnis erteilt, 14 127 Wohnungen zu bauen be-

gonnen und 18 325 Wohnungen fertiggestellt.
Gegenüber der gleichen Zeit des Vorjahres be-

deutet das für die beiden erstgenannten Bau-

stadien einen Rückgang um 46,2 v. H.; die Erstel-
lung von Wohnung-en ging um 58,3 v. H. zurück.
Die besonders starke Abnahme der fertiggestellten
Wohnungen erklärt sich aus der erheblich gesun-
kenen Bautätigkeit in Berlin.

In den erwähnten preußischenGemeinden wur-

den 4325 gegen 10 229 Wohngebäude mit 16 925

gegen 43 940 Wohnungen fertiggestellt. Die Bau-

tätigkeit in Berlin beträgt gegenüber dem ersten
Halbjahr 1931 nur noch 19,1 Prozent, also kaum
ein Fünftel. Der Anteil Berlins an den fertig-
gestellten Wohnungen in allen größeren Gemein-
den Preußens sank auf 14,4 Prozent. Am wenig-
sten wurden, »was die fertiggestellten Wohnungen
anbelangt, die Gemeinden mit 10 000 bis 50 000

Einwohnern, also die Klein- und Mittelstädte, von

dem Rückgang betroffen: er betrug hier 42,1Z.
Auch bei den- neubegonnenen Wohnungen steht

auch in dieser Hinsicht Berlin mit einem Rückgang
von 74,1Z an der Spitze. Sein Anteil san der Ge-

samtzahl aller neubegonnenen Wohnungen in den

größeren preußischenGemeinden, der im ersten
Halbjahr 1931 noch 30,7Z, also fast ein Drittel

betrug, ging im ersten Halbjahr 1932 auf 17,4Z
zurück. In den übrigen Gemeinde-größenklassenist
infolgedessen der Anteil an der gesamten Woh-
nunsgserzeugsung der preußischen Gemeinden und
Städte nicht unbeträchtlich gestiegen. Bei den
neuerteilten Bau-erlaubnissen, die allgemein um

55,7Z abnsahmen, steht Berlin ebenfalls mit
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einem Rückgang von 86,2Z über den anderen

Größenklassen.
Die bereits früher hervorgehobene Tendenz zur

Grstellung von Häusern mit weniger Wohnungen,
als sie bisher gebaut wurden, tritt also noch deut-

licher »als bisher in die Erscheinung.

Haupt-Tagung des Deutschen Ausschusses für wirt-

schaftliches Bauen in H a n n o v e r.

Der Deutsch-e Ausschuß für wirtschaftliches
Bau-en veranstaltet zusammen mit der unter

seiner Leitung stehenden Arbeitsgemeinschaft für
wirtschaftliches Bau-en, die 9 deutsch-e Spitzenorga-
nisationen und wissenschaftliche Institute sowie die

österreichischenSpitzenverbände der Technik um-

faßt, am 24. und 25. Oktober Id. Is. in H anno -

v e r seine 12. Tagung für wirtschaftliches Bauen

unter dem Haupt-Thema: »D i e v o r st ä d t i s ch e

und ländliche Siedlung«. Es sprechen:
1. Direktor Regierungsbaurat St e g e m a n n ,

Leipzig, über »Die Ziele und Wege der

Bauforschung in der Rachkriegszeit«,
2. Oberregierungsrat Dr. Ing· e. h. Dr. jur.
Kämper, Berlin, über »Die Siedlung im

Spiegel der Vol-kswirt-schaft«, 3. Kreis-

baurat W a g n e r, Sorau N.-L., über »Die

Möglichkeit und die Bedeutung der

Selbsthilfe beim heutigen Sied-

lu n g s b a -u«, 4. Stadtbaurat Dr. Ing. W o l f,
Leipzig, über »Die Stadtrandsiedlung
in sG e s e tz u n d P r sa x i s«, 5. Ministerialrat
Professor Dr. S Ehm i d t , Berlin, über »Die
Grundrisse und Aufrisse der vor-

städtischen Kleinsiedlung«, 6. Direktor

Reg.-Baumeister Dr. Ing. W r e d e
, Dresden,

über »Die Grundrisse und Aufrisse
der ländlichen Siedlung«, 7. Reg.-8Bau-
meister S ch l e m m

, Königsberg über »J n n e n -

ausbau bei Kleinst-Siedlungsba:u-
te n«, 8. Reg.-Baumeister a. D. K a m m l e r

,

Berlin, über »Herde und Oefen in der

Kl-einstsiedlung«, 9. Architekt Hofherr,
Berlin, über »Ziegelbauweisen in der

vorstädtischen und ländlichen Sied-
l u n g«, 10. Dipl.-Ing. S e i d e l, Leipzig, über
»Holzbauweisen in der vorstä«dti-
schen und ländlichen Siedlung«,
11. Dipl.-In:g. W e iß , Berlin, über »3 e m e n t -

bauweisen in der vorstädtischen kund

ländlichen Siedlung«, 12. Dipl.-Ing.
H ü n n e b e ck, Düsseldorf, über »Die statisch e

und konstruktive Behandlung der

Deckentragw-erke«.
Verbunden werden soll mit der Tagung eine

Bessichtigung des alten und neuen Hannover so-
wie eine Studienfahrt nach Hildesheim.

Es ist erfreulich, daß es dem Ausschuß, dem

irgendwelche öffentliche Unterstützungen nicht zur

Verfügung stehen, möglich ist, auch in diesem Jahre
wieder seine umfassenden Forschunigsarbeiten der



Allgemeinheit in Form einer Tagung zu übermit-

t-eln.

Nähere Mitteilungen sind durch die Geschäfts-
stelle des Deutschen Ausschusses sur wirtschaft-
liches Bauen, Leipzig E-1, Tröndlinring 9 (Tel.:
25328) zu erhalten.

Kommunale Vereinigung für Wohnungswesen.
Die diesjährige 14. Hiauptversammlung der Ver-

einigung fand am 11. September d. I. im Rat-

haus in Kassel statt, und zwar mit Rücksichtauf
die Zeitverhältnisse in der iForm einer Arbeits-
fitzUUsgund in zeitlichem Zusammenhang mit einer

Arbeitssitzung der »Vereinigsung der Bauverwal-

tUUgeU deutscher Städte.« Hauptverhiandlungs-
gegenstand bildete die vorstädtischeKleinsiedlung
Zu diesem Thema sprachen u. a. Oberbürger-

meister Dr. Stadler-Ksassel, Stadtbaurat Dr.

Ing. W o l f - Leipzig und Stadtoberbaurat J o b st,
Kassel. Weitere Vorträge behandelten die Woh-
nungsaussicht und Wohnungspflesge unter beson-
derer Verücksichtiigungder Instandsetzung der Alt-

wohnungen im Organismus der sGem-eindeverwal-

tung (Stadtrat Dr. »Hiller-Halle), die Sanie-

rung der Kasseler IAItstadt (Vortrag mit Licht-
bildern von Direktor B r e h m e - Kassel) und die

Nechtsprechung bei der Nückforderung von Ab-

lösungsbeträgsen (Dir-ektor iWild, Zentralon-
nungssamt Berlin). Auf seiner Sonderssitzunig der
kommunalen Baugesellschaften am Samstag, dem
10. September, wurde die Rentabilität der Woh-
nungsneubauten (R-egierungsbaumeister a. D.

Faller, Kleinwohnungsbau Halle «A.-G.) und
die Behandlung von Mietausfällen sund Mietrück-

-ständen (Ver.w-alt-ungsdirektor N au n e r, Wohn-
hausbau Chemnitz G. m. b. H.) erörtert.

Vom 68. Deutschen Genossenschaftstag.
»Bei den Verhandlungen der Baugenossenschaf-

ten, die am 22. 8. 1932 im Nahm-en des 68. Deut-

schen lGenossenschaftstages in Dortmund stattfan-
den, sprach Oberregierungsrat a. D. Dr. Weber

über das Thema:

»Wandlung des Baugenossenschaftswesens
unter dem Einfluß der neueren G-esetzgebung«.

Nach einem historischen Rückblick auf die Ent-

wicklung der Genossenschaftenwandte«sssichder »Bor-

tragende den Nachkrieigsereiignissenim Genossen-
schaftswesen zu· Die staatliche Forderung des

Wohnungsbaus habe alle Interessenten auf den

Plan gerufen, die hofften, aus dem Geld-fegen pro-

fitieren zu können.
.

Der Gedanke der Selbsthilfe sei

selbst bei vielen Genossenschaften
unter dem Einfluß der einschlagigen

Gesetzgebung allmählich dem ·Ver-
langen nach Staatshilfe gewichen
Diese hat aber dazu geführt, daß der Staat sich
imer mehr Eingriffs- und «Ueberwachunigsmoglich-
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keiten geschaffen habe, die die Selbständigkeit der

Baugenossenschaften beeinträchtigen. Außerdem
sei der Grundsatz der Gemeinnützigkeitdurch rein

spekulative Gründungen von Wohnungsunterneh-
men, die mit den den Baugenossenschaften zu-
grunde liegenden Ideen nichts mehr zu tun hätten,
stark verwässert worden.

So ssei das äußere starke Aufblühen des Bau-

genossenschaftswesens in der Nsachkriegszeit auch
mit Nachteilen verbunden gewesen, die zu einem
Wandel im Biaugenossenschaftswesen geführt
haben. Die guten alten Baugenossenschsaften und

auch ein großer Teil der neuen, gut geleiteten
Baugenossenchaften hätten sich unt-er Führung der

Revisionsverbände gegen diese Entwicklung ge-
wehrt. In der Gemeinnützigkeitsverordnungvom

30. 12. 1931 sind strenge Voraussetzungen für die

Anerkennung der Gemeinnützigkeit eines Woh-
nungsuinternehmens festgelegt worden, die eine

geschäftlicheAuswertung der Gemeinnützigkeit für
die Zukunft unmöglich machten. Die Haupt-
sache sei aber, daß auch die genossen-
schaftlichen Gedanken: Selbsthilfe,
Selbstverwaltung und Selbstver-
antwortung wieder zur vollen Aus-

wirkung kämen.

Im Anschluß ian diesen Vortrag führt-e Direktor
E. Wildermuth (Deutsche Bau- sund Bodenbank)
zu der Frage:

,,-Baugeld und Zwischenkredit«
u. -a. aus:

Die schwierige Lage bei der Finanzierung des

Wohnungsbaues sei durch die Notverordnung vom

8. Dezember 1931 noch verstärkt worden, da lang-
fristige Geldmittel zu den dort normierten Sätzen
so gut wie nicht zu bekommen seien. Abgesehen
von der Förderung der vorstädtischen Kleinssied-
lung stünden öffentliche Mittel nicht mehr zur

Verfügung Für die iFinanzierung des Wohnungs-
baues kämen daher heute in erster Linie nur

mehr die privaten Versicherungsunternehmen so-
wie Träger der Sozialversicher·un-g,in zweit-er
Linie die Spsarkassen in Frage. Solange aber
der allgemeine Kapitalmarkt versage und die not-

wendigen Mittel durch Wechsseldiskontierungen
bei der Neichsbank beschafft werden müßten, wird
das Ausmaß der Arbeitsbeschaffunsgimmer be-
grenzt sein.

26. Deutscher Mietertag in Würzburg.

Der Mietertag faßte folgende Entschließungen:
1. Der durch Inslation und Auswertungsgesetze

entschuldete Althausbesitz ist eine geeignete und
sichere Kreditunterlaige zur Finanzierunsg seines
großziügigsenArbeitsbeschaffsungsprogramms
Würden die städtischienHausbesitzer in derselben
Höhe zur Hauszinssteuer herangezogen, wie sie die
Mieter in der Miete zahlen, so erhöhte sich das

Auskommen in Deutschland um zirka 1000 Millio-
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nen Neichsmark jährlich. Die Verwendung dieser
Summe als Tiligunsgsquote für zinslose Baukredite

kann unter keinen Umständen inflatorischse Wir-

kungen erzeugen.
Es muß unbedingt verhindert werden, daß die

den Hypotheksengläubigern und Sparern entschädi-
gungslos enteigneten 70 Milliarden Goldmark

nicht aufgewerteter Hypothek-enfor.derungen nach
Besserung der Wirtschaft dem in- und ausländi-

schen Hausbesitz zufallen.
Die Durchführung diefer Forderung würde in

erheblichem Umfange die Wirtschaft anzukurbeln,
sowie die Arbeitslosigkeit und die Wohnungsnot
zu mildern vermögen.

2. Im Interesse der Arbeitsbieschaffung muß der

Hausbesitz zur vollen Verwendung des in der

Miete enthalten-en Instandsetzunsgsanteils unter

Einschsaltung Zder Nachweispflicht durch gesetzliche
Maßnahmen zur Ausführung der Haus- und

Wohnungsreparaturen verpflichtet werden.

Die in der Miete enthaltenen Jnstandsetzungs-
anteile betragen im Neichsgebiete mindestens
1 Milliarde Neichsmark jährlich. Bei voller Ver-

wendung dieser Summe könnt-en mindestens
450 000 Bauarbeiter das ganze Reich hin-durch,
jahrein, jahraus, beschäftigt werden, wodurch eine

wesentliche Minderung der Arbeitslosigkeit im

Baugewerbe erzielt würde.
Im Anschluß san diese Kundgebung richtete der

Bund Deutsch-er Mietervereine e. V. (Dresden,
Marschallstr. 29, I) an den Deutschen Reichstag
eine Ein-gabe, in der die Neuordnung der Woh-

nungs-wirtschaft, des Miet- und des Bodenrechts
mit bestimmten Vorschlägen gefordert werden.

Neichsbund des Deutschen Baugewerbes e. V.

Der Deutsche Arbeitsgeberbund für das Bau-

gewerbe E. V. und der Deutsche Wirtschaftsbund
für das Baugewerbe E. V. haben sich im Reichs-
bsund des Deutsch-en Baugeiwerbes E. »V. vereinigt.
Die von den beiden bisherigen Verbänden bear-

beitet-en Aufgabenkreise werden von dem neuen

Verbande in einer sozialpolitischen und einer

wirtschaftspolitischen Abteilung weiter bearbeitet.

Die Geschäftsstelle des Verbandes befindet sich
im eigen-en Verbandshause in Berlin W 10, Mar-

g-aretenstr. 7.

Vorläufig keine Wohnungskreditanstalt.
Die durch Notverordnung vom 4. Mai 1932 be-

gründete PreußischeWohnungskre«dit-Anstsaltwird

dem Vernehmen nach vorläufig noch nicht ins

Leben treten. Die kommissarische preußische
Staatsregierung hat die Aufnahme des Geschäfts-
betriebes der Anstalt vorläufig zursückgestellt

Günstige Finanzlage von Siedlungsgemeinden.
Die Bauwelt, Heft 35, bringt ein-e bemerkens-

werte Nachricht über die günstig-eEinwirkung der

Sie.dlun-g aus den Haushalt der Landgemseinden.
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Es heißt dort u. a.: Einige Gemeinden rings um

Berlin erfreuen sich einer schuldenfreien Kasse.
Diese Abwanderung in die naheliegenden Land-

gemeinden ist eine Folge der wenig siedlungs-
freundlichen, einengenden Bestimmungen, die in

den letzten Jahren manchen Eigenhausbau in den

Berliner Stadtgrenzen verhindert haben. Die

Einwohnerzahl der Gemeinde Schulzendorf z. B.

bat in 4 Jahren um 300 v. H. zugenommen.
700 Wohngebäude sind neu erstanden; eine ähn-
liche Entwicklung verzeichnet die Gemeinde Eli-angs-
dorf. Hier wurde im Jahre 1931 ein Ueberschuß
von 20 000 NM erreicht. Die vielfältige Arbeit,
die bei der Grundstückseinrichtung und dem Haus-
bau geschafft wird, wirkt sich auch in der Steuer-

kraft der Einwohner aus, zudem wächst der

Grundsteuerswert früher landwirtschaftlich bear-

beiteter Flächen »durchdie Umwandlung in Bau-

land.

Weitere Schrumpsung des Psandbriesumlauss.
Der Umlauf an Jnlands-Goldpfandbriefen hat

sich im Juli um 34 Mill. NM, also um den glei-
chen Betrag wie im Juni verringert. Der Zu-
gang lan Golsdpfandbriefen war etwas größer als
im Vormonat. »Er betrug 22,7 (18) Mill. NM

und entfiel mit 14,1 (11,7) Mill. NM auf Hypo-
thekenbanken, und mit 7,7 (5,5) Mill. NM —an

öffentlich-rechtliche Kretditanstalten Der Abgang
durch Rückkauf, Tilgunsg usw. war mit 56,8 Mill.

NM um etwa 5 Mill. NM größer als im Juni ;

er entfiel mit 13,8 (0) Mill. NM auf die Renten-

bank-Kre"ditanstalt, mit 27,9 (26,3) Mill. NM

auf die Hypothekenbanken und mit 14,2 (14,4)
Mill. NM auf die öffentlich-rechtlichenKredit-

anftalten.

Die deutsche Auslandsverschuldung.
Das Statistische Neichsamt veröffentlicht in

Wirtschaft und Statistik 16 (s. 490) eine längere

Untersuchung über die deutsche Auslandsverschiul-
dung per 29. Februar 1932. Wir entnehmen dem

Artikel folgende Ziffern:

VerschuldungDeutsche Schuldner
i.Mill.-RM.

Neich.......... 3125

Länder, Gemeinden usw. . . . . 1215

Neichsbank und Golddiskontbank . 904

Sonstige deutsche Vanken u. Geldinstitute 5 802

Jndustrie,Handel,Verkehr, Landwirtschaft 8 785

Sonstige deutsche Schuldner. . . . . 792

Jnsgesamt I 20 623

Von der Gesamtsumme sind 49 »k- kurzfristige (bis
einschl. Februar 1933 fällige) und 51Z lang-
fristige Verpflichtungen Zählt man zu der Ge-

samtsumme, die auf Grund der Unterlagen der

Anmeldestelle für Auslandsschulden festgestellt
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worden ist, noch die statiftisch nicht genau»feststell-
baren Auslsandsschulden sowie den auslandischen
Besitz in Deutschland (Erundbefitz, Effektenbesitz
Us«w.)hinzu, so ergibt sich eine E es amtaus-
landsverfchuldung von 25,6 bis 26,6 Mil-

liarden NM.

.
Beträge

Kreditarten LMMNM

Nemboukse .

2778

Barvorfchüsse . . . . . . . . · .
1228

Vuchschulden aus Warenlieferungen .
982

Fällige Anleihen und Hypotheken 538

Sonstige kurzfristige Verpflichtungen 4627

Anleiyen........... 7924

Hypotheken . . . · . . . .
533

Langfristige Darlehen jeder Art . .
«

1580

Sonstige langfristige Schuldm. . .
»

433

Jnsgefamt 20 623

Die jährlichen Zins- und Tilgungs-

v e r p f I i cht u n g e n zeigt die folgende Zusam-

menstellung:

. Tit-s
3 Fes-s- a Un -

Schuldner— smer
gung verpflicgtg

in Millionen Reichsmark

Reich . . . . . . . . . . 181 44 225

Länder, Gemeinden usw. . . 71 30 101

Vanken usw« . . . . . . . 368 25 393

Industrie, Handel, Verkehr,

Landwirtschaft . . . . . . 560 104 664

Sonstige deutsche Schuldner 45 10 55

Jnsgefamt 1 225 213 1 438

Ein neues Urteil über die Zahlungspflicht der

Bausparer. -

Das Amtssgericht Berlin-Mitte hatte vor einiger

Zeit ein Urteil gefällt, nach dem es einem Bau-

sparer angesichts der verzögerten Prüfung durch
das Neichsaufisichtsamt nicht zugemutet werden

könne, die vertraglichen Beiträge weiterfo zahlen.

Dieses Urteil ist durch das Land-ger1cht1 auf-
gehoben wor.den. Die zweite Instanz stellte sich
auf den Standpunkt, der Bausparer »habeseine

Vertragspflichten auf jeden Fall zu ersullen. Der

Bausfparvertrag könne nicht angefochtenwerden,
folange nicht die Gewißheit bestehe,daß die Kasse

ihre Leistungen nicht erfüllen könne.

Neue Entscheidungen für Bausparkasfen.

Das Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung
hat in der Senatssitzung vom 17. 8. bei den Bau-

fparkaffen ·

Nhseinland Aktiengesellschan sVaufpsarkaffeIn

Köln,
Bau- und Kreditgenossenschafte. G. m. b. H»

Zanow (Pomm.),
die Schließung des Geschäftsbetriebesund den Er-

laß eines Zahlunsgsverbots, und bei
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Säntis, Erste Deutsch--Schweizerische Bau- und

Hypotheken-Spar- E. m. b. H. in Wiesbaden,
die vereinfachte Abwicklung angeordnet.

In der Sitzung vom 7. September 1932 sind fol-
gende Entscheidungen getroffen worden:

1. Deutsche Eisgenheimgesellfchaft e. G. m. b. H.,
Frankfurt sa. M.

Zahlungsverbot bis 10. 11. 32 verlängert.
Mitteldseutsche Vaufparskafse Aktien-Gefellschaft,
Hannover,
Erlaß eines Zahlungsverbots.

. »Freies Heim« Bauspar-Aktiengesellschaft,
Köln,

Vereinfachte Abwicklung.
. Volksbau-Aktiengesellschaft, Berlin,

Untersagung des Gefchäftsbetriebs und An-

trag auf Konkurseröffnung
. Thurinigia Aktiengesellschaft, Eisenach,

Liquidation durch einen noch zu bestim-
menden Liquidator.

. »Mein Vaterland« e. G. m. b. H., Eladbach-
Rheidt,

Untersagung des Geschäftsbetriebes und ver-

einfachte Abwicklung durch einen noch zu

bestimmenden Liquidator.

Die Leipziger Baumesse.

Bei der geringen Bautätigkeit war Idie Leip-
ziger IBasumesfe still. Man konnte aber dennoch
feststellen, daß für Spezialitäten des Baumarkts

Interesse war. Die aufsteigende Konjunktur des

Siedlungs- und kleinen Eigenhauses stand im

Vordergrund Auch die von der Leitung der Bau-

meffe errichtete Versuchssiedlung fand lebhaftes
Interesse Bezeichnend ist z. »B. die Tatsache, daß
die alte Pianofortefirma Blüthner, Leipzig, fich
dem Holz-siedlungsba.u besonders gewidmet hat,
und als Ausstiellerin stark in Erscheinung trat.

Im Zusammenhang mit der Baiumesse fand eine

Vortragsreihe statt, in der über die Siedlung und

Bausparkafsenbewegun-g, sowie über einige Spe-
zialfragen des Bauswesens gesprochen iwurde Die

Vorträge wiesen einen erfreulichen lBessuchsauf.

Sortenvereinfachung in der deutschen Tafelglas-
industrie.

Auf dem deutschen Fenfterglasmarkt hat man

bisher 4 Sorten für Bauzwecke unterschieden, die

nach Qualität abgestuft waren. sEine Verein-

fachung des bisherigen Normenblattes Din 1249
war notwendig. Sie ist jetzt vom Deutschen Nor-

menausschuß nach Vorangehender ein-gehender
Prüfung durchgeführt Die wichtigste Aendserung
ist, daß in Zukunft zwischen Bauglas und Glas

für Sonderzwecke scharf unterschieden und nur das

Bau-glas genormt wird. Auskunft erteilt der
Verein Deutscher Tafel-glashütten G. m. b. H»
Frankfurt-Main.
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Die Holzmärkte.
Die Holzmärkte erhalten gegenwärtig eine ge-

wisse Stütze durch die Nachfrage nach Holz für
Siedlungsbauten und Klein-gärten; so sind in

Preußen im Rahmen der vorstädtischen Klein-

siedlung bereits rd. 11000 Siedlerstellen im Bau

begriffen. Weitere derartige Bauten sind ge-

plant. Dabei ist zu berücksichtigen,daß für diese
Bauten in stärkerem Maße Holz Verwendet wird

als beim Wohnungsbau der früheren Jahre. Da-

rüber hinaus wird aber gegenwärtig so wenig
gebaut, daß die Saisonbelebung auf den Holz-
märkten in diesem Jahr nur sehr schwach in

Erscheinung trat.

Infolge der starken Beschränkung des Angebots
trat trotz der geringen Saisonbelebung an den

Holzmärskten eine gewisse Entspannung »ein, die

auf Teiligebieten zu einer Befestigung der Preise

Senkung der Baukoftem lv 1000 M

führte. Die Tatsache, daß bei der an sich geringen
Nachfra-ge«st-eiger»unsgdie Preise sich bereits befestig-
ten, bestätigt die Annahme, daß das Angebot zur-

zeit in einer ganzen Anzahl von Sortimenten

Verhältnismäßisg knapp ist.

Normung der Schamottesteine für Oeer und

Herde.
Die Normung der Schamottesteine für den

Innenausbau der Oefen »und Herde ist nunmehr
durchgeführt. Die Normblattentwürfe

Din E 1299 Güte- und Prüsvorschriften,
Din E 1300 Bl. 1 Roststeine,
Din E 1300 Bl. 2 A.usbaiusteine, Unterlegplat-

ten, Futtersteine,

können vom Deutschen Normenausschuß, Berlin
NW 7, Dorotheenstr. 40, erfordert werden·

ln 1000 M.
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Mit der steigenden Baukonjunktur in den

Jahren 19Z4J30 stiegen die Baukosten. Die

Jahresdurchschnittszahlen des Neichsbaukostens
index für jene Zeiten sind:

1924 . . . . . . . .137,4
1925 . . . . . . . .168,5
1926 . . . . . . . .161,1
1927 . . . . . . . .17Z,5
1928 . . . . . . . .17Z,7
1929 . . . . . . . .176,9

Die hohen Baukosten. die als unangenehme
Begleiterscheinung der starken öffentlichen För-
derung des Wohnungbaues anzuerkennen sind,
waren die Miturfache für die die Bauwirtschaft
erdruckendeUnrentabilitätdesWohnungsbaues.
Sie führten zu einem unerträglichen smißvers
hältnis zwischen Bolkseinkommen und Woh-
nungsmiete. Mit dem Rückgang der Bau-

tätigfeit sanken die Baukosten. Die Bewegung
der Reichsindexzahlen deutet auf eine weitere

Senkung.
Monat 1930 1931 1932 U

j
Januar . .178,0 153,0 128,8
Februar . .176,4 152,3 128.8

März . . . . .176.0 149,8 127,2
April . . . . .175.6 144,1 127,7
Mai . . . . . . 175,1 142,5 123,5
Juni . . . . .17Z.7 142,9 121,5 E

Juli . . . . . .167,0 142.9 121.0
August . . . .162,2 143,0 120,6 E

September . . .159.8 143.0
Oktober . . .1585 143,0

«

November . .154,9 142,6
Dezember . 154,5 140,5

Jm nebenstehenden Schaubild sind die Bau-

kosten aufgegliedert. Ein Vergleich zeigt, wie

unterschiedlich der Rückgang der einzelnen
Kostenanteile ist. Der bedeutendste Einfluß auf
die Minderung der Gesamtkosten geht von den
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Verhältnis der gegenwärtigen Baukosten

gegenüber Dezember 1929 in vom Hundert
Dezember 1929 = 100)
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Maurerarbeiten aus. Das Beispiel läßt er-

kennen. das noch bei vielen Arbeiten im Ber-

gleich zu anderen. eine weitere Senkung der Kosten
zum Nutzen der Gesamtbauwirtschaft möglich ist.

Soweit dieses aus der Praxis herausgegriffene Bei-

spiel insgesamt eine Senkung in Höhe der Reichsindexs

In vom Hundert ln vorn Hundert

zahlen nicht erreicht, ist auf die Wahl des behandelten
Bauobjekts, das nur den Berliner Verhältnissen ent-

spricht und die Entwicklung in Orten des Reiches un-

berücksichtigt läßt, zurückzuführen.
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